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130. Sitzung 

Bonn, den 8. März 1989 

Beginn: 13.01 Uhr 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Befragung der Bundesregierung 
Meine Damen und Herren, die Themen der Kabi-

nettsitzung, die der Bundesminister für besondere 
Aufgaben und Chef des Bundeskanzleramtes mitge-
teilt hat, sind den Fraktionen bekannt. Ich brauche sie 
also nicht mehr vorzulesen. 

Wir kommen zuerst zur Befragung bezüglich der  17. 
und 18. Änderungsverordnung der Durchführungs-
verordnung zum Ausländergesetz. Die Bundesregie-
rung hat mir mitgeteilt, daß hierzu der Bundesminister 
des Innern berichten wird. 
Ich erteile dem Herrn Innenminister das Wort. 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Das Kabinett 
hat heute den beiden Entwürfen für eine 17. und 
18. Änderungsverordnung der Durchführungsver-
ordnung zum Ausländergesetz zugestimmt. Die Ver-
ordnungen bedürfen der Zustimmung des Bundesra-
tes, bevor sie in Kraft gesetzt werden können. 
Das Kabinett hat weiterhin beschlossen, die Sicht-

vermerksabkommen mit Barbados und der Dominika-
nischen Republik sowie mit Jugoslawien zu kündi-
gen. 

Die 17. Änderungsverordnung sieht die Einführung 
der Sichtvermerkspflicht gegenüber 14 afrikani-
schen, asiatischen und südamerikanischen Staaten 
vor. Es sind Barbados, Birma, die Dominikanische Re-
publik, Gabun, Indonesien, Kamerun, Kongo, Philip-
pinen, Ruanda, Südafrika, Südwestafrika/Namibia, 
Thailand, Trinidad und Tobago, Uganda und die Zen-
tralafrikanische Republik. 
Mit dieser Maßnahme wird das zwischen den 

Schengener Vertragspartnern und zwischen den für 
Einwanderungsfragen zuständigen Ministern der EG-
Staaten bisher vereinbarte Programm zur Harmonisie-
rung der Sichtvermerkspflicht umgesetzt. 
Außerdem ist mit dieser Verordnung das soge-

nannte Zwischenlandungsprivileg — das ist die Be-
freiung von der Aufenthaltserlaubnispflicht und vom 
Paßzwang im Flugdurchgangsverkehr für eine einma-
lige Zwischenlandung im Bundesgebiet — für diejeni

-

gen türkischen Staatsangehörigen aufgehoben, die 
kein Visum für einen EG-Staat, Kanada oder die USA 
besitzen. 

Die Maßnahme ist dringend notwendig geworden, 
weil im vergangenen Jahr bereits rund 7 500 türkische 
Asylbewerber unter Ausnutzung des Zwischenlan-
dungsprivilegs ins Bundesgebiet eingereist sind; das 
ist fast die Hälfte aller türkischen Asylbewerber. 
Der Türkei hatten wir bereits im Dezember 1987 

unmißverständlich erklärt, daß wir zu dieser Maß-
nahme gezwungen sind, wenn die illegale Zuwande-
rung auf diesem Wege anhält. 
Durch die 18. Änderungsverordnung ist die Sicht-

vermerkspflicht für jugoslawische Staatsangehörige 
eingeführt worden. Diese Maßnahme ist unumgäng-
lich geworden, weil die Zahl jugoslawischer Asylbe-
werber seit 1987 sprunghaft angestiegen ist. 1988 wa-
ren es mehr als 20 000. Jugoslawische Staatsbürger 
bilden damit nach Polen mit 29 000 die zweitgrößte 
Gruppe von Asylbewerbern. Diese Entwicklung hat 
sich im Januar und Februar dieses Jahres mit 2 800 
und dann 2 900 Asylbewerbern unverändert fortge-
setzt. 

Noch nicht abschließend entschieden ist, wann die 
18. Änderungsverordnung in Kraft gesetzt wird. Das 
Kabinett wird darüber im Mai befinden, wenn die 
Zustimmung des Bundesrates vorliegt. 
Außerdem hat sich das Bundeskabinett heute mit 

dem Gesetz zur Ergänzung des Katastrophenschutz

-

gesetzes beschäftigt und den vorliegenden Entwurf 
beschlossen. 

Vizepräsident Stücklen: Zunächst zu diesem Be-
reich, Herr Abgeordneter Nöbel, bitte. 

Dr. Nöbel (SPD): Herr Minister, ich will Sie zu Sicht-
vermerken für Jugoslawen befragen. Hat die Bundes-
regierung bei dieser Entscheidung die besondere Si-
tuation Österreichs bedacht? Ich denke insbesondere 
an das Minderheitenproblem der Slowenen und 
daran, daß Österreich ein Transitland ist. 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: Ja, 
das hat die Bundesregierung getan. Ich war in der 
letzten Woche in Wien, um mit meinem österreichi-
schen Kollegen die Maßnahmen zu besprechen, die 
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Bundesminister Dr. Zimmermann 

sich für Österreich aus einer Beschlußfassung erge-
ben, wie sie jetzt stattgefunden hat. Mein österreichi-
scher Kollege hat mir zugesagt, daß er nach seinen 
Möglichkeiten dafür sorgen wird, daß nur jugoslawi-
sche Staatsbürger in die Bundesrepublik durch Oster-
reich einreisen können, wenn sie einen deutschen 
Sichtvermerk haben, falls diese Sichtvermerkspflicht 
— ich sagte ja, da gibt es noch eine Nachdenkpause 
von einigen Monaten — wirklich beschlossen werden 
sollte. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Frage, Herr Abgeord-
neter Graf von Waldburg-Zeil, bitte. 

Graf von Waldburg -Zeil (CDU/CSU): Meine Frage 
geht an die Frau Staatsministerin. Das Ziel des Sicht-
vermerkes soll es ja doch wohl sein, Einreisewünsche 
offensichtlich unbegründet Asylbegehrender von 
vornherein zu unterbinden. Wird aber bei der Notie-
rung der Sichtvermerke dann, wenn es sich um einen 
offensichtlich begründeten Fall handelt, der Sichtver-
merk auch erteilt? 

Vizepräsident Stücklen: Bitte, Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Herr Abgeordneter, die Sichtvermerke 
werden von den Vertretungen der Bundesrepublik 
Deutschland nach den dafür geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen erteilt, d. h. wenn ein Visum beantragt 
ist, wird beim Ausländerzentralregister in der Bundes-
republik nachgesehen — dieses Verfahren ist auch 
durch elektronische Datenverarbeitung inzwischen 
weitgehend verkürzt — , ob irgendwelche Hinder-
nisse bestehen, ein Besuchsvisum auszustellen. Wenn 
keine Hindernisse aus diesem Zentralregister deutlich 
werden, wird das Visum in der Regel erteilt. 
Selbstverständlich wird bei offensichtlich begrün-

deten Anträgen — wenn deutlich sichtbar ist, daß Not 
am Mann ist — dieses Visum auch erteilt werden, 
ohne daß eine endgültige Antwort aus dem Zentralre-
gister vorliegt. Darauf bezog sich wohl Ihre Frage. 
Auf der anderen Seite muß ganz klar sein, daß es 

nicht Aufgabe der Auslandsvertretungen der Bundes-
republik Deutschland sein kann, irgendwelche, in ir-
gendeiner Form geartete, regelmäßige Vorprüfungen 
vorzunehmen. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Häm-
merle, bitte. 

Frau Hämmerle (SPD): Hat die Bundesregierung bei 
ihren Beratungen die Erfahrungen mit der Volksrepu-
blik Polen bezüglich der Regelung über die Visa be-
dacht, die ja bisher keinen Erfolg gebracht haben? 

Vizepräsident Stücklen: Bitte, Herr Innenminister. 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: Die 
Situation bezüglich Polen, wo im letzten Jahr 725 000 
Visa erteilt worden sind — mit steigender Tendenz — 
und die Situation Jugoslawien, wo es keine Visa-
pflicht gegeben hat, wo die Einreisen zwischen 2 und 
3 Millionen bei rund 650 000 in der Bundesrepublik 
lebenden jugoslawischen Staatsbürgern geschätzt 
werden, sind nicht miteinander vergleichbar. 

Wie gesagt, wir haben ja Ankündigungen der ju-
goslawischen Seite, daß das Problem von dort aus 
gesehen wird und auch geregelt werden soll. Im Fe-
bruar dieses Jahres haben wir allerdings keinen An-
haltspunkt dafür gehabt, daß solche möglichen Maß-
nahmen gegriffen hätten. Wir werden abzuwarten ha-
ben, wie sich die Lage im März und April entwickelt. 
Im Mai wird sich das Bundeskabinett dann ohnehin 
wieder mit der Sache beschäftigen. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Hamm-Brücher, bitte 
sehr. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP) : Da die mögliche 
Einführung einer Visumspflicht offenbar wenig daran 
ändern kann, daß weiterhin eine hohe Zahl von jugos-
lawischen Besuchern hier um Asyl nachsuchen wer-
den, möchte ich die Bundesregierung fragen, ob sie 
nicht rechtzeitig darauf hinweisen kann und sogar 
muß, daß Besucher aus Jugoslawien, die nachträglich 
einen Asylantrag stellen, damit rechnen müssen, daß 
sie umgehend mit ihrer Abschiebung aus der Bundes-
republik Deutschland zu rechnen haben, wenn der 
Antrag abgelehnt wird — weil er im Hinblick auf die 
innenpolitischen Entwicklungen in diesen Ländern 
offenkundig unbegründet ist — , um damit einen ge-
wissen abschreckenden Effekt zu erreichen, wenn es 
darum geht, auf diesem Umweg hier Asyl zu bekom-
men. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Innenminister, bitte. 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: Die 
Bundesregierung wird auch das tun, wobei die Ab-
schiebung ja nicht Sache der Bundesregierung, son-
dern Sache der Behörden der Länder ist. Auf der an-
deren Seite kann man überhaupt nicht sagen, daß die 
Visumspflicht nichts nützen würde. Wir haben das am 
Beispiel der Türkei gesehen, wo wir vor acht, neun 
Jahren absolute Höhepunkte in der Zuwanderung 
hatten. Das hat sich durchaus ausgewirkt. Wir hoffen, 
daß das auch in diesem von mir genannten Fall so sein 
wird. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Pen-
ner. 

Dr. Penner (SPD): Will die Bundesregierung auch 
nach Einführung der Visumspflicht gegenüber Jugos-
lawien an dem Institut des Besuchervisums festhal-
ten? 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: Ich 
möchte darauf im Moment keine Antwort geben, weil 
noch nicht feststeht, ob und wann die Visapflicht wirk-
lich eingeführt wird. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Cro-
nenberg, bitte. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Sie haben, Herr Mi-
nister, auf die Erfahrungen mit der Türkei hingewie-
sen. Aber sind denn nicht die Erfahrungen mit der 
Visumspflicht in Polen gegenteilig gewesen, und hat 
sie eben nicht zu einer Eindämmung geführt? 
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An das Auswärtige Amt: Bedeutet dies eine Erhö-
hung der Personalbestände in den jeweiligen Bot-
schaften oder Generalkonsulaten? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Herr Abgeordneter, in der Tat ist mit 
einer erheblichen Ausweitung des Stellenbedarfs für 
den konsularischen Bereich durch das Auswärtige 
Amt zu rechnen. 
Im Falle der Visumpflicht für Jugoslawien gehen 

wir von folgenden Überlegungen aus: Es leben etwa 
650 000 Jugoslawen in der Bundesrepublik. Im ver-
gangenen Jahr hatten wir ca. 2 Millionen Besuchsrei-
sen in die Bundesrepublik. Das heißt, wir müssen da-
von ausgehen, daß wir mit mindestens 2 Millionen 
Visaanträgen konfrontiert werden. Das bedeutet, daß 
wir damit rechnen, ca. 120 zusätzlich entsandte Mit-
arbeiter für Jugoslawien zu brauchen. Dazu kämen 
noch einmal etwa 500 Ortskräfte, die einzustellen 
sind. 
Dazu kommen die Überlegungen im Zusammen-

hang mit Polen. Dort sind eine sehr geringe Zahl von 
entsandten Mitarbeitern — bedauerlicherweise zuwe-
nig; das Auswärtige Amt hat, bisher vergeblich, schon 
versucht, zusätzliche Stellen dafür zu bekommen — 
mit einer steigenden Anzahl von Visumanträgen kon-
frontiert, was zu den Auswirkungen führt, die auch in 
der Öffentlichkeit beklagt worden sind. Auch hier ist 
also mit einem erheblichen personellen Mehrbedarf 
zu rechnen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Nöbel, 
bitte. 

Dr. Nöbel (SPD): Da ich davon ausgehe, daß bei der 
heutigen Entscheidung auch Kriterien katalogweise 
aufgestellt worden sind, ich aber bei den Antworten 
solche klaren Angaben vermisse, frage ich konkret: 
Wie wird nach einer Ablehnung eines Asylantrags 
verfahren, wenn dort der Antrag auf ein Visum für 
eine erneute Einreise gestellt wird? 

Vizepräsident Stücklen: Wer möchte von der Bun-
desregierung antworten? — 

(Heiterkeit) 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Herr Abgeordneter, ich würde Ihnen 
die Antwort darauf gern schriftlich zukommen lassen. 
Ich gestehe Ihnen, das übersteigt im Moment mein 
Wissen. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Danke schön! Einverstan

-

den!) 

Vizepräsident Stücklen: Einverstanden. — Herr Ab-
geordneter Gerster, bitte. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Bundesinnenmi-
nister, da wahrscheinlich auch Ihnen bekannt gewor-
den ist, daß die sozialdemokratische Fraktion jetzt 
verstärkt Abschiebungen in Ostblockstaaten fordert: 
Würden Sie mir zustimmen, daß es humaner ist, bei 
Einführung von Visumpflichten und korrekter An-
wendung der Visumbestimmungen lieber nichtpoli-
tisch Verfolgten am Anfang klarzumachen, daß sie 
hier nicht einfach einreisen und bleiben können, als 

sie nach einem jahrelangen Asylverfahren durch Ad-
ministration und Gerichtsinstanzen dann anschlie-
ßend abzuweisen, und daß insofern die Einführung 
einer Visumpflicht in ihren Auswirkungen durchaus 
ein humanitäres Signal sein kann? 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: Ich 
stimme Ihnen zu. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte schön, Herr Abgeord-
neter. 

Brück (SPD): Herr Bundesminister, können Sie mir 
dann bitte auch sagen, wie der deutsche Konsularbe-
amte erkennen kann, ob jemand die Bundesrepublik 
nur besuchen oder ob er auch einen Asylantrag stellen 
will? 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: Nun, 
es gibt Länder, Herr Kollege, die das schriftliche Ver-
fahren bevorzugen. Da muß man vorher einen Antrag 
einreichen, muß den Zweck angeben, und dann wird 
man vorgeladen. Dann wird man gefragt, wieviel 
Geldmittel man dabei hat, ob man eine Rückfahrkarte 
hat und, und, und. Zwischen diesem und dem soforti-
gen Touristen/Besucher-Visum ist also ein breites 
Entscheidungsspektrum. 
Im übrigen wiederhole ich: Die jugoslawische Seite 

hat uns mitgeteilt, daß sie Mittel und Wege sieht, um 
diesen Ansturm drastisch zu vermindern. Wir werden 
abzuwarten haben, ob das wirklich so ist. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Fragen 
mehr zu diesem Geschäftsbereich. 
Dann kommen wir zum nächsten Thema, das in der 

Kabinettsitzung behandelt worden ist. Ich rufe also 
das Thema Katastrophenschutzgesetz auf. Wer von 
der Bundesregierung möchte den Bericht zum Kata-
strophenschutzgesetz geben? — Es gibt keinen Be-
richt? — 
Dann  kommen wir zum Gesetz über die Orthop-

tisten und Orthoptistinnen. Wer möchte dazu einen 
Bericht abgeben? 

Frau Dr. Lehr, Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit: Das Kabinett hat sich heute 
mit dem Orthoptistengesetz befaßt. Orthoptisten sind 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen von Augenärzten 
und Augenärztinnen. In der Bundesrepublik werden 
jährlich etwa 2,5 Millionen Patienten wegen Schiel-
erkrankungen und Augenzittern untersuchungs- und 
behandlungsbedürftig. Es existieren zur Zeit elf Schu-
len, meist an Universitätskliniken angegliedert, die 
die Orthoptisten und Orthoptistinnen ausbilden. 
Bisher bestand eine unterschiedliche Ausbildungs-

zeit. Es gibt in zwei Ländern dreijährige und in zwei 
Ländern zweieinhalbjährige Ausbildungszeiten. Es ist 
notwendig, hier die Ausbildungszeiten zu vereinheit-
lichen. Die Ausbildung wird jetzt einheitlich auf drei 
Jahre festgelegt. 

Vizepräsident Stücklen: Gibt es dazu Fragen? — 
Bitte, Frau Abgeordnete Schmidt. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Wir hatten vor 
mittlerweile drei Jahren — vielleicht ist es schon vier 
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Jahre her — einen Gesetzentwurf der SPD-Bundes-
tagsfraktion zu diesem Thema. Wodurch unterschei-
det sich der jetzige Gesetzentwurf von dem, den wir 
vor drei bis vier Jahren eingebracht haben? 

(Bohl [CDU/CSU]: Ihrer ist von der Opposi

-

tion!) 

— Das ist wohl der einzige Unterschied. 

Frau Dr. Lehr, Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit: Das kann ich Ihnen nicht 
sagen. Ich werde es Ihnen gerne nachreichen. Ich 
weiß, daß dieser Gesetzentwurf auf Eis gelegen hat. 
Ich habe mich nochmals mit den Experten aus den 
Koalitionsfraktionen zusammengesetzt. Wir haben 
den neuen Entwurf erörtert und hielten es für notwen-
dig, daß dieser Gesetzentwurf jetzt eingebracht 
wird. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Ist dieser Gesetz-
entwurf in der Zwischenzeit mit den Bundesländern 
abgestimmt worden? 

Frau Dr. Lehr, Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit: Ja, das ist er. 

Vizepräsident Stücklen: Dazu keine weiteren Fra-
gen? —
Dann kommen wir zu den offenen Fragen. Frau 

Abgeordnete Roitzsch, bitte. 

Frau Roitzsch (Quickborn) (CDU/CSU): Ich habe 
eine Frage an Bundesminister Töpfer. Herr Minister, 
wie beurteilen Sie die Sendung eines einschlägigen 
Fernsehmagazins über die angebliche Recycling

-

Lüge der Bundesregierung, wonach Abfall- bzw. 
Wertstoffe wie Glas, Papier und Weißblech tatsächlich 
nicht getrennt wiederaufbereitet werden? 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit: Frau Abgeordnete, ich 
bedaure diese Sendung außerordentlich, allein des-
wegen, weil die mühsame, intensive Arbeit vieler 
Kommunen, die Bürger zum Mitmachen und Mithan-
deln beim Wiederverwerten von Abfallstoffen zu mo-
tivieren, dadurch erheblich beeinträchtigt wird. 
Die Zahlen sind ganz eindeutig. Gegenwärtig wer-

den 40 % des ganzen Glases, das produziert wird, als 
Altglas wiederverwertet, das sind über 1,1 Millionen 
Tonnen, die wieder eingesetzt werden und nicht auf 
eine Deponie gelangen. Wir haben über 4 Millionen 
Tonnen Altpapier, die hier oder im Export wirklich 
verwandt werden. Wir haben auch beim Weißblech 
eine Recyclingquote, die an die 40 % herangeht. 
Ich möchte die Gelegenheit sehr gerne nutzen und 

allen Bürgern deutlich machen, daß das, was sie ge-
trennt sammeln, von den Kommunen und von den 
Ländern mit Nachdruck einer Wiederverwertung zu-
geführt wird und eben nicht irgendwo auf einer Depo-
nie untergebracht wird. 

Vizepräsident Stücklen: Gibt es noch den Wunsch 
nach einer Zusatzfrage zu diesem Bereich der offenen 
Fragen? — Nein. 
Dann Frau Abgeordnete Wieczorek-Zeul; bitte 

sehr. 

Frau Wieczorek-Zeul (SPD): Am 19. Januar 1989 
hat der Deutsche Bundestag mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU, der FDP und der SPD fol-
genden Beschluß gefaßt — ich zitiere — : 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesre-
gierung auf, in folgenden Bereichen besondere 
Aktivitäten zu entfalten: Bürgerrechte. Das allge-
meine Wahlrecht auf allen Ebenen für Bürgerin-
nen und Bürger der Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Gemeinschaft in allen Mitgliedstaaten, in 
denen sie ihren Wohnsitz haben, sollte so schnell 
wie möglich eingeführt werden. 

Damit hat sich der Deutsche Bundestag auch für ein 
kommunales Wahlrecht für EG-Bürgerinnen und 
Bürger ausgesprochen, wozu die EG-Kommission ja 
eine entsprechende Richtlinie vorgelegt hat. 

Wann wird die Bundesregierung diesen Beschluß 
des Deutschen Bundestages umsetzen, und was sieht 
sie dazu praktisch vor? 

Vizepräsident Stücklen: Frau Kollegin, wir müssen 
etwas kürzer mit den Fragen sein. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Nein, bis zu 
fünf Minuten, Herr Präsident!) 

Bitte, Herr Bundesminister Schäuble. 

Dr. Schäuble, Bundesminister für besondere Aufga-
ben, Chef des Bundeskanzleramtes: Frau Kollegin, 
der Beschluß des Deutschen Bundestages vom 19. Ja-
nuar ist der Bundesregierung bekannt. Sie wird sich 
entsprechend der Aufforderung des Deutschen Bun-
destages bemühen. 

Sie wissen, daß der Vorsitzende der SPD-Bundes-
tagsfraktion an den Vorsitzenden der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion einen Brief geschrieben hat, in dem er 
auf einen von ihm gesehenen Widerspruch zwischen 
der Haltung der CDU/CSU in Sachen kommunales 
Wahlrecht für Ausländer und dieser Entscheidung des 
Deutschen Bundestages aufmerksam gemacht hat. 
Der Vorsitzende der SPD-Fraktion hat auch dem Bun-
deskanzler eine Ablichtung seines Schreibens an 
Herrn Dr. Dregger übersandt. 

Sie wissen vielleicht auch, daß der Kollege Dregger 
inzwischen Herrn Kollegen Vogel geantwortet hat 
und daß er in diesem Antwortschreiben feststellt, daß 
die vom Deutschen Bundestag am 19. Januar ange-
nommene Beschlußempfehlung des Auswärtigen 
Ausschusses sich nicht mit dem kommunalen Aus-
länderwahlrecht befaßt, sondern mit der Einführung 
des allgemeinen Wahlrechts auf allen Ebenen, also 
auch auf staatlicher Ebene. 

Dieses Wahlrecht hängt von Fortschritten in der 
politischen Einigung Europas ab, die diesem vereinig-
ten Europa einen bundesstaatlichen Charakter geben. 
Ich zitiere Herrn Dr. Dregger: 

Das kommunale Ausländerwahlrecht lehnen wir 
weiterhin entschieden ab. Das Wahlrecht ist das 
vornehmste Bürgerrecht, daß nur derjenige in 
Anspruch nehmen kann, der auch alle Bürger-
pflichten erfüllt, wozu z. B. die Wehrpflicht ge-
hört. Im übrigen stelle ich fest, daß das in Ham-
burg und in Schleswig-Holstein beschlossene 
Ausländerwahlrecht mit der Europäischen Ge- 
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meinschaft nichts zu tun hat, sondern bestimmte 
Ausländergruppen unabhängig von der EG-Mit-
gliedschaft mit dem Wahlrecht ausstattet. Diese 
Gesetze sind nach unserer Auffassung eindeutig 
verfassungswidrig. Wir haben beschlossen, sie ei-
nem Normenkontrollverfahren vor dem Bundes-
verfassungsgericht zu unterziehen. 

Soweit das Antwortschreiben von Herrn Dr. Dregger 
an Herrn Dr. Vogel. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Vor-
sitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, daß die 
Entscheidung des Deutschen Bundestags vom 19. Ja-
nuar mit der aktuellen Diskussion um ein kommuna-
les Wahlrecht für Ausländer nichts zu tun hat. 

Vizepräsident Stücklen: Gibt es zu diesem Komplex 
noch Fragen? — Bitte sehr, Herr Brück. 

Brück (SPD): Herr Bundesminister, habe ich Sie 
eben richtig verstanden, daß Sie gesagt haben, die 
Bundesregierung werde sich entsprechend der Auf-
forderung des Deutschen Bundestages bemühen, das 
Wahlrecht für EG-Bürger auf allen Ebenen einzufüh-
ren? Heißt das also doch, daß Sie für das Wahlrecht 
von Ausländern sind, die nicht deutsche Staatsbürger 
sind, soweit sie Bürger eines EG-Staates sind — dies 
würde ich gerne sehr konkret wissen — , oder lehnen 
Sie nach wie vor auch das Wahlrecht für EG-Bürger in 
der Bundesrepublik ab? Ich möchte auch gerne wis-
sen, wie der Bundesminister des Auswärtigen und der 
Bundesminister der Justiz dies sehen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister. 

Dr. Schäuble, Bundesminister für besondere Aufga-
ben, Chef des Bundeskanzleramtes: Ich nehme gern 
die Chance wahr, Fragen zu beantworten. Dabei füge 
ich gleich hinzu, Herr Präsident, daß wir uns zwischen 
Bundestag und Bundesregierung ja wohl darauf ver-
ständigt haben, daß es Sache der Bundesregierung ist, 
Fragen aus der Mitte des Hohen Hauses zu beantwor-
ten. — Herr Kollege Brück, dazu gibt es eine Antwort, 
und die wird Ihnen gerade — ich versuche, so gut wie 
es mir gegeben ist — zuteil: 

Meine erste Bemerkung, Herr Kollege Brück: Ich 
habe sehr bewußt den Brief des Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion verlesen, weil ich 
finde, daß es mehr Sache des Deutschen Bundestages 
selber als Sache der Bundesregierung ist, Entschei-
dungen, die der Deutsche Bundestag getroffen hat, zu 
interpretieren. Ich denke, daß das Schreiben des Vor-
sitzenden der größten Fraktion dieses Hauses an 
Herrn Dr. Vogel eine authentische Interpretation der 
Entscheidung des Deutschen Bundestages insoweit 
ist. 

Wir müssen zwei Dinge unterscheiden: Was die Be-
strebungen in der Europäischen Gemeinschaft und 
die von der Kommission vorgelegte Richtlinie, Frau 
Wieczorek-Zeul, anbetrifft, so wissen Sie, daß diese 
Richtlinie am 22./23. Mai — ich hoffe, daß das richtig 
ist — auf der Tagesordnung des Rates steht. Die Stel-
lungnahme der Bundesregierung zu dieser Richtlinie 
wird derzeit zwischen den Ressorts geprüft. 

Es gibt zwei Fragen, bei denen die beteiligten Res-
sorts noch unterschiedliche Positionen haben: Das ist 
einmal die Frage, ob es überhaupt in der Kompetenz 
der Europäischen Gemeinschaft liegt — nach den Rö-
mischen Verträgen einschließlich der Einheitlichen 
Akte — , ohne eine Vertragsergänzung ein solches 
Wahlrecht einzuführen. Die andere Frage ist — die 
spielt übrigens auch in Fragen hinein, über die der 
Kollege Zimmermann hier einleitend aus der Kabi-
nettssitzung berichtet hat — , inwieweit durch euro-
päische Rechtssetzung in nationales Verfassungsrecht 
eingegriffen werden kann. In diesen beiden Fragen 
sind wir dabei, uns für die Ratssitzung am 22. und 
23. Mai vorzubereiten. 

Aber richtig ist, Herr Kollege Brück, daß die Bun-
desregierung dabei bleibt — was sie oft gesagt hat —, 
daß sie im Rahmen einer Rechtsvereinheitlichung im 
Bereich der Europäischen Gemeinschaft — unter der 
Voraussetzung, daß es eine allgemeine Regelung 
auch der Gegenseitigkeit sein wird — für ein solches 
Ausländerwahlrecht ist. Richtig bleibt aber auch, daß 
die aktuelle Diskussion um die Einführung eines Kom-
munalwahlrechts für Ausländer damit nichts zu tun 
hat. Das sind vielmehr zwei völlig verschiedene 
Dinge. 

(Widerspruch bei der SPD und den GRÜNEN 
— Bohl [CDU/CSU]: Sehr logisch!) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
wir müssen mit den Fragen und vor allen Dingen auch 
mit den Antworten kürzer sein. 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Diese Kabinettsbefragung ist mit wenigen Fragen ver-
braucht. 
Herr Abgeordneter Gerster, bitte. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Bundesminister, 
können Sie bestätigen, daß die Frage eines Wahl-
rechts für EG-Ausländer mit dem allgemeinen Kom-
munalwahlrecht für alle Ausländer, was die SPD 
— zum Teil mit der FDP — derzeit einführt, schon des-
halb nichts zu tun haben kann, weil dies auf der euro-
päischen Ebene nicht nur eine weitere Integration, 
sondern auch eine Gegenseitigkeit aller Staaten vor-
aussetzt, und trifft es zu, daß eine Reihe von Staaten 
eine Zuerkennung von Wahlrecht für Ausländer bis-
her generell ablehnt, und zwar stärker als die Bundes-
republik Deutschland, z. B. Großbritannien? Trifft das 
zu? 

(Hüser [GRÜNE]: Ein Ja reicht! — Zuruf von 
den GRÜNEN: Das trifft zu!) 

Dr. Schäuble, Bundesminister für besondere Aufga-
ben, Chef des Bundeskanzleramtes: Herr Präsident, 
Herr Kollege Gerster, den ersten Teil Ihrer Frage habe 
ich soeben ausgeführt; ich kann das bestätigen. 
Auch beim zweiten Teil lautet die Antwort: Ja. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Con-
radi, Sie haben die vorletzte Frage zu diesem Kom-
plex. Denn wir müssen auch zu anderen Frageberei-
chen kommen. 
Bitte sehr, Herr Abgeordneter Conradi. 



9534 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 130. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 8. März 1989 

Conradi (SPD): Herr Staatsminister, muß ich Ihren 
Hinweis auf die Wehrpflicht im Zusammenhang mit 
dem Wahlrecht dahin verstehen, daß die Bundesre-
gierung den Beschluß des Bundestages hinsichtlich 
des Wahlrechts für EG-Ausländer nur insoweit verfol-
gen wird, als für EG-Ausländer hier dann auch eine 
Wehrpflicht eingeführt wird? — 

(Zuruf von den GRÜNEN: Hat er nicht ver

-

standen!) 
Ich kann die Frage gerne wiederholen: Sie haben 

gesagt, das Wahlrecht sei auch an Pflichten gebun-
den, beispielsweise an die Wehrpflicht. Und ich frage 
Sie jetzt, ob Sie den Bundestagsbeschluß, der Sie auf-
fordert, sich für die Einführung des Wahlrechts von 
EG-Ausländern auf allen Ebenen einzusetzen, davon 
abhängig machen wollen, daß auch für diese EG-Aus-
länder in der Bundesrepublik eine Wehrpflicht einge-
führt wird. 

(Bohl [CDU/CSU]: Unsinn!) 

Dr. Schäuble, Bundesminister für besondere Aufga-
ben, Chef des Bundeskanzleramtes: Herr Kollege 
Conradi, Sie beziehen sich auf ein Zitat. Denn ich 
habe Ihnen das Antwortschreiben von Herrn Kollegen 
Dregger an Herrn Kollegen Vogel vorgelesen. Darin 
heißt es unter Ziffer 2 in der Tat: „Das kommunale 
Wahlrecht lehnen wir" — gemeint ist die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion; ich habe aus dem Schreiben zi-
tiert — „weiterhin  ab."  Dann kommt der Zusammen-
hang, den Sie hergestellt haben. 
Ich habe das hier nicht als eigene Position wieder-

gegeben, sondern ich habe über ein Schreiben des 
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion be-
richtet. Ich habe dies deswegen getan — auch das 
habe ich schon erläutert — , weil ich nach wie vor 
finde, daß die unterschiedlichen Meinungen, die ich 
ja konstatieren kann, über die Interpretation einer 
gemeinsamen Entschließung vom 19. Januar am be-
sten zwischen den Fraktionen des Hauses diskutiert 
werden und daß es nicht der Bundesregierung zu-
kommt, amtlich zu interpretieren, wie der Bundestag 
es denn wohl gemeint habe. 

(Brück [SPD]: Der Wortlaut des Beschlusses 
ist klar! — Conradi [SPD]: Die Bundesregie

-

rung soll antworten und nicht Fraktions

-

briefe zitieren!) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Wieczo-
rek-Zeul. 

Frau Wieczorek-Zeul (SPD): Herr Schäuble, dann 
interpretiere ich Sie richtig, daß die Bundesregierung 
zu der vorgelegten EG-Richtlinie zum kommunalen 
Wahlrecht für Ausländer und Ausländerinnen bisher 
noch keine Position festgelegt hat, aber dabei ist — 
auch unter dem Gesichtspunkt der europäischen Inte-
gration — , dies positiv zu prüfen? Habe ich Sie da 
richtig interpretiert? 

Dr. Schäuble, Bundesminister für besondere Aufga-
ben, Chef des Bundeskanzleramtes: Frau Kollegin, 
Sie haben mich richtig verstanden; da gibt es gar 
nichts zu interpretieren. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Gut!) 

Denn ich habe gesagt: Wir haben noch in zwei Punk-
ten — ich habe sie erläutert — Erörterungsbedarf hin-
sichtlich unterschiedlicher Positionen. Wir bereiten 
das für die Ratssitzung am 22. und 23. Mai vor. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Das heißt, die 
Bundesregierung hat nicht abgelehnt?) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Jahn, 
bitte. 

Jahn (Marburg) (SPD): Wir haben hier vor zwei 
Wochen eine Debatte gehabt, in der der Bundestag 
den Mordauftrag gegenüber dem Schriftsteller 
Rushdie einstimmig verurteilt hat. Was hat die Bun-
desregierung seit — — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Jahn, 
darf ich Sie unterbrechen. Wenn das ein neues The-
mengebiet ist, darf ich Frau Hamm-Brücher — nicht 
nur, weil sie eine Dame ist — den Vorrang geben, die 
sich schon länger gemeldet hat. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Aber auch, weil sie 
eine Dame ist!) 

— Natürlich. Bitte schön, Frau Abgeordnete Hamm-
Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Nicht deshalb; aber 
wenn wir neue Themen aufgreifen, bin ich die längste 
Anwärterin. Vielen Dank, Herr Präsident. 
Meine Frage betrifft die sehr begrüßenswerten Be-

mühungen der Bundesregierung für einen neuen An-
fang in den deutsch-polnischen Beziehungen. Da es 
über die ersten Verhandlungen zwischen den Ressorts 
innerhalb der Bundesregierung sehr unterschiedliche 
Presseberichte gegeben hat, möchte ich jetzt einmal 
konkret wissen: Wann ist mit dem Besuch des polni-
schen Außenministers in Bonn zur Vorbereitung des 
Besuchs des Bundeskanzlers in Warschau zu rech-
nen? 
Bleibt es bei dem, was Herr Teltschik neulich auch 

gegenüber der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" 
noch einmal bekräftigt hat, nämlich daß der Bundes-
kanzler beabsichtigt, noch vor dem Besuch von Gene-
ralsekretär Gorbatschow den Polenbesuch durchzu-
führen? 

Vizepräsident Stücklen: Bitte schön, Frau Staatsmi-
nister. 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Frau Abgeordnete, der Bundeskanzler 
hat mehrfach in der Öffentlichkeit unterstrichen, wie 
wichtig es ist, diesen Neuanfang in den deutsch-pol-
nischen Beziehungen energisch in Angriff zu nehmen. 
Die vorbereitenden Besprechungen sind in einem 
weit fortgeschrittenen Stadium. 
Dennoch muß konstatiert werden, daß es in Einzel-

fragen auch innerhalb der Bundesregierung einen 
Abstimmungsbedarf gibt. 
Zum jetzigen Zeitpunkt ist ein Termin für einen 

Besuch des polnischen Außenministers in der Bundes-
republik noch nicht vereinbart worden. Der Besuch ist 
im Prinzip vereinbart worden, der Termin steht noch 
nicht fest. Durch die Erkrankung des Außenministers 
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ist heute auch noch offen, wann er vereinbart werden 
kann. 

Aber ganz sicherlich ist richtig, daß die Bundesre-
gierung mit großem Nachdruck daran arbeitet, alle 
noch zu klärenden offenen Fragen auch auf unserer 
Seite möglichst rasch abzuklären, damit der Besuch 
möglichst bald stattfinden kann. 

Vizepräsident Stücklen: Gibt es zu dem Thema Po-
lenbesuch noch eine Frage? — Herr Abgeordneter 
Jahn zu einem neuen Thema. 

Jahn (Marburg) (SPD): Vor zwei Wochen hat der 
Bundestag einstimmig den Aufruf Khomeinis zur Er-
mordung des Schriftstellers Rushdie verurteilt. Ich 
Frage die Bundesregierung: Was hat sie seither an 
weiteren Schritten unternommen, um diese Auffas-
sung des Deutschen Bundestags auch gegenüber dem 
Iran klarzumachen und ihr Nachdruck zu verleihen? 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Herr Abgeordneter, die Debatte im 
Deutschen Bundestag hat am 23. Februar 1989 statt-
gefunden. Zu diesem Zeitpunkt weilte bereits, wie ich 
damals ausgeführt habe, der Botschafter der Bundes-
republik Deutschland im Iran in der Bundesrepublik. 
Wir hatten zu diesem Zeitpunkt auch den Geschäfts-
träger bereits zurückberufen. Der Geschäftsträger 
weilt nach wie vor in Bonn. 
Wir haben, wie ich damals angekündigt habe 

— dieses ist nun die konkrete Antwort auf Ihre 
Frage — , mit uns befreundete Staaten gebeten, die 
Position, die die EG in ihrer Außenministerratstagung 
auf Vorschlag der Bundesregierung eingenommen 
hat, ebenfalls zu unterstützen. Daraufhin haben 
Schweden und Norwegen ebenfalls ihre Botschafter 
aus dem Iran zurückgerufen. 
Die Mordandrohung ist von vielen Staaten dieser 

Welt verurteilt worden. Die Abstimmung innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft wird als nächstes auf 
einem Treffen des Politischen Komitees in diesen Ta-
gen weiter vorbereitet werden. Ganz sicher ist, daß 
von den damals ins Auge gefaßten Maßnahmen auch 
weitere Maßnahmen diskutiert werden können, da 
sich die Situation bisher noch nicht erkennbar verbes-
sert hat. 
Bedauerlicherweise hat die iranische Regierung die 

Aussagen des britischen Außenministers Howe und 
der britischen Premierministerin Thatcher, die aus-
drücklich ihr Verständnis für die Reaktion moslemi-
scher Gläubiger ausgedrückt haben, nicht zur Kennt-
nis genommen. Wir bedauern dies nachdrücklich; 
denn das bedeutet eine weitere Verhärtung der ge-
samten Situation, die es auch mit sich bringen kann, 
daß weitere Maßnahmen unausweichlich werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Jahn (Marburg) (SPD) : Wird die Bundesregierung 
weiter diskutieren, oder wird sie Maßnahmen vor-
schlagen? 

Frau Dr. Adam -Schwaetzer, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Herr Abgeordneter, ich habe bereits in 
der Debatte darauf hingewiesen, daß wir für sehr 

wichtig halten, daß in all diesen Fragen die Europäi-
sche Gemeinschaft gemeinsam handelt. Die Mord-
drohung richtet sich gegen einen britisch-iranischen 
Bürger. Wir sind alle davon betroffen, weil wir das 
friedliche Zusammenleben der Völker zutiefst betrof-
fen sehen und weil wir gegen jegliche Einschränkung 
der Meinungsfreiheit entschlossen zusammenstehen 
müssen. 

Ich habe damals ebenfalls ausgeführt, daß der ira-
nischen Regierung natürlich Zeit zur Reaktion gege-
ben werden muß. Ich habe in meiner Antwort soeben 
darauf hingewiesen, daß bereits in diesen Tagen das 
Politische Komitee der Europäischen Gemeinschaft 
zusammentritt, um zu beraten, wie die Reaktion der 
Europäischen Gemeinschaft weiterhin ausfallen 
kann. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Hamm-
Brücher, die Frage, die Sie noch stellen wollen, neh-
men wir am Schluß dran. Denn jetzt haben wir ein 
neues Thema bekommen. — Frau Abgeordnete 
Schmidt (Nürnberg). 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Ich will 
keine Frage stellen, ich bitte nur um die Be

-

antwortung meiner Frage, vielleicht durch 
Herrn Minister Schäuble!) 

— Frau Abgeordnete Hamm-Brücher, Sie wollen nur 
von einem anderen Minister — — 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Ich möchte 
meine Frage beantwortet haben! Ich stelle 
hier gar keine Ansprüche, nur meine Frage 

würde ich gern beantwortet haben!) 

— Die Frage ist also nicht beantwortet worden. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Nein!) 

— Herr Bundesminister Schäuble, wollen Sie die 
Frage beantworten? Es geht um den Polenbesuch. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: ... des 
Herrn Bundeskanzlers noch vor dem Besuch 

von Generalsekretär Gorbatschow!) 

Dr. Schäuble, Bundesminister für besondere Aufga-
ben, Chef des Bundeskanzleramtes: Frau Kollegin, 
insoweit muß ich Ihnen sagen, daß ein Termin für eine 
Reise des Bundeskanzlers noch nicht feststeht und 
deswegen eine Aussage in bezug auf andere Termine 
weder vorher noch nachher getroffen werden kann. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Herr 
Teltschik hat es bestätigt! — Voigt [Frank

-

furt] [SPD]: Der ist noch nicht der Außenmi

-

nister!) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Schmidt 
(Nürnberg), also nicht zum Polenbesuch. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Weder zu Polen 
noch zu Rushdie. Ich glaube aber, der Kollege Hirsch 
hat zu Rushdie Fragen. Ich weiß es nicht. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Nein, ich habe nicht zu 
Rushdie Fragen, obwohl das angebracht 

wäre; ich habe eine andere Frage!) 

— Dann darf ich. 
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Ich habe eine ganz andere Frage. Ich hätte gerne 
gewußt und frage die Bundesregierung — heute ist 
der 8. März — , in welcher Form das Kabinett den heu-
tigen Internationalen Tag der Frau gewürdigt hat. 

Frau Dr. Lehr, Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit: Frau Abgeordnete, die Bun-
desregierung hat aus Anlaß des Internationalen Frau-
entages die Bedeutung der Politik für die Frau unter-
strichen und Bilanz gezogen. Wir sind in den letzten 
Jahren ein erhebliches Stück vorangekommen, um 
die im Grundgesetz verankerte Gleichberechtigung 
der Frau tatsächlich zu verwirklichen, wenngleich wir 
wissen, daß noch einige Schritte zu gehen sind. Wir 
haben Bilanz gezogen. Ich glaube, aus Zeitgründen 
brauche ich das hier nicht in einzelnen Punkten auf-
zuzählen. Wir sind uns aber auch dessen bewußt ge-
worden, daß der Internationale Frauentag ursprüng-
lich eingeführt wurde, um das Wahlrecht für die Frau 
durchzusetzen. 

(Conradi [SPD]: Ohne Wehrpflicht?) 
Bei diesem Anlaß haben wir auf Grund einer neueren 
Untersuchung, die wir jetzt der Öffentlicheit vorge-
stellt haben, festgestellt, daß heutzutage sehr viele 
junge Frauen von dem damals mühsam erkämpften 
Wahlrecht keinen Gebrauch machen. Die Studie be-
sagt, daß nur 33 % der Frauen bis zu 35 Jahren poli-
tisch interessiert sind, aber immerhin 62 To  der Män-
ner. Ich glaube, es ist unser aller Aufgabe, Ihre wie 
auch unsere, hieraus die notwendigen Schlußfolge-
rungen zu ziehen. Es gilt sicher, das politische Inter-
esse und das politische Engagement gerade bei jun-
gen Frauen zu stärken. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Frage, bitte. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Eine Zusatzfrage, 
Frau Ministerin. Könnte es sein, daß die jungen 
Frauen die Bilanz in der Frauenpolitik nicht ganz so 
positiv sehen? Bedeuten die Schlußfolgerungen, die 
Sie daraus ziehen, daß Sie heute im Kabinett konkrete 
Maßnahmen z. B. für junge Frauen beschlossen ha-
ben? 

Frau Dr. Lehr, Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit: Was die Hintergründe dieses 
Verhaltens sind, kann ich Ihnen nicht bindend sagen. 
Tatsache ist jedoch, daß die Rentenversicherung 
durchaus die Situation der Frauen berücksichtigt, daß 
die Anerkennung von Familienzeiten und Erzie-
hungszeiten im neuen Rentengesetz vorgesehen ist. 

Vizepräsident Stücklen: Die letzte Frage hat Herr 
Abgeordneter Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Ich wäre für eine Information 
dankbar, ob das Kabinett sich mit den gestrigen Ver-
öffentlichungen über die Firma Telemit beschäftigt 
hat, von der sich herausgestellt hat, daß sie vollständig 
in libyschem Besitz war, sich aber an Ausschreibun-
gen der Bundeswehr beteiligen konnte, die unter Ge-
heimschutz stehen, und die Genehmigung zum Ex-
port von militärischem Material in Drittländer erhal-
ten hat. 

Vizepräsident Stücklen: Will von der Bundesregie-
rung dazu jemand antworten? — Herr Bundesminister 
Schäuble, bitte. 

Dr. Schäuble, Bundesminister für besondere Aufga-
ben, Chef des Bundeskanzleramtes: Herr Präsident, 
ich kann zunächst einmal sagen, daß sich das Kabinett 
mit diesen Berichten heute nicht beschäftigt hat. Ich 
kann Ihnen, Herr Dr. Hirsch, aber zweitens sagen, daß 
sich der Bundesminister der Verteidigung mit den die-
sen Berichten zugrundeliegenden Sachverhalten be-
reits seit Wochen beschäftigt und entsprechende Vor-
kehrungen dagegen veranlaßt hat. 

Vizepräsident Stücklen: Damit schließe ich die Be-
fragung der Bundesregierung. 

Meine Damen und Herren, ich rufe den Zusatzta-
gesordnungspunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 

Die aktuelle Lage in Berlin 
Die Fraktionen der CDU/CSU und der FDP haben 

gemäß unserer Geschäftsordnung eine Aktuelle 
Stunde zu dem genannten Thema verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Seiters. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Jetzt kommt 
das Chaos!) 

Seiters (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die niederländische Tageszeitung „Han-
delsblad" schreibt über das Wahlprogramm der Par-
tei, die künftig die geteilte Stadt Berlin mitregieren 
soll: „Es hätte auch in Ost-Berlin geschrieben werden 
können". 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

„Der Spiegel" verbreitet die Erkenntnis, die AL-
Aktivisten in Berlin entstammten überwiegend der 
Antiimperalismusbewegung, der Häuserkampfbewe-
gung und kommunistischen Gruppen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Wo kommen 
Sie  her!)  

Die „FAZ" spricht heute von anarchistischen und 
stalinistischen Elementen. 

Professor Löwenthal warnt die SPD, bei den GRÜ-
NEN gebe es zu viele Leute, die nicht auf dem Boden 
der demokratischen Grundordnung stehen, und Wal-
ter Momper erklärt noch im Januar, die AL bekenne 
sich immer noch zu Gewalt, die AL sei politisch gar 
nicht kalkulierbar, sie sei ein vielschichtiger Haufen: 
„Mit der AL kann es im Interesse Berlins keine Koali-
tion geben. " 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Kaum ist die Wahl vorbei und sind die Stimmen kas-
siert, ist alles ganz anders. Herr Momper marschiert in 
die Koalitionsverhandlungen. Von der SPD-Bundes-
geschäftsführerin Anke Fuchs hören wir, die AL sei 
eine stabile und zuverlässige Partei, und der SPD-Par-
teivorsitzende Vogel nennt diese Leute „durchaus 
manierlich und verantwortungsbewußt" . 
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Meine Damen und Herren, wenn es nicht zu traurig 
wäre, gäbe dies Stoff für eine Satire. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Ich kann nur sagen: Wer Wähler täuscht, darf sich 
über Protest nicht wundern. Nach Hessen sind hier in 
Berlin die Wähler erneut bedenkenlos hinters Licht 
geführt worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Umfrage von gestern: Sind Sie mit dem SPD/AL-Senat 
einverstanden? Nein: 59 %. Die Wähler sind ge-
täuscht, belogen und betrogen worden. Das ist die 
Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich wundere mich, daß Sie das Wort von der politi-
schen Glaubwürdigkeit überhaupt noch in den Mund 
nehmen können und wollen. Es wird gar nicht lange 
dauern, dann wird jedermann erkennen, daß die SPD 
mit ihrem Wortbruch ihre Verantwortung auf das 
schwerste verletzt, gegenüber ihren Wählern, gegen-
über Berlin und gegenüber der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, es ist geradezu entlar-
vend, wie sehr sich die SPD bemüht, über das Wahl-
programm der Alternativen Liste nach Möglichkeit 
überhaupt nicht mehr zu reden. Sie beruft sich auf das 
Verhandlungspapier — auch darüber werden wir 
noch sprechen — , weil die SPD in einer Reihe von 
wichtigen Punkten teils wörtlich die Forderungen der 
AL übernommen hat. Für die Beurteilung der Alterna-
tiven Liste und für deren Geisteshaltung ist aber in 
erster Linie ihr eigenes Wahlprogramm entscheidend, 
und dies hat sich seit Januar überhaupt nicht verän-
dert. 

Ich frage: Was ist denn von Regierungs- und Bünd-
nispartnern der SPD zu halten, die die Streichung des 
gesamten politischen Strafrechts fordern, die Auflö-
sung des Berliner Verfassungsschutzes, die Vernich-
tung der bei der Volkszählung gesammelten Daten, 
die Abschaffung aller freiheitsentziehenden Maßnah-
men für Jugendliche, die Schließung aller besonderen 
Sicherheitsbereiche, z. B. des Moabiter Hochsicher-
heitstraktes, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Prima!) 

und die da im geteilten Berlin wörtlich formulieren: 
„West-Berlin verzichtet gerne auf Horchposten der 
Alliierten. Die mililtärische Präsenz der Westalliierten 
wird bis auf einen symbolischen Rest abgebaut. Die 
Polizei wird abgerüstet, wird personell verkleinert, 
entwaffnet und ohne Feindbilder ausgebildet. "? 
Meine Damen und Herren, da fehlt wirklich nur noch 
die Verpflichtung der Polizeibeamten, Vermummte 
bei Demonstrationen zu grüßen; es könnte ja ein Vor-
gesetzter dabei sein. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Meine Damen und Herren, was ist denn das für ein 
Regierungs- und Bündnispartner der SPD, der aus-
drücklich erklärt, daß der Weg zu der von den Alter-
nativen gewünschten Gesellschaft einschließt: De-
monstrationen, Aktionen des zivilen Ungehorsams, 

Blockaden, Widerstands- und Verweigerungshand-
lungen, Streiks bis hin zum politischen General-
streik, 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Ist ja un-
glaublich! Selbst Streik soll erlaubt wer-

den!) 

Besetzungen, Boykotte, individuelle und kollek-
tive Gehorsamsverweigerungen, Dienstverweigerung 
und Provokationen? Frau Fuchs, das ist Ihre „stabile 
und zuverlässige Partei", und das, Herr Vogel, sind 
Ihre „manierlichen und verantwortungsbewußten 
Leute". Ich kann nur sagen: Es kann doch wohl nie-
mand im Ernst glauben, daß vor diesem geistigen Hin-
tergrund ein immerhin denkbarer künftiger Innense-
nator Ströbele — oder wie auch immer er heißen 
mag — die Polizei gegen Gewalttätige, Chaoten und 
Autonome auf Berlins Straßen vorschicken würde. 

Die Wahrheit ist völlig klar: Die SPD verhilft im 
geteilten Berlin einer Partei zur Regierungsmacht, die 
in ihrem eigenen Programm die parlamentarische De-
mokratie in Zweifel zieht und verunglimpft und die 
Gewalt und Druck der Straße als Mittel der Politik 
zuläßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kleinert  [Marburg] [GRÜNE]: Die fünf Minu-

ten sind um!) 

Noch schlimmer, die SPD kann sich nach ihrem jet-
zigen Verhalten in den nächsten Monaten mit Blick 
auf die Bundestagswahlen ein Scheitern dieses Bünd-
nisses überhaupt nicht leisten, und das heißt: Die SPD 
macht sich erpressbar. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das lassen Sie 
doch unsere Sorge sein!) 

Das ist schlimm für die Zukunft Berlins. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, jeder muß wissen: Für 
die SPD ist Berlin das Modell für die Bundesrepublik 
Deutschland. In Wirklichkeit — noch ein Satz, Herr 
Präsident — ist das, was hier abläuft ein Trauerspiel 
für Berlin. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Renger) 

Es wäre für Ernst Reuter und Kurt Schumacher völlig 
unvorstellbar gewesen. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Schluß 
jetzt!) 

Deswegen füge ich hinzu: Wer mit Radikalen paktiert, 
hat aus der Vergangenheit nichts gelernt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Fuchs. 

Frau Fuchs (Köln) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die Lage in Berlin ist gekenn-
zeichnet durch eine erdrutschartige Wahlniederlage 
des Diepgen-Senats der CDU am 29. Januar 1989. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
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Die Lage in Berlin ist dadurch gekennzeichnet, daß 
die Berlinerinnen und Berliner dem Diepgen-Senat 
und der Bonner Politik eine Absage erteilt haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Sie haben zwar jahrelang 
geglaubt, Ihnen sei die Mehrheit sicher, weil es noch 
immer vielen Menschen gut geht in diesem Lande, 
aber das war ein Irrtum. Die wachsende Zustimmung 
zur Politik der SPD zeigt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo ist diese Politik 
denn?) 

daß immer mehr Menschen Ihre Politik der Entsolida-
risierung und der Ausgrenzung ablehnen. 

(Seiters [CDU/CSU]: Keine Ablenkung, 
bitte! — Bohl [CDU/CSU]: Sie haben doch 

weniger Stimmen in Berlin als wir!)  

Immer mehr Menschen verknüpfen ihr eigenes Wohl-
ergehen untrennbar mit dem des Nachbarn und des 
Arbeitskollegen, und das ist eine ermutigende Ent-
wicklung. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Bohl [CDU/CSU]: Sie sind doch in Berlin die 
zweitstärkste Partei! — Weiterer Zuruf von 

der CDU/CSU: Zum Thema!) 

Die Lage in Berlin ist gekennzeichnet durch eine 
CDU, die nach dieser Wahlniederlage gar nicht wil-
lens und gar nicht in der Lage war, ernsthaft Koali-
tionsverhandlungen anzubieten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt erzählen Sie 
aber Märchen!) 

Die CDU war nämlich nicht in der Lage, eine neue 
Politik für Berlin zu formulieren. Sie schürt Fremden-
haß, statt dafür zu sorgen, daß Deutsche und Auslän-
der Wohnungen und Arbeitsplätze bekommen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die CDU war für Berlin nicht für eine neue Politik zu 
gewinnen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sie säen Haß!) 

Ich sage Ihnen: Es ist eine Schande, wie diese CDU 
auch im Wahlkampf in Frankfurt Ausländerhaß und 
Fremdenfeindlichkeit schürt. 

(Seiters [CDU/CSU]: Sie wollen doch nur von 
Ihren radikalen Partnern ablenken!) 

Was für ein Europa streben Sie eigentlich an, meine 
Damen und Herren von der CDU? 

(Beifall bei der SPD — Seiters [CDU/CSU]: 
Zur Sache! Reden Sie einmal über Berlin und 

über sich selber!) 

Die Lage in Berlin ist gekennzeichnet durch eine 
zuverlässige, kompetente Sozialdemokratische Par-
tei, 

(Beckmann [FDP]: Die gelogen hat!) 

die bald den Regierenden Bürgermeister stellt — das 
ist gut so, das gehört sich so —, nämlich Walter Mom-
per. Er hat unser Vertrauen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die SPD wird nun mit der Alternativen Liste zusam-
men eine zuverlässige Regierung stellen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Die Anwesenheit der Alliierten in Berlin, die Über-
nahme von Bundesgesetzen durch das Berliner Abge-
ordnetenhaus und die Gewaltfreiheit in der Politik 
sind Grundlagen dieser weiteren Arbeit. 

(Bohl [CDU/CSU]: Jawohl, siehe Ströbele! 
Völlig gewaltfrei!) 

Meine Damen und Herren, es gelten nicht Partei-
programme, sondern es gelten die Ergebnisse von 
mühsamen, schwierigen Sachgesprächen, und die er-
möglichen in Berlin eine neue Politik, wie die Wäh-
lerinnen und Wähler sie am 29. Januar für dieses Stadt 
gewollt haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Blank [CDU/CSU]: Wie tief sind Sie ge

-

sunken!) 

Natürlich hätten wir lieber eigene Mehrheiten — 
das ist doch ganz klar — , und deswegen werden wir 
bei jeder Wahl um eigene Mehrheiten kämpfen, und 
wir werden Ihnen das vormachen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Denn im nächsten Jahr wird im Saarland Oskar Lafon-
taine antreten und allein mit der SPD weiterregieren 
können, 

(Beifall bei der SPD) 

im nächsten Jahr wird in Nordrhein-Westfalen Johan-
nes Rau antreten und allein weiterregieren können, 

(Beifall bei der SPD) 

im nächsten Jahr wird Gerhard Schröder in Nieder-
sachsen antreten und allein regieren können. Davon 
gehen wir aus. 

(Lachen bei der CDU/CSU und den GRÜ

-

NEN — Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: 
Ganz gewiß nicht!) 

Wenn es dann nicht gelingt, dann suchen wir uns 
einen Koalitionspartner aus. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wie ist es denn im 
Bund?) 

Wir regieren mit der FDP in Hamburg, wir regieren 
bald mit den Alternativen in Berlin. Wissen Sie denn, 
meine Damen und Herren, was noch alles ge-
schieht? 

(Lachen und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Welche Entscheidung wird uns denn noch abgerun-
gen, wenn bei der Landtagswahl 1990 in Bayern die 
CSU ihre Mehrheit verliert? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Vielleicht müssen wir mit der CSU koalieren. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Sehr wahr!) 

Das ist alles offen. 
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Frau Fuchs (Köln) 

Deswegen bleiben wir dabei: Wir Sozialdemokra-
ten haben uns vorgenommen, mit eigener Kraft regie-
rungsfähig zu sein. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Käuflich sind 
Sie!) 

Unser Maßstab ist Kontinuität, Zuverlässigkeit und 
Zukunftsorientierung. Daran messen wir uns. Ich bin 
froh darüber, daß für die Menschen in Berlin eine 
neue Politik möglich geworden ist. 

(Beifall bei der SPD — Seiters [CDU/CSU]: 
Fragen Sie doch die Berliner! Das war doch 

eine Märchenstunde!) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Graf Lambsdorff. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Was will der 
denn zu Berlin sagen? Die sind doch gar nicht 

mehr dabei!) 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Das Lied vom 
rot-grünen Chaos zu singen, das ist mir zu simpel. 
Berlin hat links gewählt, jedem gebührt eine Chance 
zur Bewährung, und das gilt auch für den Momper-
Ströbele-Senat. Aber Herr Vogel distanziert sich 
schon: Kein generelles Modell, hat er gestern gesagt. 
Warum so kleingläubig? Das ist schon klar, ihm ist 
nicht wohl in seiner Haut. Wie auch, bei dieser Ampel-
koalition, bei der Rot und Grün immer gleichzeitig 
aufleuchten? 

(Heiterkeit) 
Aber Herr Vogel bleibt in der Pflicht: Walter Momper 
ist der Vater dieser Koalition, selbstverständlich ein 
alternativ-unehelicher Vater. Der Vorsitzende der 
SPD und der ehemalige Regierende Bürgermeister 
von Berlin ist der Taufpate, und er trägt die volle Ver-
antwortung für alles, was die Momper-Ströbele-Koali-
tion anrichtet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Jedem seine Chance. Aber Fragen sind nicht nur 
erlaubt, sie sind zwingend geboten. Stimmt es, daß 
Walter Momper vor der Wahl gesagt hat, mit der Strö-
bele-Partei gebe es keine Koalition? Wie hätte die SPD 
vor sittlicher Entrüstung gebebt, wenn wir, die Libe-
ralen, uns einen derart dreisten Wortbruch erlaubt 
hätten? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Lachen bei den GRÜNEN) 

Hat Walter Momper am Wahlabend gesagt: Die AL 
muß das Gewaltmonopol des Staates anerkennen, sie 
muß die Schutzmächte in Berlin lassen und die 
Rechtseinheit mit dem Bund wahren? Jetzt verkündet 
er, die drei Bedingungen seien erfüllt, und das ist wie-
der die Unwahrheit. Die alliierten Truppen bleiben — 
das  ist richtig —; aus Einsicht, oder weil sich der Och-
senfrosch AL zu sehr aufgeblasen hatte? Die gewun-
dene AL-Erklärung zum Gewaltmonopol entbehrt je-
der Klarheit; der erste größere Polizeieinsatz in Berlin 
wird es zeigen. Und was ist mit der wohnungs- und 
mietrechtlichen Vereinbarung? Hier wird die Rechts-
einheit zwischen Bund und Berlin schon aufgekün-
digt. Das heißt aber im Klartext: Die SPD begibt sich 

auf den Weg zur selbständigen politischen Einheit 
West-Berlin, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist sachlich 
falsch, was Sie sagen, Graf Lambsdorff! — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

und das war bisher nur die Politik der SED, der Staats-
partei der DDR. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Weitere Fragen: Ist es wahr, daß man sich als erstes 
über eine höhere Verschuldung geeinigt hat? Wun-
dern Sie sich immer noch, wenn wir sagen, daß SPD-
Politik höhere Steuern, höhere Abgaben und höhere 
Schulden bedeutet? 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Sie haben es nötig! 
— Weitere Zurufe von der SPD) 

Die FDP steht zur Berlin-Förderung, aber wir finanzie-
ren nicht auf dem Rücken unserer Steuerzahler jeden 
rot-grünen Unfug. Stimmt es, daß 1 700 — in Worten: 
eintausendsiebenhundert — neue Stellen im Landes-
haushalt geschaffen werden? Das ist mehr als die 
Kopfzahl des Bundeswirtschaftsministeriums. Wer 
zahlt das? 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Weiß die Momper-Ströbele-Koalition eigentlich, 
daß Berlin durch die Arbeit der CDU-FDP-Senate wie-
der kreditwürdig geworden ist, daß die Stadt seit Jah-
ren wieder Kredite ohne Garantien des Bundes erhält? 
Wann wird die Ampelkoalition das mit ihrer Schul-
denmacherei verspielt haben? Ist es wahr, daß die 
Akademie der Wissenschaften geschlossen wird? 
Diese Einrichtung ist ein Aktivposten für das Ansehen 
der Stadt in der wissenschaftlichen Welt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Akademiker von hohem Rang, an ihrer Spitze der Prä-
sident Professor Horst Albach, werden aus Berlin ver-
scheucht. Akademie der Wissenschaften: nein; alter-
native Ökoläden: Ja. Trauer muß Berolina tragen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Wähler der soge-
nannten Republikaner haben Braun gesät und Rot-
Grün geerntet. Und was haben die Nichtwähler er-
reicht? Nichts. 

Die Liberalen wenden sich mit Ihnen, Frau Fuchs, 
gegen jede Ausländerfeindlichkeit; aber das Einge-
hen auf Sorgen und Nöte unserer Bevölkerung hat 
damit nichts zu tun. Im Gegenteil: Die Reden der SPD 
gegen Ausländerfeindlichkeit klingen leer, hohl und 
verlogen. Herr Vogel, erinnern Sie sich daran: 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: „Fuchs", bitte!) 

Wir saßen noch in einer Regierung, als wir es mühsam 
erreicht haben, daß Deutsche aus Rumänien ausreisen 
durften. Und so liest sich das heute in einer Anzeige 
der SPD im hessischen Wahlkampf: Die Bundesregie-
rung sollte nicht Rumänien eine Milliarde DM dafür 
zahlen, daß dort Dörfer zerstört werden und Men-
schen ausgewiesen werden. 

(Pfui-Rufe von der CDU/CSU und der FDP — 
Bohl [CDU/CSU]: Schämt euch!) 
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Dr. Graf Lambsdorff 

Das ist der SPD-Oberbürgermeister von Wiesbaden. 
Da kann ich nur sagen: Pfui Teufel, verschonen Sie 
uns mit Ihren Moralreden zum Thema Ausländer! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Was ist an dem Satz 

schlimm?) 

Meine Damen und Herren, bei dem Thema Auslän-
der sage ich Ihnen: Lesen Sie Matthäus 7, Vers 3: 

Was siehest du aber den Splitter in deines Bruders 
Auge und wirst nicht gewahr des Balkens in dei-
nem eigenen? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr wahr!) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Frieß. 

Frau Frieß (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Sie von der CDU schäumen vor 
Wut. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Nein, wir amü

-

sieren uns!) 

Ich denke, Sie haben auch allen Grund dazu; denn es 
ist nun einmal klar, die West-Berliner Wähler und 
Wählerinnen haben den korrupten CDU-FDP-Senat 
abgewählt, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

und gleichzeitig haben sie die FDP in die außerparla-
mentarische Opposition geschickt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD — Jahn [Marburg] [SPD]: Und 
der Lambsdorff ist verantwortlich!) 

Konkret heißt das: Die Mehrheit der West-Berliner 
und West-Berlinerinnen haben sich für einen Neuan-
fang in ihrem Interesse entschieden. 

Der Anlaß zu dieser Aktuellen Stunde ist doch klar. 
Die CDU will gegen Rot-Grün ein demagogisches 
Trommelfeuer, eine Hetzkampagne starten. 

(Seiters [CDU/CSU]: Wir zitieren nur!) 

Die CDU/CSU will also „schönhubern". Der West-
Berliner CDU-Generalsekretär Landowsky bezeich-
nete die Zusammenarbeit von SPD und AL als „Koali-
tion des Irrsinns" , und es droht nun nach Meinung der 
CDU in West-Berlin das totale Chaos. Die CDU dage-
gen steht für Recht und Ordnung. 

Chaos bedeutet für Sie also: Mietpreisbindung, so-
zialer Wohnungsbau und mindetens 7 000 neue Woh-
nungen pro Jahr. Ordnung ist in Ihrem Sinne: Woh-
nungsnot, Mieterhöhungen, Umwandlung von Miet-
wohnungen in Eigentumswohnungen. Chaos ist in 
Ihrem Sinne auch: Neue Erwerbsarbeitsplätze, 
Frauen bei Neueinstellungen bevorzugen und Sozial-
hilfeerhöhungen. 

Ihre Ordnung war: die Inkaufnahme von über 
100 000 Erwerbslosen in West-Berlin und Geldver-
gabe zugunsten der Unternehmer, die noch den letz-
ten Arbeitsplatz wegrationalisieren werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie machen das 
jetzt anders!) 

Chaos heißt für Sie weiterhin: Auflösung des Verfas-
sungsschutzes und Recht auf Widerstand gegen die 
menschenvernichtende IWF-Politik. 

CDU-Ordnung dagegen ist die vollständige Verfil-
zung und Korruption des West-Berliner Landesamtes 
für Verfassungsschutz bis hin zur Bespitzelung von 
Abgeordneten des Berliner Kontrollausschusses. 

(Hüser [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Ihre Ordnung ist das Einkesseln und Niederknüppeln 
von Journalistinnen auf Demonstrationen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Chaos heißt für Sie auch: Wahlrecht für Ausländerin-
nen, Abschiebestopp und die Auflösung von Sammel-
lagern für Flüchtlinge. 

CDU-Ordnung bedeutet: Abschiebung, Diskrimi-
nierung und dumpf-rassistische Töne über sogenante 
Schein- und Wirtschaftsasylanten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Chaos heißt bei Ihnen auch: der Versuch einer antifa-
schistischen und antirassistischen Politik. Als Ord-
nung setzen Sie eine schwarz-braune Soße. Herr Lum-
mer bescheinigt z. B. den Republikanern Koalitionsfä-
higkeit und geht Schulter an Schulter mit Skinheads 
auf die Straße gegen Rot-Grün. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Sie reden hier über Rot-Grün, stattdessen müßten wir 
hier über Schwarz-Braun reden. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Seiters [CDU/ 
CSU]: Sie kennen die Farbenlehre nicht!) 

Die CDU-Politik in West-Berlin hat — erstens — 
die  Ausgrenzung und Hoffnungslosigkeit von über 
einem Drittel der West-Berliner Menschen bewirkt. 
Sie hat zur Arbeitslosigkeit, Armut und Isolierung ge-
führt. 

Zweitens. Sie hat ein Klima geschaffen, daß den 
Ausländern und Ausländerinnen die Schuld an der 
abgewirtschafteten Senatspolitik gibt. Diese sind nun 
tatsächlich Diskriminierungen und Übergriffen aus-
gesetzt. Die CDU hat damit den Nährboden für rechts-
extreme und rassistische Politik geschaffen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Republikaner klagen nur ein, was Sie jahrelang 
gepredigt haben. Das Üble sind also nicht nur die 
Republikaner, sondern gerade auch Sie. Deutlich wird 
das auch, wenn CDU-Vertreter und -Vertreterinnen 
scheinheilig den Kampf der Demokraten gegen 
Rechts verkünden, in ihrer politischen Praxis aber den 
Rechten Bündnisse anbieten und den Untergrund-
krieg gegen eine demokratische Partei erklären. 
Wenn die CDU diese rassistische, menschenverach-
tende Politik als Ordnung bezeichnet, dann sind wir, 
AL und GRÜNE, gerne für das Chaos. 

Noch einen Satz: Wir sind für ein Chaos, das den 
Menschen mehr Luft zum Atmen, mehr Demokratie 
und mehr Emanzipation verspricht. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Si tacuisses!) 
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Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
das Wort hat Frau Bundesminister Dr. Wilms. 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Berlin ist keine Stadt wie andere. Berlin, diese 
geteilte Stadt, ist ein Symbol der deutschen Teilung, 
des deutschen Schicksals. Auf Berlin und seine Ent-
wicklung schauen nicht nur wir in der Bundesrepublik 
Deutschland, sondern alle Deutschen, alle Europäer 
und die Weltmächte in West und Ost. 

Das, was in Berlin geschieht, ist nicht nur ein Berli-
ner Thema. Diese Bundesregierung hat sich stets zu 
ihrer Verantwortung für Berlin bekannt. Für uns ist 
Berlin eine nationale Aufgabe. In allen Regierungser-
klärungen von 1982, 1983 und 1987 wird die Bedeu-
tung des Viermächte-Status für Berlin und die Bin-
dung Berlins an den Bund hervorgehoben. Ich darf 
hier die Regierungserklärung von Bundeskanzler 
Kohl von 1987 in Ihre Erinnerung rufen. Dort heißt 
es: 

Die enge Verflechtung mit den politischen, recht-
lichen und wirtschaftlichen Strukturen der Bun-
desrepublik Deutschland ist wesentlich für die 
Entwicklung der Stadt. Die Rechte und die Ver-
antwortlichkeiten der Drei Mächte müssen ge-
wahrt, die Bindungen an den Bund müssen erhal-
ten und intensiviert werden. 

Meine Damen und Herren, dies bedeutet konkret 
und im einzelnen, gerade vor dem Hintergrund der 
bekannt gewordenen Koalitionsabsprachen zwischen 
SPD und AL in Berlin, der Vier-Mächte-Status von 
Berlin, von ganz Berlin darf nicht in Frage gestellt 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Wird er 

doch gar nicht!) 

Dieser Status beruht auf den originären Siegerrechten 
der Alliierten, garantiert den Anspruch auf die Einheit 
Berlins und ist im übrigen ein wichtiges Element der 
unveränderten Rechtslage Deutschlands. Das heißt, er 
wirkt auch als Klammer für Deutschland als Ganzes. 
Wer im Zusammenhang mit dem Berlin-Status von 
einer Fessel spricht, wie man in dem genannten Pa-
pier lesen kann, zeigt ein höchst bedenkliches Ver-
ständnis von der freiheitlichen Existenzgrundlage 
dieser Stadt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Niemand sollte sich dazu verführen lassen, den Ber-
lin-Status politisch auszuhöhlen. Die sensible Lage 
Berlins ist völlig ungeeignet für politische Profilie-
rungsübungen. 

Meine Damen und Herren, auch die Einheitlichkeit 
der rechtlichen Verhältnisse in Berlin und der Bun-
desrepublik Deutschland muß gesichert bleiben. Sie 
ist ein Teil der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse 
zwischen Berlin und uns. Wer aber an der Rechtsein-
heit deutelt, der zieht die einheitliche Gesamtent-
wicklung Berlins als Teil der Bundesrepublik 
Deutschland in Zweifel. Die Übernahme des Bundes-
rechts nach Berlin gilt unbeschränkt. Sie kann nicht 
nur für eine Legislaturperiode beschlossen werden, 
wie man liest, und sie unterliegt auch keinen Koali

-

tionsvereinbarungen. Die Übernahme des Bundes-
rechts ist — dies ist ein ganz deutlicher Zusammen-
hang — in dem gleichen Gesetz geregelt, welches 
auch die Bundeshilfe für Berlin regelt. 

(Hüser [GRÜNE]: Das klingt schon nach Er

-

pressung!) 

Sie sehen, meine Damen und Herren: Rechtseinheit, 
Bundeshilfe, Sicherung einheitlicher Lebensverhält-
nisse in Berlin und im Bund sind gemeinsam konzi-
piert und gehören zusammen. Sie können nicht belie-
big aus dem Gesamtzusammenhang herausgelöst 
werden. 
Vor dem Hintergrund der Absprachen zwischen 

SPD und AL möchte die Bundesregierung ihre Be-
sorgnisse nicht verhehlen. Ich habe hier auf einige der 
Rechtsprobleme hingewiesen. Lassen Sie mich hinzu-
fügen, daß die in Aussicht genommene höhere finan-
zielle Verschuldung von Berlin in Verbindung mit 
einer Vielzahl angegebener oder nur vage angedeu-
teter wirtschaftspolitischer Maßnahmen nun gerade 
kein Signal zur Vertrauensbildung in der Wirtschaft, 
auf die gerade Berlin so dringend angewiesen ist, be-
deuten kann. 

(Hüser [GRÜNE]: Gerade die CDU muß über 
Verschuldung reden!)  

Seitens des DIHT wurden gerade heute in der 
Presse Besorgnisse geäußert, und es wurde von Irrita-
tion und Ungewißheit gesprochen. Berlin braucht 
aber genau das Gegenteil von dem: Berlin braucht 
Verläßlichkeit und Berechenbarkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
einmal betonen: Die Bundesregierung steht zu ihren 
Verpflichtungen in und für Berlin, allerdings strikt auf 
der Basis der von mir hier noch einmal dargelegten 
Rechtsgrundlagen. Der Bund nimmt sein Engagement 
für Berlin sehr ernst, aber dies ist und wird keine Ein-
bahnstraße sein. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Westphal. 

Westphal (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Frau Ministerin, ich komme auf das zu 
sprechen, was Sie hier soeben gesagt haben, aber 
zunächst einmal möchte ich mich an Sie, Herr Seiters 
und an die CDU/CSU-Fraktion dieses Hauses wen-
den. 
Das, was Sie mit dieser Aktuellen Stunde machen, 

kommt mir wie das Greifen nach einem letzten retten-
den Strohhalm vor, um nicht in dem Strudel des eige-
nen Unvermögens zu versinken. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Seit 1987 haben Sie bei acht Landtagswahlen in jeder 
dieser Wahlen im Durchschnitt 5,2 % verloren. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Zu Recht! — Bohl 
[CDU/CSU]: In Frankfurt haben Sie verlo

-

ren! — Seiters [CDU/CSU]: Das sind doch 
alles Ablenkungsreden!) 



9542 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 130. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 8. März 1989 

Westphal 

Das Saarland und Schleswig-Holstein haben Sie ver-
loren, und nun dieser Klatsch in Berlin. Keiner will 
gerne mehr mit Ihnen regieren. Nirgends ist jemand 
dafür zu finden. 

(Beifall bei der SPD) 

Jeder aufmerksame Bürger hat beobachten können, 
in welch nüchterner Weise — sozusagen kühl bis ans 
Herz hinan — der von Ihnen hier herabgewürdigte 
Walter Momper verhandelt hat, und zwar so, daß er 
von der AL in Berlin die unverklausulierte Zustim-
mung zu den für Berlin und seine freie Existenz unab-
dingbaren Grundpositionen bekam. Dies hat jeder 
auf Papier schriftlich vor sich. 

(Beifall bei der SPD — Seiters [CDU/CSU]: 
Umfrage in Berlin gestern!) 

— Was sollte man eigentlich noch machen in einem 
parlamentarischen System, Herr Seiters, um eine Ver-
einbarung über eine handlungsfähige Regierungs-
mehrheit zustande zu bringen, wenn der Wähler die 
eigene Partei zwar deutlich gestärkt hat, sie aber eben 
nicht mit der Mehrheit ausgestattet hat, so daß sie 
allein die Verantwortung übernehmen kann? Sie, die 
CDU/CSU und die Koalition, spielen uns hier doch 
jeden Tag neu vor, wie man es eben nicht machen 
soll. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ich habe mit einiger Spannung Ihre Aufarbeitung in 
der CDU/CSU über Ihre Strategiedefizite verfolgt. 
Was ist dabei herausgekommen? Oder fragen wir lie-
ber: Was ist dabei nicht herausgekommen? Nicht her-
ausgekommen ist die Erkenntnis, daß Sie die auf dem 
Rücken der Kranken und Alten verabschiedete soge-
nannte Gesundheitsreform nun korrigieren wollen. 
Das war doch wohl ein Grund für Ihr Verlustergebnis 
in Berlin. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Nicht herausgekommen ist die Einsicht, daß Sie end-
lich etwas Wirksames gegen die hohe Arbeitslosig-
keit tun müßten. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Nicht herausgekommen ist die gerade für Berlin so 
außerordentlich notwendige Handlungsweise in Rich-
tung auf neuen, verstärkten Wohnungsbau, und zwar 
für Leute, die kleine und mittlere Einkommen haben 
und die Wohnungen auch bezahlen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Nein, was Sie als Ergebnis Ihrer Diskussion um Stra-
tegiedefizite verkünden, ist, daß Sie die Gesundheits-
reform und die Steuerreform den Wählern plausibel 
machen wollen. Das ist alles, was Sie zustande brin-
gen. Das wird Ihnen nicht gelingen. Das ist Ihnen ja 
inzwischen nachgewiesen worden. 

(Beifall bei der SPD — Seiters [CDU/CSU]: 
Sagen Sie doch einmal etwas zum Wählerbe

-

trug, Herr Westphal! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Schlimmer noch — wenn auch nicht offen — ist Ihre 
Absicht, diejenigen politischen Positionen zu beset-
zen, mit denen die falschen Republikaner Wähler an-
gelockt haben. Eine Partei, die diesen demokratischen 
Staat mitträgt, müßte sich eigentlich entschlossen auf 
die Seite derjenigen stellen, die sich gegen Auslän-
derfeindlichkeit wehren und die auch in Wahlkämp-
fen offen mit den skeptischen und ängstlichen Bür-
gern darüber diskutieren, wie wir das in Berlin getan 
haben und wie wir das heute täglich in Hessen tun. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Ich will nicht verschweigen, meine Damen und Her-
ren, daß wir Sozialdemokraten gegenüber dem Part-
ner dieser Legislaturperiode in Berlin skeptisch 
sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 

Wie immer beim Abschluß von Koalitionen mit einem 
Partner, der eine völlig andere Parteigruppierung als 
man selbst darstellt, kommt es auf das Durchhalten 
von Vereinbarungen an. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Kapriolen sind da nicht erlaubt. Das ist Arbeit und 
Ringen um Vertrauen. Das steht jetzt bevor. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wortbruch!) 

Wenn die Wähler uns jetzt in Berlin noch nicht wie-
der die ganze Zustimmung gegeben haben 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— noch nicht wieder die ganze Zustimmung gegeben 
haben — , dann wäre es auch prinzipiell staatspolitisch 
falsch, eine politische Gruppe, die in Berlin auf dem 
Wege zu einer realitätsbezogenen Politik auf der par-
lamentarischen Plattform ist, davon wieder herunter-
zustoßen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, es geht um das Meistern 
einer schwierigen Situation, das Meistern eines Pro-
blems in der parlamentarischen Demokratie. Es wäre 
besser, Sie würden den Ernst dieser Situation erken-
nen und die Schläge unter die Gürtellinie endlich 
unterlassen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Gerster (Mainz). 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der SPD-
Vorsitzende Vogel erklärte vor der Wahl in Berlin: 
„Wer Alternative Liste wählt, bewirkt Unsicherheit 
und Instabilität." Die Vertreterin dieser Partei redet 
heute von einer zuverlässigen Regierung, wenn SPD 
und Alternative zusammen gehen. Frau Fuchs, entwe-
der hat Herr Vogel vor der Wahl die Wahrheit gesagt 
— dann ist er ein blanker Opportunist, wenn er jetzt 
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Gerster (Mainz) 

mit den GRÜNEN nur um der Macht willen in ein Bett 
steigt — 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wir haben mit der 
AL die Mehrheit! Beachten Sie das bitte!) 

oder er hat DIE GRÜNEN diffamiert. Dann ist er der-
selbe Opportunist, wenn er nach der Wahl mit diesen 
Leuten eine Koalition eingeht. Darum geht es, näm-
lich um den Wortbruch, um die Täuschung der 
Wähler, die Sie betrieben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Lippelt 
[Hannover] [GRÜNE]: Herr Gerster, wir hät

-

ten nichts gegen die große Koalition ge

-

habt!) 

Herr Westphal, wir haben keine Sorgen, wie der 
Wähler reagieren wird. Denken Sie an Börner, der 
damals vor den Wahlen in Hessen mit den Dachlatten 
argumentiert 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Hatten wir 
schon alles!) 

und kurze Zeit später durch den Wähler die Quittung 
bekommen hat, als die SPD nach 40 Jahren ihre Mehr-
heitsfähigkeit in Hessen verloren hat. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Fällt Ihnen nichts 
Neues ein?) 

Wenn man weiß, daß die SPD gerade in Berlin in 
den 60er Jahren eine stolze Partei war — über 60 % —, 
und wenn man sich vergegenwärtigt, wie sie jetzt mit 
37 % den Mund aufmacht, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Und Sie!?) 

als hätte sie das Vertrauen der Wähler bekommen, 
kann man nur sagen: Sie haben kein Vertrauen der 
Wähler für ein rot-grünes Bündnis bekommen. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Aber Sie 
doch noch weniger! Das ist doch Ihr Pro

-

blem!) 

Sie mißbrauchen nach den Äußerungen Ihres Partei-
vorsitzenden das Vertrauen der Wähler zu einem 
Bündnis mit Leuten, von denen Sie genau wissen, um 
wen es sich handelt. 

Um wen handelt es sich? Meine Damen, meine Her-
ren, es handelt sich um Leute, die auf dem letzten 
Parteitag Verbündeten der „Rote Armee Fraktion", 
Unterstützungsgruppen für die RAF, Rederecht gege-
ben haben, die Solidaritätsadressen zur Unterstüt-
zung der Gefangenen der RAF beschlossen haben 
und die im gleichen Augenblick die Polizei, die sehr 
oft unter Einsatz ihres Lebens sorgen muß, daß die 
öffentliche Sicherheit bewahrt wird, als „Bullen" ver-
teufelt und diffamiert haben. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Ist doch gar 
nicht wahr!) 

Sie opperieren und koalieren mit einem Partner, der 
die Polizei neben Radikalinskis stellt und, nicht nur 
das, auf den Parteitagen dann einseitig für die Radi-
kalinskis gegen die Polizei Stellung nimmt. Und sol-
che Leute sollen für die innere Sicherheit in Berlin 
mitverantwortlich sein. 

(Westphal [SPD]: Ihr habt doch verloren!) 

Meine Damen, meine Herren, Sie koalieren mit ei-
nem Partner: Nehmen Sie Ihre Bundestagskollegin 
Olms, die hier vom Frieden redet und unter dem Stich-
wort „Waffen für El Salvador" Geld für den bewaffne-
ten Kampf in einem unterdrückten Land sammeln 
will, die den Widerstand in Deutschland ankurbeln 
will; eine, die von Frieden redet, die aber letzten En-
des der Gewalt mit Waffen das Wort redet. Das ist Ihr 
Koalitionspartner in Berlin. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Oder: Vor der Tagung des IWF, meine Damen, meine 
Herren, hat Frau Olms in einem Blatt, das sie verant-
wortet, dem Kaufhausdiebstahl das Wort geredet, 

(Zuruf von der SPD: Die Republikaner lassen 
grüßen!) 

hat sich mit autonomen Gruppen, mit anderen Grünen 
verbündet, um diese Tagung zu verhindern, und ist 
auch vom Anpreisen von Straftaten bis zum Diebstahl 
nicht abgerückt. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Sagen Sie 
doch einmal, wer was geklaut hat!)  

Meine Damen, meine Herren, Ernst Reuter, Schu-
macher, Ollenhauer, Erler, sie würden sich im Grab 
herumdrehen, wenn sie sehen würden, mit welchen 
Leuten Sie koalieren. Ich darf hier Schily zitieren, der 
zur Gründungsversammlung der AL in Berlin sagte: 
Ich habe den Eindruck, daß hier ein Parteitag der KPD 
stattgefunden hat, derselbe Otto Schily, der noch im 
Februar dieses Jahres sagte: 

Ein Teil des Mißtrauens gegenüber dem Staat 
rührt nach meiner Meinung daher, daß die Berli-
ner GRÜNEN auch Mitglieder aus der APO-Be-
wegung und aus führenden K-Gruppen sind. 

Meine Damen, meine Herren von der SPD, das sind 
Ihre Koalitionspartner. Sehen Sie sich die Vorschläge 
zur inneren Sicherheit und zur Verkehrspolitik an! 
Demnächst werden bei Ihnen durch den Senat, durch 
die GRÜNEN — ich sage es voraus — Gewalttäter als 
Freiheitskämpfer prämiert werden 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

— Ihre Genossen! — , und zur gleichen Zeit werden 
Sie kleine Parksünder, die ansonsten rechtstreue 
Leute sind, kriminalisieren. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Das wird die Rechtsordnung in Berlin sein. Eine Par-
tei, die kein Verhältnis zur Gewalt, deswegen letzten 
Endes kein Verhältnis zur Demokratie hat, eine Partei, 
die mit der APO gegen die Demokratie angeht, ist Ihr 
Koalitionspartner in Berlin. Sie wird wie Herr Börner 
die Dachlatte einholen. Sie werden über diesen Be-
schluß noch bitter weinen, weil Sie Ihre demokrati-
sche rechtsstaatliche Tradition um der Macht willen in 
Berlin geopfert haben. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Bitte, Herr Wartenberg, Sie 
haben das Wort. 
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Wartenberg (Berlin) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Gerster, ich bedanke mich 
ausdrücklich für Ihre Rede. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Machen Sie so weiter, und Sie werden jedem Bürger 
in Berlin und außerhalb Berlins klar machen, daß es 
Ihnen nicht um Sorge um Wählerinnen und Wähler 
geht. Hier geht es nur darum, eine Schlammschlacht 
zu entfesseln. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Abg. Gerster [Mainz] [CDU/CSU] [hält ein 
Flugblatt „Waffen für El Salvador" hoch]: 

Nehmen Sie einmal dazu Stellung!) 

Herr Gerster, das ist so total überzogen, daß ein nor-
mal denkender Bürger Ihnen die Redlichkeit nicht 
mehr abnimmt. 

(Beifall bei der SPD) 

Machen Sie so weiter! Damit werden Sie uns hel-
fen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Die Dachlatte 
wird kommen!) 

Jetzt etwas zu der Frage der Sorge, die hier von der 
rechten Seite des Hauses mit Tremolo in der Stimme 
vorgetragen wird. Warum haben Sie sich eigentlich 
vier Jahre keine Sorgen um die Berlinerinnen und 
Berliner gemacht? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie haben 9 % verloren. Sie haben alle Landtagswah-
len verloren. 

(Seiters [CDU/CSU]: Wählerbetrug!) 

Und was ist nach den Wahlen geschehen? Walter 
Momper, die SPD, hat zwei Wochen lang mit der CDU 
verhandelt. Es war sehr deutlich, der Regierende Bür-
germeister, jetzt nur noch geschäftsführender Regie-
render Bürgermeister, hat gesagt: In Sachen Miet-
preisbindung, Wohnungsb au,  Gesundheitsreform 
kann er keinerlei Zusagen machen, weil Bonn ihm das 
nicht erlaubt. — Das heißt, die Sorgen, die die Bürge-
rinnen und Bürger in Berlin haben, hätte eine CDU 
auch nach dieser Wahlniederlage nicht aufgearbeitet 
und verändert. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dies ist die politische Ausgangssituation einer Stadt, 
in der Sie 9 % verloren haben. 

Herr Lambsdorff, mit Verlaub zu Ihren starken Wor-
ten: Wenn man nur noch eine Sekte in Berlin ist 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

und diese Sekte es nicht einmal geschafft hat, am letz-
ten Sonnabend eine Sektenführerin an die Spitze zu 
wählen, dann sollte man nicht vom Chaos sprechen. 
Ich muß feststellen, hier gibt es keine Verhältnismä-
ßigkeit der Argumentation mehr. 

Es besteht die absurde Situation, daß die einzige 
Hoffnung, die Sie haben, ein rot-grüner Senat ist. Ich 
sage Ihnen, die Hoffnung, die Sie an einen rot-grünen 
Senat stellen, wird sich nicht erfüllen. Ein rot-grüner 
Senat wird versuchen — dafür hat er eine gute Koali-
tionsvereinbarung geschaffen — , die Sorgen der Bür-
gerinnen und Bürger in den Mittelpunkt seiner Politik 

zu stellen, übrigens auch gerade bei der Innenpoli-
tik. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das glauben Sie doch 
selbst nicht!) 

Wenn Sie dieses Koalitionsabkommen kritisieren, das 
nun noch nicht von beiden Parteien endgültig be-
schlossen ist, aber eine sehr gute Grundlage ist, um 
einer Stadt eine Perspektive zu geben, eine Perspek-
tive dahin gehend, daß die Hauptsorgen, die die Men-
schen haben — Wohnungen, Mieten, Arbeitsplätze, 
ökologische Probleme und auch die Frage der inneren 
Liberalität —, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Und wie ist es 
mit der Freiheit?) 

wieder in eine vernünftige Bahn geführt werden, 
dann, glaube ich, werden Sie sich in einiger Zeit noch 
umgucken, wenn dieser Senat anfängt, zu arbeiten. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Eine Liebesehe, keine 
Vernunftehe!) 

Sie können diese Schlammschlacht im Hinblick auf 
Hessen und im Hinblick darauf weiterführen, daß Sie 
damit überspielen wollen, welch ein Chaos in dieser 
Bundesregierung herrscht, in der ja nichts mehr funk-
tioniert; jeder weiß das. Das ist ja auch ein Ergebnis 
der Wahlen in Berlin und anderswo. 

Ich muß noch auf etwas anderes hinweisen. Sie 
sprechen voller Sorge über die demokratische Zu-
kunft der Stadt und über die Bindungen der Stadt, 

(Seiters [CDU/CSU]: Das haben wir doch 
auch vor der Wahl gemacht!) 

wozu eindeutige Abmachungen getroffen worden 
sind. Die Sozialdemokraten sind aus ihrer Tradition 
heraus immer der Garant für Verläßlichkeit und Sta-
bilität, und sie werden das auch bleiben. 

(Beifall bei der SPD — Seiters [CDU/CSU]: 
Und für Wortbruch!) 

Aber wenn gleichzeitig so ein merkwürdiger 
Mensch, der ja seit einigen Jahren hier im Parlament 
sitzt, wie der Herr Lummer, mit den Republikanern 
kokettiert und vorher pausenlos im Untersuchungs-
ausschuß zum Verfassungsschutz auftreten mußte, 
weil schmuddelige Verfahren und Verhältnisse mit 
Rechtsradikalen in früheren Zeiten aufgearbeitet wer-
den mußten, wenn man sich einmal überlegt, wie im 
Berliner Verfassungsschutzskandal bestimmte Per-
sönlichkeiten der CDU verwickelt waren, welche 
Skandale diese Stadt in den letzten vier Jahren bela-
stet haben, wovon Sie ja kein Wort mehr sagen — ich 
nenne nur den Bauskandal; zum erstenmal sind Poli-
tiker in den Knast gewandert —, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Von der SPD ge-
nauso!) 

und dann wagen Sie sich hierhinzustellen, als ob Ber-
lin durch einen neuen Senat unter der Führung von 
Walter Momper zum Untergang verdammt sei! Wis-
sen Sie, es ist einfach nur noch lächerlich. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Lüder. 

Lüder (FDP) : Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Lieber Herr Wartenberg, wir ha-
ben als FDP schon Schlimmeres und anderes über-
standen und daraus im Zweifel immer Kraft gezogen. 
Das werden wir auch diesmal tun. Diesen Optimismus 
werden Sie mir nicht nehmen. 

Wir haben heute leider nicht die Stunde der Analyse 
der Wahl in Berlin. Sonst würden wir vielleicht nicht in 
diesem Stil miteinander umgegangen sein. In finde es 
am bedauerlichsten, daß Maß und Mitte der politi-
schen Auseinandersetzung in Berlin verlorengegan-
gen sind und daß auch heute hier in manchen Diskus-
sionsbeiträgen sichtbar geworden ist, daß Maß und 
Mitte verlorengegangen sind. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich will mich mit dem 
befassen, was jetzt auf Berlin zukommt, und zwar an 
Hand der Papiere, die ja offen vorliegen. Da kritisiere 
ich fünf Punkte und will dies in den fünf Minuten 
deutlich zu machen versuchen. 

Erstens. Das Ergebnis der Koalitionsverhandlungen 
rot-grün schürt Illusionen, und zwar gefährliche Illu-
sionen, wenn man etwa glaubt, in der Wirtschafts- 
und Finanzpolitik jetzt große Programme machen zu 
können und dem Wähler und dem Bürger ein ganz 
anderes Wirtschaftssystem vor Augen spielen und sa-
gen zu können: Es wird jetzt alles besser; wir machen 
die großen Programme, die bisher ebenfalls nicht rea-
lisiert und nicht konkretisiert worden sind. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wo steht das 
denn?) 

Zur Bundestreue gehört auch, daß wir uns in das Wirt-
schafts- und Finanzgefüge dieses Landes einbinden 
und nicht eine selbständige Entwicklung Berlins an-
streben. 

Zweitens. Ich habe Respekt davor, mit welcher 
Härte Walter Momper den AL-Forderungen etwa in 
der Gewaltfrage entgegengetreten ist. Aber gucken 
wir uns doch einmal an, welches Ergebnis herausge-
kommen ist: Das Ergebnis hat kein anderer als Herr 
Kunzelmann nach dem heutigen „Tagesspiegel" zu-
treffend mit „Gummisprache" umschrieben. Das Er-
gebnis lautet: Nirgendwo, Frau Fuchs, bekennt sich 
diese Koalition zur Gewaltfreiheit. 

(Widerspruch bei der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

— Nein, Sie machen Ausführungen zur staatlichen 
Gewaltausübung und zur Begrenzung der staatlichen 
Gewaltausübung. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Ist denn 
das nicht richtig? Wollen Sie denn das nicht 

auch?) 

Selbst der Appell, daß das Demonstrationsrecht des 
Grundgesetzes nur friedlich wahrgenommen gehört, 
findet sich hier nicht. 

Zur Innenpolitik sprechen Sie davon — ich darf ein-
mal wörtlich zitieren —: 

Das Bild der Polizei wird nicht nur von der Erfah-
rung im Umgang mit freundlichen, hilfsbereiten 
und mitbürgerlichen Polizeibeamten geprägt. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Die Polizei als 
Krankenschwester!) 

Es formt sich auch dort, 
— also offenbar bei Polizeibeamten, die nicht mitbür-
gerlich, nicht hilfsbereit, nicht freundlich sind — 

wo Bürgerinnen und Bürger ihr Grundrecht auf 
Demonstrations- und Versammlungsfreiheit 
wahrnehmen. 

Das, was Sie hier in der „Gummisprache" gegenein-
andersetzen, werden Sie vor den Polizeibeamten und 
Mitbürgern noch vertreten müssen: wieso Sie glau-
ben, hier auf der einen Seite vom guten Polizisten an 
der Straße und auf der anderen Seite von dem, der die 
Drecksarbeit machen muß und der sich erst bewähren 
muß, sprechen zu können. Wir Liberalen waren immer 
auf der Linie, auch die Polizei kritisch zu begleiten. 
Aber das, was hier gesagt worden ist, ist eine einsei-
tige Talfahrt zu Lasten der Polizeibeamten und damit 
auch zu Lasten des Demonstrationsrechts. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Drittens. Sie machen Fehlentscheidungen im Woh-

nungsbau. Sie signalisieren ein großes Programm, 
und dieses Programm läßt sich nicht realisieren. Wir 
sollten einmal darüber nachdenken, warum eigentlich 
in Berlin seit der letzten Wohnungszählung — 1968 
war es, glaube ich — nur halb soviel Wohnraum wie 
im Bundesgebiet insgesamt gebaut worden ist. Das 
hat seine Ursachen im System und liegt nicht daran, 
daß das frühere System richtig war. Vielmehr ist das 
frühere System, zu dem Sie zurück wollen, falsch. In 
Berlin muß man zu dem System kommen, das in der 
Bundesrepublik insgesamt Wohnungen, und zwar 
preiswerte Wohnungen, gebracht hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Viertens. Ich setze Zweifel in die Seriosität der ber-

linpolitischen Klauseln. Auf fünf Seiten ist hier vieles 
beschrieben worden: alles über West-Berlin im Ver-
hältnis zum Bund, West-Berlin im Verhältnis zu den 
Alliierten, aber keine Grundsatzausführungen in dem 
Sinne, wie es Frau Ministerin hier gesagt hat; fünf 
Seiten lang eine einseitige Bahn. 
Damit komme ich zum fünften Punkt: Was sich 

hier in den bisher bekannten Vereinbarungen ab-
spielt — nicht in den Absichten, nicht in der Partner-
schaft — , zeigt, daß Ideologie das Gegenteil von Ver-
nunft und Sachlichkeit ist. Ich hoffe, daß der einzige 
Vorteil dieser Koalitionsvereinbarung sein wird, daß 
andere Wähler rechtzeitig merken, daß dieser Weg 
der falsche ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Lippelt. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Jetzt kommt der Hoff

-

nungsträger für Berlin!) 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Das vergangene Wochen-
ende sah zwei wichtige Parteikongresse: In Duisburg 
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Dr. Lippelt (Hannover) 

meldeten sich 600 Delegierte in einer großen einmü-
tigen Willensbekundung mit ihrer Partei zurück als 
politischer Faktor. Sie meldeten den Anspruch der 
GRÜNEN auf die Mitgestaltung der Zukunft dieser 
Republik an. 

In Niedersachsen hingegen gab es das Panikorche-
ster — darüber müssen wir ja sprechen — einer Klau-
sur der niedersächsischen CDU-Spitze. 14 Stunden 
Klagen über die böse Bonner Politik, 

(Seiters [CDU/CSU]: Sie glauben doch auch 
nicht alles, was in der Zeitung steht!) 

Albrecht will sich jetzt mit Bonn notfalls streiten, harte 
Kritik an der Bundesregierung, „die Karawane" — so 
der Landesgeschäftsführer der niedersächsischen 
CDU wörtlich — „zieht jetzt nicht mehr weiter" ; und 
mittendrin der Herr Seiters. — Wie heißt es doch so 
schön: Wenn Kohl dort gesessen hätte, hätte er rote 
Ohren gekriegt. Nun mußte Herr Seiters rote Ohren 
kriegen, und anschließend fragte Herr Geißler, der 
auch dort war: Was mache ich denn? Und am nächsten 
Tag hatten wir diesen Schlamassel vom rot-grünen 
Chaos. Das alles sind wohlbekannte, sehr alte Melo-
dien, die wir sehr genau kennen. Herr Seiters, Ihre 
Übertreibungen, die Sie jetzt von sich geben, kennen 
wir schon aus dem Wahlkampf 1986 gegen die GRÜ-
NEN. Wir kennen dasselbe Vokabular, dieselben Ver-
leumdungen 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Wie ist es denn 
mit der Gewalt?) 

aus dem damals gegen die SPD gerichteten Wahl-
kampf in Schleswig-Holstein. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Wie ist es denn 
mit der Gewalt?) 

Danach kam der Fall Barschel, eine reuige CDU, die 
Asche auf ihr Haupt streute. Und kaum ist am Hori-
zont die ferne Möglichkeit des Machtentzugs erkenn-
bar — schon geht es wieder los. 

Ich warne Sie: Das Bild, das Sie hier abgeben, ist das 
Bild des deutschen Kleinbürgers, der Amok läuft, 
wenn er sieht, daß der Staat, den er für seine Beute 
hält, ihm vielleicht verlorengehen könnte. Dann 
kommt der Amoklauf, und dann kommt die verbale 
Totschlägerei, die Sie hier veranstalten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Lintner. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Wann kommt 
endlich der Lummer?) 

Lintner (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Herr Kollege Westphal, Sie haben 
im Zusammenhang mit dem Wahlergebnis von Berlin 
von staatsbürgerlicher Verantwortung geredet. Ich 
kann Ihnen eigentlich nur sagen: Das Wahlergebnis 
hat keinesfalls den Auftrag beinhaltet, Berlin in un-
verantwortliche Risiken zu führen, wie Sie es derzeit 
praktizieren. 

leine Damen und Herren, was die Berliner SPD 
unter dein Stichwort ; ,Geist des Aufbruchs" einer 
— wie ich glaube, feststellen zu kennen — zuneh

-

mend konsternierten Bevölkerung präsentiert, kann 
nur als makaber charakterisiert werden, 

(Zuruf von der SPD: Wie bitte?) 

makaber auch im Hinblick auf den Umgang mit den 
empfindlichen deutschlandpolitischen Grundlagen 
der Stadt, und ist von gefährlicher Ungewißheit in 
bezug auf die Perspektiven. Nur scheinbar sind z. B. 
im Koalitionspapier keine deutschlandpolitischen 
Grobheiten enthalten; Frau Dr. Wilms und Herr Lüder 
haben bereits darauf hingewiesen. Wenn man aber 
die Gesamtheit der für den Status und die politische 
Position der Stadt maßgeblichen Festlegungen und 
die Auslassungen sowie Vieldeutigkeiten heranzieht 
und zur Auslegung noch das Programm der AL hinzu-
nimmt, dann kann man die tatsächlichen Absichten 
dieser Koalition unschwer enträtseln; sie werden dann 
deutlich. 

In Berlin wird zunächst ein Klima geschaffen, in 
dem sich weder die alliierten Schutzmächte noch eine 
konstruktive Wirtschaft noch arbeitswillige Hand-
werksbetriebe noch der rechtstreue Normalbürger 
künftig werden wohlfühlen können. Meine Damen 
und Herren, die Stadt soll — so wörtlich im AL-Grund-
satzprogramm — „ökologisch-demokratisch umge-
baut und multikulturell gestaltet werden". Das heißt 
nach dem sattsam bekannten Verhaltensmuster der 
AL und ihrer linksradikalen Hilfstruppen doch wohl, 
daß die Stadt unregierbar zu werden droht und letzt-
lich gewalttätigen Demonstrationen ausgeliefert wer-
den soll. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Die Bekenntnisse der SPD, meine Damen und Her-
ren, die Lebensgrundlagen Berlins wahren zu wollen, 
die beteuerte enge Verbundenheit mit den Schutz-
mächten und das angeblich unbedingte Festhalten an 
den Bindungen zum Bund — all das sind angesichts 
des Koalitionspartners AL ungesicherte Absichtser-
klärungen. Wer z. B. wie die AL — und mittlerweile 
leider auch die SPD — der Anerkennung der DDR als 
ausländischen Staat und Ost-Berlins als Hauptstadt 
der DDR das Wort redet, dem muß zur Stellung und 
zur Sicherheit West-Berlins mehr einfallen als der im 
Koalitionsprogramm enthaltene Standardsatz, daß 
— so wörtlich — „die Bindungen zum Bund die 
Grundlage der Politik in Berlin (West)" seien. Wie die 
Berliner SPD es angesichts der jüngsten Greueltaten, 
meine Damen und Herren, an der Mauer mit Toten 
und Verletzten übers Herz bringt, die Zentrale Erfas-
sungsstelle in Salzgitter fallenzulassen, zeigt eben 
den wahren Geist dieser Koalition, nämlich Liebedie-
nerei in Richtung DDR, Konfliktbereitschaft gegen-
über westlichen Schutzmächten und gegenüber der 
Bundesregierung. So werden die drei westlichen Alli-
ierten erkennbar distanziert behandelt. Sie sollen 
zwar noch bleiben, sich aber möglichst still und unauf-
fällig verhalten. Ihre Rechte sollen sie abtreten, mili-
tärische Übungen möglichst überhaupt nicht mehr 
durchführen. 

(Beifall des Abg. Hüser [GRÜNE]) 
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Es kommt hinzu, meine Damen und Herren, daß die 
rot-grüne Koalition in Berlin die Axt auch an die le-
benswichtigen Flugverbindungen legt. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Na, erklä

-

ren Sie das einmal!) 

— Lesen Sie es nach, Herr Dr. Lippelt, Sie waren doch 
an der Formulierung beteiligt; lesen Sie es nach! — 
Wie in einem solchen Umfeld erkennbarer Feindselig-
keit Berlin den Alliierten weiterhin als ihr ureigenstes 
Anliegen erscheinen soll, bleibt das Rätsel der SPD, 
meine Damen und Herren. 

(Wartenberg [Berlin] [SPD]: Sie haben wohl 
schlecht geträumt!) 

Die Frage, wie die in den letzten Jahren neu gewon-
nene Lebensfreude und Dynamik der Stadt erhalten 
bleiben sollen, muß uns ebenfalls die SPD beantwor-
ten. 

Ihrem Koalitionspartner AL geht es aber ohnehin 
— so wörtlich in dem Programm für Berlin — um 
grundsätzliche Alternativen „zum bestehenden kapi-
talistischen Industriesystem und unserer darauf fu-
ßenden Lebensweise". Das ist geradezu der ideale 
Werbespruch für wirtschaftliches Engagement in 
West-Berlin, meine Damen und Herren! 

Im Interesse der Stadt und mit Rücksicht auf ihre 
extrem sensible Lage hätte die SPD diese Koalition mit 
dem leibhaftigen Sicherheitsrisiko AL nicht eingehen 
dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Mitzscherling. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Ein Jammer, daß Herr 
Mitzscherling bei diesem Trauerspiel mit

-

macht!) 

Dr. Mitzscherling (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Es ist wirklich 
bemerkenswert, was hier passiert. Da wird über eine 
Koalitionsvereinbarung gesprochen, von der ich den 
Eindruck habe, daß sie nicht einmal gelesen worden 
ist. 
(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Wir haben sie da!) 

Denn vieles von dem, was hier behauptet wurde, steht 
gar nicht in dieser Koalitionsvereinbarung. Da reden 
Sie, meine Damen und Herren von der Regierungsko-
alition, von Ihren Sorgen um Berlin. Aus allem wird 
doch deutlich, daß Sie nur eine einzige Sorge haben, 
nämlich Ihre Macht zu verlieren, wo auch immer in 
diesem Land. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Überall schicken Sie jetzt Ihre Hilfstruppen an die 
Front und lassen sie Stimmung machen gegen eine 
mögliche Koalition von SPD und AL in Berlin. Merken 
Sie denn nicht, daß das von Ihnen beklagte schlechte 
Klima durch Sie selbst negativ beeinflußt wird? Sie 
bewirken ein ungünstiges Klima, Sie machen das 
Wirtschaftsklima in der Stadt durch derartige Äuße-

rungen, wie wir sie in den letzten Tagen hatten, 
kaputt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich finde das schon schlimm genug. Ich finde auch 
sehr schlimm — Frau Wilms hat es heute zitiert — , was 
Herr Schoser, der Hauptgeschäftsführer des Deut-
schen Industrie- und Handelstages, in einem Inter-
view mit der „Neuen Osnabrücker Zeitung" erklärt 
hat. Er hat zur Investitionszurückhaltung in Berlin 
aufgerufen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Dies, meine Damen und Herren, betrachte ich als 
die Ausnutzung wirtschaftlicher Macht für politische 
Erpressung. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wo bleibt da eigentlich Ihr Protest? Da hätten Sie 
doch aufschreien müssen. Nichts ist passiert. 

(Beifall bei der SPD) 

Was sagt der Herr Bundeskanzler? — Der sagt dazu 
auch nichts. 

(Hüser [GRÜNE]: Das sind wir ja gewohnt!) 

Über verbale Bekenntnisse zu Berlin hinaus fällt ihm 
offensichtlich auch nichts weiter ein. Mit den Berlin

-

Beauftragten der deutschen Industrie hat er sich zum 
letztenmal in Berlin 1985 getroffen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Hört! Hört!) 

Er hat es auch hingenommen, daß die Berlinförde-
rung im letzten Jahr um 800 Millionen DM gekürzt 
wurde und die Investitionstätigkeit in Berlin in den 
90er Jahren negativ beeinflußt wird. Dazu kam von 
Ihnen kein Wort. 

Meine Damen und Herren, diese Worte, die sowohl 
Graf Lambsdorff als auch der Regierende Bürgermei-
ster als auch der Kanzler gesagt haben — Katastrophe, 
Chaos, Panik, in Berlin geht alles unter —, 

(Seiters [CDU/CSU]: Wählerbetrug!) 

sind doch skandalös, sind doch schädlich für die 
Stadt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Feilcke [CDU/CSU]: Ein Skandal ist, daß Sie 

da mitmachen, Herr Mitzscherling!) 

Ausgerechnet Sie, die Sie immer davon sprechen, wie 
wichtig ein solches Klima in dieser Stadt für jede wirt-
schaftliche Betätigung ist, zeichnen heute Horrorge-
mälde und tragen zur allgemeinen Verunsicherung 
bei. 

Ich frage mich wirklich, welches Demokratiever-
ständnis Sie haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ist Ihnen denn nicht klar, daß Sie mit diesem unver-
antwortlichen Katastrophengerede diejenigen aus der 
Stadt geradezu zum Rückzug ermuntern, die noch auf 
ein Alibi dafür gewartet haben? 

(Seiters [CDU/CSU]: Denken Sie mal an die 
Akademie der Wissenschaften!) 

Das sieht auch die Berliner Wirtschaft. Ich sollte 
ruhig einmal darauf Bezug nehmen. Der Präsident der 



9548 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 130. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 8. März 1989 

Dr. Mitzscherling 

Industrie- und Handelskammer hat vor zwei Wochen 
Widerspruch gegen diese Stimmungsmache ange-
meldet. 

(Beifall bei der SPD) 

Er hat darauf hingewiesen, daß es schlichtweg nicht 
stimmt, daß seit dem 30. Januar in Berlin Investitionen 
gekürzt werden und daß die Berliner Wirtschaft vom 
Ausgang der Wahlen bis ins Mark getroffen sei. Ich 
begrüße ausdrücklich, daß er erklärte, daß dieses 
Wahlergebnis als Ausdruck freier Wahlen akzeptiert 
werden müsse und daß es eine besondere Herausfor-
derung darstelle. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Appell ist offensichtlich angekommen. Das 
werden wir von Herrn Neuling sicher noch hören. Es 
wird weiter in Berlin investiert, die Auftragslage ist 
gut. Die Wirtschaft richtet sich auf einen von der SPD 
geführten Senat ein — und daran tut sie gut. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie weiß genau, daß dieser Senat alles tun wird, um 
die wirtschaftliche Attraktivität Berlins zu sichern und 
zu stärken. Sie weiß aber auch genau, daß eine Ar-
beitslosigkeit von über hunderttausend Menschen in 
der Stadt, daß Wohnungsnot, daß wachsende Um-
weltzerstörung und wachsende und unübersehbare 
Armut eine gewaltige Herausforderung für jeden Se-
nat sind. Auch deshalb ist dieser Diepgen-Senat abge-
wählt worden. Deshalb brauchen wir eine neue Poli-
tik. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Neuling. 

Dr. Neuling (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Der Vorsitzende der SPD-Frak-
tion und der SPD als Partei pflegt jede Woche minde-
stens einmal auf das Thema Glaubwürdigkeit hinzu-
weisen und beim Thema Glaubwürdigkeit immer auf 
andere zu zeigen und nicht auf sich selbst. 

(Seiters [CDU/CSU]: Der heilige St. Mora

-

lin!) 

Insoweit möchte ich die finanz- und wirtschaftspoliti-
schen Beschlüsse vor einer Wahl und nach einer 
Wahl in Berlin beleuchten. 

Richtig ist z. B., daß der Berliner Senat für 1989 eine 
Neuverschuldung von 750 Millionen DM beschlossen 
hat. Richtig ist auch, daß der finanzpolitische Sprecher 
der SPD vor der Wahl, vor rot/grün, eine Verschul-
dung von 750 Millionen DM wie folgt bezeichnet hat: 
als unsozial, gigantisches Umverteilungsmanöver von 
unten nach oben, finanzpolitisch disziplinlos, mora-
lisch untragbar gegenüber den künftigen Generatio-
nen. 

(Seiters [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Nun, Herr Kollege Mitzscherling, machen wir et-
was, was Sie angemahnt haben. Wir schauen in das 
Verhandlungspapier von SPD/AL hinein. Wir sehen 
für 1990 eine Nettoneuverschuldung von 1,4 Milliar-
den DM, die höchste Neuverschuldung in der Nach-
kriegsgeschichte Berlins. Nun lassen Sie sich einmal 

an Ihren eigenen Argumenten messen. Es hieß, 
750 Millionen DM seien unsozial. Was sind dann 
1,4 Milliarden? Im höchsten Maße unsozial! 

(Beifall des Abg. Seiters [CDU/CSU]) 

Was heißt denn hier, eine Neuverschuldung von 
750 Millionen DM sei disziplinlos? Eine solche von 
1,4 Milliarden DM wäre dann nicht nur disziplinlos, 
sondern es wäre überhaupt keine Finanzpolitik vor-
handen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das kommt von der 
Erblast, Herr Kollege!) 

Was heißt hier: moralisch untragbar gegenüber den 
künftigen Generationen? Sie handeln in totaler Un-
verantwortlichkeit gegenüber der jungen Generation 
mit dieser höchsten Nettoneuverschuldung nach dem 
Kriege. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie machen das nicht etwa nur für 1990. Nein, Irrsinn 
steckt an. Sie machen das für 1991, und sie machen 
das für 1992 genauso. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Das ist das Erbe 
von Diepgen!) 

Wenn der Kollege Westphal hier sagt, Herr Momper 
hätte kühl bis ins Herz verhandelt, dann zeigt die Ver-
handlung zur Neuverschuldung, daß er unfähig bis in 
die letzte Socke verhandelt, aber nichts anderes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich sage Ihnen auch eines, Frau Kollegin Fuchs: Mit 
diesem finanzpolitischen Wortbruch in Berlin haben 
Sie nach meiner Einschätzung insgesamt — bundes-
weit — jede Legitimation verloren, sich zum Thema 
Finanzpolitik überhaupt glaubwürdig zu äußern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nun noch ein Wort zum Wirtschaftsklima. 

(Opel [SPD]: Du rettest den Diepgen auch 
nicht!) 

Verehrter Herr Kollege Mitzscherling, nicht wir malen 
die Horrorgemälde, Sie malen die Horrorgemälde. 
Wer hat die Berlin-Förderung in Frage gestellt? Wir 
doch nicht, Sie doch. Bereits 1990 soll erneut die Ber-
lin-Förderung und ab 1993 der Gewerbesteuerhebe-
satz überprüft werden. 

(Dr. Mitzscherling [SPD]: Eine Effizienzana

-

lyse ist doch selbstverständlich!) 

Jetzt kommt der politische Hammer, Herr Kollege 
Mitzscherling. Sie als ehemals ehrwürdige Berliner 
SPD — immer noch die Partei von Ernst Reuter, damit 
wir uns richtig verstehen — stellen zum ersten mal die 
Bundeseinheitlichkeit zwischen Bund und Berlin in 
Frage. Denn Sie haben Ihre Zustimmung für die Bun-
deseinheitlichkeit vorerst nur für vier Jahre gege-
ben. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das stimmt doch 
nicht!) 

Nun frage ich Sie: Wer soll denn nun in Berlin inve-
stieren, wenn 1993 und später die Bundeseinheitlich-
keit nicht mehr gewahrt ist? 
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Kurzum, ich sage Ihnen zu diesem Thema: Das unsi-
chere Wirtschaftsklima heute haben Sie geschaffen. 
Sie haben die negativen Vorzeichen gesetzt, nicht 
wir. Das müssen Sie zur Kenntnis nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist Ihre Verantwortung, nicht unsere Verantwor-
tung. 

Weil der Irrsinn noch weitergeht: 

(Dr. Mitzscherling [SPD]: Ihrer!) 

— Herr Mitzscherling, hören Sie zu. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Erblast!) 

Ich bin bereit — Sie sind ein sachlicher Typ —, nach-
her mit Ihnen in Ruhe darüber zu reden. 

(Lachen bei der SPD) 

— Er ist der einzige, andere sind dann schon wieder 
unfähig. — 4 Milliarden DM Neuverschuldung in den 
Jahren 1990 bis 1992. Nun schauen Sie in das Papier, 
Herr Kollege Mitzscherling. Sie werden ja vielleicht 
Finanzsenator; der Kollege Schneider übernimmt das 
Amt vermutlich ja nicht. Hier ist eine weitere Dek-
kungslücke von sage und schreibe 2,5 Milliarden DM. 
Sie reden von Erblast, Frau Kollegin Fuchs. Schauen 
Sie einmal in Ihr Mistpapier hinein. Sie präsentieren 
hier ein Defizit von 2,5 Milliarden, ungedeckt. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Erblast!) 

Das sind ungedeckte Wechsel auf die Zukunft. 

(Opel [SPD]: Weil Kohl seinen Verpflichtun

-

gen nicht nachkommt!) 

Jede normale Hausfrau, die täglich die Haushalts-
kasse abrechnen müßte, wäre nach einem Tag pleite, 
wenn sie den gleichen Prinzipien folgen würde, denen 
Sie folgen. Dasselbe gilt auch für den Familienvater. 

(Andres [SPD]: Schaum abwischen!) 

Als Fazit, was Berlin angeht, muß man folgendes 
feststellen: 

(Andres [SPD]: Schaum abwischen!) 

Nach dem politischen Wortbruch — der Kollege Sei-
ters ist darauf eingegangen — pflegt bei der SPD der 
finanzpolitische Wortbruch zu folgen. Dieser finanz-
politische Wortbruch, Herr Kollege Mitzscherling 
— da beißt keine Maus einen Schwanz ab — , ist eine 
Bankrotterklärung für jede zukünftige Finanzpolitik. 

Zweitens. Die SPD versucht verzweifelt, ihre übli-
che Legendenbildung fortzustricken. Diese finanz-
politischen Entscheidungen, Frau Kollegin Fuchs, ma-
chen deutlich, daß die SPD von Anfang an euphorisch 
ein rotgrünes Bündnis wollte und nichts anderes und 
daß die CDU ausschließlich als Alibi herhalten sollte. 
Das ist die Tatsache, wenn man sich die Zahlen einmal 
ansieht. 

Mit einem Wort: Nicht wir werfen mit Dreck, nicht 
wir malen Horrorgemälde. Was Sie gemacht haben, 
zielte von Anfang an auf ein rotgrünes Bündnis, und 
sei es um den Vertrauensbruch, den Wortbruch ge-
genüber dem Wähler. Die Konsequenzen werden Sie 
zu tragen haben. Ich sage als Berliner: bedauerlich! 
Wir müssen uns hüten und besonnen sein, damit diese 
Stadt, die wir in den letzten acht Jahren zum Modell

-

fall Großstadt Berlin entwickelt haben, unter Ihrer so-
genannten Führung nicht wieder zu dem wird, was sie 
vor 1981 war. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Lummer. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Endlich!) 

Lummer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich bin der letzte Red-
ner, wie Sie sehen, und es kann mir niemand mehr 
widersprechen. Deswegen will ich auch gar nicht pro-
vozieren, sondern auf Grund der Diskussion und im 
Anschluß an die Diskussion ein paar Feststellungen 
treffen. Ich meine, diese sind zweifelsfrei. 

Erstens. Es ist unstrittig, daß Herr Momper vor der 
Wahl gesagt hat, eine Koalition mit der Alternativen 
Liste komme nicht in Frage. 

(Dr. Mitzscherling [SPD]: Es gibt Essenti

-

als!) 

—Auch ohne Essentials. Insofern kann man und darf 
man sein jetziges Verhalten als Wortbruch bezeich-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Manche nennen dies eine Täuschung der Wähler. 
Dafür kann es nur zwei denkbare Gründe geben. Ein-
mal hielt er eine Koalition mit der Alternativen Liste 
für unmöglich wegen des unmöglichen Programms 
dieser Gruppe, oder aber er hat vor der Wahl den 
Wählern bewußt etwas anderes gesagt in der An-
nahme, sonst würden viele Wähler eben nicht SPD 
wählen. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Sie haben 
die Wahl verloren, das war Ihr Problem!) 

Beides trägt nicht zur Glaubwürdigkeit bei, sondern 
ist Täuschung. 

Zweite Feststellung. Im Vertrauen auf das Wort 
Mompers hat eine beachtliche Zahl sozialdemokrati-
scher Wähler die SPD in der Annahme gewählt, diese 
Koalition würde nicht zustande kommen. Diese 
Wähler fühlen sich getäuscht. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Woher wissen Sie 
das denn?) 

—Herr Momper hat es selber gesagt, gnädige Frau. 
Herr Momper hat selber gesagt, für diese Koalition 
—und das wollte ich als zweite Feststellung unter-
streichen — gibt es keine gesellschaftliche Mehrheit. 
Das ist die Aussage, die ich mache. Das heißt, eine 
solche Regierung ist zu diesem Zeitpunkt nicht durch 
die Mehrheit der Wähler legitimiert. Insofern irren Sie 
an dieser Stelle, Frau Fuchs, denn Sie haben vorhin 
etwas Gegenteiliges gesagt. 

Dritte Bemerkung — das ist jetzt der Versuch, eine 
gewollte Legende zu zerstören —: Die Koalition der 
SPD mit der Alternativen Liste war in dem Moment als 
erste Priorität gesucht und gewollt, als es dafür eine 
zahlenmäßige Mehrheit in Berlin gab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Die Sondierungsgespräche mit der CDU haben zu 
keinem Zeitpunkt den Charakter von Verhandlungen 
angenommen. Der Beweis dafür, Frau Fuchs: In dem 
ersten Gespräch mit den Alternativen war die Sozial-
demokratie bereit, zwölf Kommissionen einzusetzen, 
die das Programm ausarbeiten sollten. Im ersten Ge-
spräch mit der CDU wurde auf unseren Wunsch das 
gleiche vorgetragen. Dies hat die SPD ausdrücklich 
abgelehnt; sie wollte nämlich gar nicht mit uns ver-
handeln. Das ist der schlagende Beweis dafür, daß die 
CDU einmal als Disziplinierungsinstrument gegen-
über der Alternativen Liste und zum zweiten vielleicht 
als letzte Hintertür, wenn es denn überhaupt nicht 
klappt, dienen sollte. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das stimmt nicht, 
Herr Lummer! Das wissen Sie ganz genau!) 

Vierte Feststellung. Meine Damen und Herren, 
Herr Vogel hat das gestern zwar aus gutem Grund, 
wie jedermann weiß, abgestritten, 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Sie haben 
doch in Ihrer Kinderstube die Republikaner 

großgezogen!) 

es ist aber insbesondere bei der Alternativen Liste, 
aber auch bei der SPD eindeutig, daß die Koalition in 
Berlin Modellcharakter haben soll. Das heißt, selbst 
nach den gescheiterten Versuchen in Hamburg und 
Hessen versucht man, diesen Weg zu gehen, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So wie Sie in Mün

-

chen mit den GRÜNEN, Herr Kollege!) 

und wenn man ihn trotzdem geht, dann will man die-
ses Modell ganz bewußt. Dieses wird auch aus der 
Kompromißbereitschaft beider Partner deutlich. Dies 
heißt für die Zukunft: Immer wenn sich eine zahlen-
mäßige Mehrheit ergibt, wird es eine rotgrüne Koali-
tion geben. Das ist die Absicht der Sozialdemokra-
tie. 

Die fünfte Feststellung: In den essentiellen Fragen 
— Rolle der Alliierten, Bindung an den Bund, Ge-
waltverzicht — gibt es keine Umkehr der Alternati-
ven Liste, sondern Formelkompromisse — andere ha-
ben das deutlich gemacht, z. B. Herr Lüder —, die den 
Dissens lediglich verschleiern. Bei derart wichtigen 
Fragen wäre ein Konsens nach einer wirklichen Um-
kehr der Alternativen Liste erforderlich gewesen. Bei 
der Frage des Viermächtestatus hätte ein simpler Satz 
genügt. Die Alternative Liste hat die Bindungen Ber-
lins an den Bund nicht prinzipiell, sondern auf Zeit 
akzeptiert. Sie will nach wie vor an diesem Ast sägen, 
auf dem wir alle in Berlin sitzen. Sie hat dies auch 
ausdrücklich gesagt, denn in der Regierungserklä-
rung steht, daß man in der verwaltungsmäßigen Aus-
führung die Bundesgesetze aushöhlen und verfäl-
schen wolle. Das haben die Sozialdemokraten aus-
drücklich gebilligt. 

Meine Damen und Herren, bezogen auf das Ge-
waltmonopol ist es nicht viel anders. Ein eindeutiger 
Satz wäre am Platze gewesen; Wortgeklingel hat es 
gegeben. Das löst die Zweifel nicht auf, sondern un-
terstreicht sie nur. 

Das heißt in der Summe: Es handelt sich um eine 
Koalition mit unkalkulierbaren Risiken, mit großen 
Gefahren. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Sie sind 
das größte unkalkulierbare Risiko, das je 

nach Berlin gekommen ist!) 
Wenn man Koalitionspolitik an dem Ziel „Es soll der 
Stadt Bestes dabei herauskommen" orientiert, dann 
muß man hier davon ausgehen: Der Stadt Bestes ist 
nicht gesucht, sondern eher das Gegenteil davon. Je-
dermann muß heute wissen: Das soll Modell für die 
nächsten Wahlen sein, und zwar, meine Damen und 
Herren, nicht nur für Frankfurt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kleinert  [Marburg] [GRÜNE]: Und was ist 

mit Ihren Freunden?) 

Vizepräsidentin Renger: Die Aktuelle Stunde ist be-
endet. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 11/4119 — 

Meine Damen und Herren, wir kommen zum Ge-
schäftsbereich des Bundesministers der Justiz. 
Frage 1 des Abgeordneten Geis ist zurückgezogen 
worden. Frage 2 des Abgeordneten Jäger wird schrift-
lich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 
Im Geschäftsbereich des Bundesministers der Fi-

nanzen geht es um die Fragen 3 und 4 des Abgeord-
neten Dr. Emmerlich. Es ist darum gebeten worden, 
die Fragen schriftlich zu beantworten. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-

nisters des Auswärtigen. Alle Fragen — die Fragen 58 
und 59 des Abgeordneten Dr. Soell, die Fragen 60 und 
61 des Abgeordneten Reuter sowie die Fragen 62 und 
63 des Abgeordneten Lowack — sollen auf Wunsch 
der Fragesteller schriftlich beantwortet werden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für innerdeutsche Beziehungen. Der Parla-
mentarische Staatssekretär Dr. Hennig steht zur Be-
antwortung zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 5 des Abgeordneten Jäger auf: 
Wie lautet der Schießbefehl an die DDR-Grenztruppen, und in 

welchem amtlichen Dokument der DDR ist er enthalten? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kollege Jä-
ger, das Gesetz über die Staatsgrenze der Deutschen 
Demokratischen Republik, das sogenannte Grenzge-
setz, vom 25. März 1982, abgedruckt im Gesetzblatt 
der DDR I vom 29. März 1982, enthält in § 27 die Vor-
schriften über den Schußwaffengebrauch der Grenz-
truppen der DDR. Absatz 2 der Vorschrift lautet: 

Die Anwendung der Schußwaffe ist gerechtfer-
tigt, um die unmittelbar bevorstehende Ausfüh-
rung oder die Fortsetzung einer Straftat zu ver-
hindern, die sich den Umständen nach als ein 
Verbrechen darstellt. Sie ist auch gerechtfertigt 
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zur Ergreifung von Personen, die eines Verbre-
chens dringend verdächtig sind. 

Nach § 213 Abs. 3 des Strafgesetzbuches der DDR 
vom 12. Januar 1968 sind schwere Fälle des ungesetz-
lichen Grenzübertritts als Verbrechen qualifiziert. Ich 
will aus § 213 Abs. 3 dieses Gesetzes als schwere Fälle 
hier u. a. die nennen, daß die Tat mittels besonderer 
Intensität durchgeführt wird, daß die Tat unter Aus-
nutzung eines Verstecks erfolgt, daß die Tat zusam-
men mit anderen begangen wird oder daß der Täter 
bereits vorbestraft ist. Herr Kollege Jäger, allein diese 
Auswahl, die auch noch unter der Überschrift „insbe-
sondere" steht, macht deutlich, daß hier praktisch in 
ganz breiter Weise die Voraussetzungen für den Ge-
brauch der Schußwaffe bei Fluchtversuchen über die 
Sperranlagen geschaffen worden sind. 

Die Bundesregierung hat seit jeher jede Form der 
Gewaltanwendung an den Grenzen durch Deutsch-
land eindeutig und klar verurteilt. Sie hat wegen der 
letzten schlimmen Fälle an der Berliner Sektoren-
grenze gegenüber der DDR förmlich protestiert. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jäger. 

Jäger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, teilt die 
Bundesregierung die Auffassung, daß sowohl das von 
Ihnen hier näher dargestellte Grenzgesetz der DDR 
als auch die daraus erwachsene Praxis, die ja teilweise 
schon vorher geübt wurde, ein klarer Verstoß gegen 
den innerdeutschen Grundlagenvertrag und gegen 
die Menschenrechtspakte der Vereinten Nationen 
sind, die auch von der DDR anerkannt und im DDR-
Gesetzblatt verkündet worden sind? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
mit guter Nachbarschaft, wie sie im Grundlagenver-
trag verabredet ist, hat dies in der Tat nichts zu tun, 
und selbstverständlich auch nichts mit dem Men-
schenrecht auf Freizügigkeit, was Sie in den Pakten 
angesprochen haben. Deswegen kann ich auf Ihre 
Frage leider nur eine zustimmende Antwort geben. 

Im übrigen hat es, was die Praxis betrifft, eine ge-
wisse Veränderung bei der sogenannten Vergatte-
rung gegeben. Vergatterung ist die Wachbelehrung, 
die vor jedem Einsatz erfolgt. Es hieß zunächst über 
Jahre hinweg bei der Vergatterung: „Grenzverletzer 
sind aufzuspüren, festzunehmen oder zu vernichten. " 
Der Text hat dann bis zum 1. Februar 1988 gelautet: 
„Grenzverletzer sind aufzuspüren, festzunehmen, 
notfalls zu vernichten." Nach Meldungen lautet der 
Text seit dem 1. Februar 1988: „Sie sind eingesetzt" 
— die Betreffenden, die das auszuführen haben — 
„im Grenzabschnitt ... mit der Aufgabe, den sicheren 
Schutz der Staatsgrenze unter Einhaltung und Beach-
tung der militärischen Bestimmungen ständig zu ge-
währleisten" . Das heißt, es wird nur noch auf die all-
gemeine Gesetzeslage hingewiesen, aber dadurch hat 
sich die Praxis nicht durchgreifend verändert, wie die 
Ereignisse in Berlin noch am 6. Februar dieses Jahres 
leider traurig bewiesen haben. 

Vizepräsidentin Renger: Eine zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Jäger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist die von 
Ihnen geschilderte Praxis, die sich trotz einer gewis-
sen Abmilderung im Wortlaut der Vergatterung un-
verändert fortsetzt, nicht eigentlich ähnlich zu qualifi-
zieren wie der Mordbefehl, der aus Teheran gegen 
einen Schriftsteller ergangen ist, wenngleich ich zu-
gebe, daß der Unterschied darin besteht, daß hier 
nicht im Hinblick auf eine namentlich bekannte und 
bestimmte Person, sondern ganz allgemein im Hin-
blick auf im einzelnen noch unbekannte Personen ein 
Auftrag gegeben wird, sie zu töten? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
man kann in der Tat die Frage lange diskutieren, wel-
ches das Schlimmere ist. Diesem Schießbefehl sind 
inzwischen in der Tat 188 Personen zum Opfer gefal-
len. 188 Personen sind ums Leben gekommen, näm-
lich 111 an der innerdeutschen Grenze und 77 in Ber-
lin. Das sind 188 Tote, und das läßt in der Tat die 
Dimension dieses Vorgangs als außerordentlich stark 
und groß erscheinen. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab

-

geordneter Lummer. 

Lummer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, teilen Sie 
meine Auffassung, daß auf Grund Ihrer textlichen 
Darstellung dessen, was mit dem Begriff „Schießbe-
fehl" auf der anderen Seite verbunden ist, und nach 
der praktischen Handhabung inzwischen eindeutig 
festgestellt werden kann, daß die gegenüber einer 
westdeutschen Zeitung gegebene Erklärung des dor-
tigen Verteidigungsministers, es gebe keinen Schieß-
befehl, als widerlegt zu betrachten ist? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lum-
mer, die Bundesregierung beobachtet mit Sorge, daß 
nach anderslautenden öffentlichen und internen Er-
klärungen von Generalsekretär Honecker und Gene-
ral Keßler Schußwaffengebrauch durch Angehörige 
der Grenztruppen der DDR vorgekommen ist. Im übri-
gen hat Herr Keßler in seinem Interview mit der „Zeit" 
auf diesen Paragraphen des Grenzgesetzes ausdrück-
lich hingewiesen. Er hat sich also, wenn Sie so wollen, 
anschließend selber dementiert. 

Vizepräsidentin Renger: Ich rufe die Frage 6 des 
Abgeordneten Seidenthal auf: 

Welche Zuschüsse der Bundesregierung sind insgesamt für 
die Errichtung der Bundesakademie für kulturelle Bildung in 
Wolfenbüttel vorgesehen, wie stellt sich die Verteilung der Mit-
tel auf die nächsten Jahre dar? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sei-
denthal, die in Bau befindliche Bundesakademie für 
kulturelle Bildung in Wolfenbüttel wird die dritte ih-
rer Art in der Bundesrepublik Deutschland sein. Sie 
soll der Fort- und Weiterbildung von Künstlern und 
Lehrern für den Bereich der Musik, insbesondere der 
Vokalmusik, und der bildenden Künste dienen. Für 
die Errichtung der Bundesakademie für kulturelle Bil-
dung in Wolfenbüttel ist ein Bundeszuschuß aus Mit-
teln der kulturellen Zonenrandförderung in Höhe von 
9 Millionen DM vorgesehen. Vom Land Niedersach-
sen sollen aus dem Landeshaushalt Mittel in Höhe von 
13,2 Millionen DM bereitgestellt werden. 
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Die Verteilung der Mittel stellt sich wie folgt dar: 
Haushaltsjahr 1986 272 000 DM Landesmittel, 1987 
722 000 DM Landesmittel, 1988, 1,5 Millionen DM 
Bundesmittel und 1,5 Millionen DM Landesmittel, 
1989 1,5 Millionen DM Bundesmittel und 2,2 Millio-
nen DM Landesmittel, 1990 1,7 Millionen DM Bun-
desmittel und 1,9 Millionen DM Landesmittel, 1991 
600 000 DM Bundesmittel und 1,05 Millionen DM 
Landesmittel und 1992 371 000 DM Landesmittel. Ins-
gesamt saldiert sich das auf 5,3 Millionen DM Bundes-
mittel und 8,015 Millionen DM Landesmittel. 
Für den zweiten Bauabschnitt sind Bundesmittel in 

Höhe von 3,7 Millionen DM und Landesmittel in Höhe 
von 5,185 Millionen DM vorgesehen. Der abschlie-
ßende Vorschlag des Landes für die Verteilung der 
Mittel auf die einzelnen Haushaltsjahre steht noch 
aus. Hierbei ist darauf hinzuweisen, daß mit dem 
zweiten Bauabschnitt 1990 begonnen werden soll, der 
dann bis 1992 parallel zu dem ersten Bauabschnitt 
abgewickelt werden wird. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Seidenthal. 

Seidenthal (SPD): Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß die von Ihnen mit rund 13 Millionen DM veran-
schlagten Landesmittel nicht nur direkt aus dem Lan-
deshaushalt in die Maßnahmen fließen, sondern daß 
das Land den Landkreis gezwungen hat, ihm ein Dar-
lehen in Millionenhöhe zur Darstellung seines Finanz-
anteiles zu gewähren? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sei-
denthal, es ist richtig, daß ein Finanzierungsanteil des 
Landes Niedersachsen auf einen zinslosen auf zwei 
Jahre befristeten Kredit in Höhe von insgesamt 2 Mil-
lionen DM entfällt. Wenn man aber die Haushalts-
jahre am Ende saldiert, glauben wir, daß der Anteil 
des Landes Niedersachen mit insgesamt 13,2 Millio-
nen DM angemessen ausgefallen ist. 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Seidenthal (SPD): Herr Staatssekretär, halten Sie es 
mit dem Zonenrandgesetz von 1971 für vereinbar, daß 
hier die zu Begünstigenden, also die Stadt und der 
Landkreis, gezwungen werden, durch die Gewäh-
rung von Darlehen zur Verwirklichung der Maß-
nahme beizutragen? Können Sie mir sagen, wer die 
Zinsbelastungen aus den Darlehen zu übernehmen 
hat? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sei-
denthal, wenn wir nicht der Meinung wären, daß das 
Verfahren dem Zonenrandförderungsgesetz ent-
spricht, wären wir mit der Bundesförderung nicht ein-
getreten. Im übrigen habe ich mich vor Ort vor etwa 
zwei Wochen davon überzeugen können, daß das Pro-
jekt gut vorangeht und daß die Schwierigkeiten, die 
Sie befürchten, in der Praxis offensichtlich nicht auf-
treten. 

Vizepräsidentin Renger: Ich rufe die Frage 7 des 
Abgeordneten Seidenthal auf: 

Mit welchen Beträgen beteiligte sich die Niedersächsische 
Landesregierung 1987/88 mit Landeshaushaltsmitteln an den 
von der Bundesregierung geförderten sozialen/kulturellen Maß-
nahmen im niedersächsischen Zonenrandgebiet, und wie ver

-

teilen sich Landes- und Bundesmittel auf die einzelnen gemäß 
§§ 6 und 7 Zonenrandförderungsgesetz und Bundesrichtlinien 
festgelegten Maßnahmegruppen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sei-
denthal, für die nach den §§ 6 und 7 des Zonenrand-
förderungsgesetzes vom 5. August 1971 mögliche 
Förderung kultureller und sozialer Maßnahmen hat 
die Bundesregierung im niedersächsischen Zonen-
randgebiet folgende Mittel eingesetzt: 1987 für den 
Bau und die Einrichtung von Schulen 0,841 Millionen 
DM und 1988 0,948 Millionen DM. Für den Bau und 
die Einrichtung von Kindergärten waren es 1987 
997 000 DM und 1988 150 000 DM; für kulturelle 
Maßnahmen 15,218 Millionen DM und 1988 16,129 
Millionen DM; für den Bau sozialer Einrichtungen 
16,242 Millionen DM und 1988 14,601 Millionen DM. 
Insgesamt sind das 1987 33,298 Millionen DM und 
1988 31,828 Millionen DM. 

Diesen Mitteln des Bundes standen Landeshaus-
haltsmittel Niedersachsens nach den eingereichten 
und vom Bund genehmigten Förderungsvorschlägen 
des Landes wie folgt gegenüber: 1987 für den Bau und 
die Einrichtung von Schulen 841 000 DM und 1988 
948 000 DM, für den Bau und die Einrichtung von Kin-
dergärten 997 000 DM im Jahre 1987 und 150 000 DM 
im Jahre 1988, für kulturelle Maßnahmen 15,938 Mil-
lionen DM im Jahre 1987 und 17,769 Millionen DM im 
Jahre 1988, für den Bau sozialer Einrichtungen 16,971 
Millionen DM im Jahre 1987 und 15,309 Millionen DM 
im Jahre 1988, was sich dann wiederum zu 
34 747 000 DM im Jahre 1987 und 34 176 000 DM im 
Jahre 1988 saldiert, Herr Kollege Seidenthal. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Seidenthal. 

Seidenthal (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
bestätigen, daß das Land Niedersachsen sich mit eige-
nen Mitteln an allen einzelnen Maßnahmenbereichen 
des kulturellen Programms beteiligt, oder wo liegen 
gegebenenfalls Schwachpunkte bei der Bund-Län-
der-Förderung? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sei-
denthal, das ist eine so umfassende Frage, daß ich sie 
aus dem Stegreif ungern beantworten möchte. Ich 
möchte Ihnen das gerne schriftlich nachreichen. 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage, Herr 
Seidenthal. 

Seidenthal (SPD): Herr Staatssekretär, ich nehme 
das Angebot gerne an. 

Gehe ich recht in der Annahme, daß auch die Bun-
desregierung die Landesbeteiligung als unausgewo-
gen ansieht, und welche Maßnahme will sie treffen 
oder hat sie getroffen, Änderungen herbeizuführen? 

Dr. Hennig, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sei-
denthal, die Wertung insgesamt sieht bei uns so aus, 
daß wir die Komplementärmittel des Landes Nieder-
sachsen für zureichend halten, so daß wir dann auf 
Grund dieser Wertung in eine Bundesförderung ein- 
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treten können. Sonst wäre dies nach dem Gesetz nicht 
möglich gewesen. 

Vizepräsidentin Renger: Danke sehr, Herr Staatsse-
kretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Wirtschaft auf. Der Parlamentarische Staatssekre-
tär Dr. Riedl steht zur Beantwortung zur Verfügung. 
Die Frage 8 des Herrn Abgeordneten Austermann — 
ich sehe ihn nicht im Saal — wird nicht beantwortet. 
Das gilt auch für die Frage 9. 

Die Fragen 11 und 12 werden auf Wunsch des Fra-
gestellers schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlage abgedruckt. 

Dann kommen wir zur Frage 13 des Herrn Abgeord-
neten Stahl, der anwesend ist. 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Welche Vorstellung und Meinung hat die Bundesregierung 
zur Verlängerung des Dritten Verstromungsgesetzes über das 
Jahr 1995 hinaus nach den bisherigen Gesprächen mit der 
Stromwirtschaft (EVU), dem Bergbau, den Bundesländern und 
den bisher beim Bundeskanzler, dem Bundesminister für Wirt-
schaft eingegangenen Briefen und Vorschlägen aus Politik und 
Wirtschaft, und ist es richtig, daß die Bundesregierung von einer 
wesentlichen Reduzierung der Kohleverstromungsmengen aus-
geht? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Danke schön. 

Frau Präsidentin, darf ich Sie bitten, mir zu erlau-
ben, daß ich die beiden Fragen wegen des inneren 
Zusammenhangs gemeinsam beantworten kann. 

Vizepräsidentin Renger: Ja, ich rufe also noch die 
Frage 14 des Abgeordneten Stahl auf. Es gibt dann 
vier Zusatzfragen. 

Wenn die Bundesregierung eine Reduzierung vorsieht, wie 
groß wird diese Menge sein und in welchem Zeitraum soll sie 
erfolgen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Danke schön. 
Die Bundesregierung verfolgt bei der Kohleverstro-

mung derzeit primär das Ziel, den Verstromungs-
fonds für die kommenden Jahre finanziell zu stabili-
sieren. Der Bundesminister für Wirtschaft verhandelt 
hierüber mit der Elektrizitätswirtschaft und natürlich 
mit dem Steinkohlebergbau. 

Dabei geht es entsprechend dem Koalitionsbe-
schluß vom 6. Dezember 1988 auch um die Frage, 
inwieweit die ab 1991 vertraglich vorgesehene Auf-
stockung der zur Verstromung vorgesehenen Kohle-
mengen in die Zeit nach 1995 gestreckt werden kann. 
Die Bundesregierung verkennt nicht den Zusammen-
hang zwischen der Lösung dieser Frage und den für 
die Zeit nach 1995 zu schaffenden Verstromungsrege-
lungen. Hierzu hat, Herr Abgeordneter, der Mei-
nungsbildungsprozeß inzwischen begonnen. 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit entsprechende 
Vorschläge. Diese zeigen — ich darf es einmal in einer 
Vorwegbewertung so sagen — sehr, sehr unterschied-
liche Vorstellungen über die nach 1995 zu verstro-
menden Kohlemengen und deren Finanzierung. Die 
Bandbreite ist, auch für mich überraschend, riesig 
groß. 

Überwiegend wird aber eine Herabsetzung der 
Mengen für erforderlich gehalten, und ich glaube 
konstatieren zu können, daß hier ein relativ breiter 
Konsens vorhanden ist. Nach Auffassung der Bundes-
regierung hängt das Ausmaß der Herabsetzung we-
sentlich von den künftigen energiewirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen, insbesondere natürlich von 
den Stromzuwachsraten, von dem erforderlichen In-
teressenausgleich zwischen Bergbau-Ländern und re-
vierfernen Ländern sowie von der Vereinbarkeit der 
notwendigen Finanzierung mit den Regeln des euro-
päischen Binnenmarktes ab. 
Selbstverständlich muß eine entsprechende Men-

genanpassung regional- und sozialpolitisch vertretbar 
abgewickelt werden können. Diese These steht ja so-
zusagen als Leitthema über dem gesamten Lösungs-
bereich. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, nun hat-
ten Sie sich ja bezüglich der Regelung und der Ge-
spräche, die dort geführt worden sind, einen Termin 
gesetzt: 31. März. Welche Sicht der Dinge haben Sie 
als Bundeswirtschaftsminister und als Bundesregie-
rung jetzt, und wie sehen die nächsten Schritte aus, 
die in den nächsten Tagen folgen? Denn es ist ja unbe-
stritten, daß der Bundeskanzler vorige Woche Gesprä-
che geführt hat und daß er am Wochenende in Ober-
hausen eine große Erklärung des Inhalts abgegeben 
hat: Dem Bergbau wird geholfen. Wie ist der derzei-
tige Stand der Überlegungen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Der derzeitige Stand 
ist, daß die Diskussion voll im Gange ist, Herr Abge-
ordneter. Ich darf nur einen Termin nennen: Zum Bei-
spiel unser beamteter Staatssekretär, Herr Dr. von 
Würzen, wird noch vor Ostern mit der Elektrizitäts-
wirtschaft sprechen. Die Dinge müssen ja gründlich 
diskutiert werden. Unsere Beamten, aber auch die 
Minister und die Staatssekretäre sind voll damit be-
schäftigt, Kontakte herzustellen. Der Diskussionsfluß 
ist also in vollem Gange. Zum Beispiel auch Ihre Frage 
gehört in diesen Meinungsbildungsprozeß. 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
sprachen davon, daß sich wohl alle einig sind — darin 
stimme ich Ihnen nicht zu —, daß eine Verminderung 
der Steinkohlenförderung für den Einsatz in der Ver-
stromung notwendig ist; so Ihre Aussage jetzt. Über 
welche Menge denken Sie als Wirtschaftsminister 
denn nach? Ich nehme doch wohl an, daß Sie nicht 
ohne Vorbereitung in die Gespräche gehen, wenn 
man bedenkt, daß der Sprechzettel des Herrn Bundes-
wirtschaftsministers, dessen Veröffentlichung für Auf-
regung im Ruhrgebiet gesorgt hat, in der Richtung 
zumindest einiges aussagt. Nun sind wir einige Tage 
weiter. Um welche Mengen geht es denn hier? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
damit kein Mißverständnis über das besteht, was ich 
vorgetragen habe, will ich die beiden entscheidenden 
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Sätze, nach denen Sie soeben gefragt haben, kurz 
wiederholen: 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit entspre-
chende Vorschläge. Diese 

— diese Vorschläge — 

zeigen sehr, sehr unterschiedliche Vorstellungen 
über die nach 1995 zu verstromenden Kohlemen-
gen und deren Finanzierung. 

Dann habe ich gesagt, Herr Abgeordneter Stahl: 

Überwiegend wird ... eine Herabsetzung der 
Mengen für erforderlich gehalten ... 

„Überwiegend" ! — Es gibt natürlich auch Stimmen 
—da gebe ich Ihnen recht —, die sagen: Es kommt 
überhaupt keine Herabsetzung der Menge in Frage. 
—Das ist bei der Thematik ja selbstverständlich. Aber 
von mir zu verlangen, daß ich jetzt eine bestimmte 
Menge nenne, würde bedeuten, daß ich den noch 
nicht abgeschlossenen Meinungsbildungsprozeß in-
nerhalb der Bundesregierung vorwegnehme. Ich 
kann das gar nicht. 

Ich muß Ihnen ganz persönlich sagen: Weder ich 
noch meine Mitarbeiter im Ministerium haben bereits 
konkrete Vorstellungen hinsichtlich der Mengen, in 
Millionen t ausgedrückt. Das genau ist ja Sinn und 
Zweck der derzeitigen Diskussionen und Überprüfun-
gen. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Stahl, dritte Zusatz-
frage. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, im Ko-
alitionspapier vom 6. Dezember steht unter Punkt 4 
unmißverständlich: 

Es wird festgestellt, daß eine Mengenausweitung 
ab 1991 nicht möglich ist. In die Verhandlungen 
mit den EVU wird deshalb die Frage einbezogen, 
wie hoch die Aufstockungsmengen für den Ver-
tragszeitraum 1991-1995 auf die anschließen-
den Jahre gestreckt werden. 

Heißt das, daß das, was damals in den Koalitionsver-
einbarungen vereinbart wurde, nach Ihrer Aussage, 
die sie gerade getroffen haben, nicht mehr gilt? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Die Koalitionsverab-
redung gilt natürlich. — Herr Abgeordneter, jetzt 
müssen Sie mir bitte einmal helfen: Den Widerspruch, 
den Sie konstruieren, sehe ich nicht. Auch dies ist Teil 
des Meinungsbildungsprozesses. Vielleicht sind Sie 
einmal so nett, mir zu sagen, wo da ein Widerspruch 
liegt. 

(Zuruf von der SPD: Chaos! — Urbaniak 
[SPD]: Aber man muß doch mal konkret ant

-
worten, Herr Riedl! — Niggemeier [SPD]: 

Herr Riedl, helfen Sie uns doch!) 

— Ich bin ja gerade dabei, Herr Abgeordneter. Ich 
bemühe mich als Freund des Ruhrgebiets ja wirklich, 
Ihnen hier soweit wie möglich entgegenzukommen. 
Nur, überschätzen Sie doch einen Staatssekretär 
nicht, wenn er heute Entscheidungen der Bundesre-
gierung vorwegnehmen soll, die noch gar nicht getrof-
fen sein können. Das würde meine Möglichkeiten 
massiv übersteigen. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Stahl, Sie haben noch 
eine vierte Zusatzfrage, bitte schön. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Staatssekretär, auch 
wenn Sie sich hier vor dem Parlament klein machen, 
so wird uns das nicht davon abhalten, Fragen an den 
Bundeswirtschaftsminister zu stellen, denn es geht 
hier um wichtige Sachen. Ich frage noch einmal: Da 
Sie in der ersten Antwort unmißverständlich erklärt 
hatten, daß die Mengen der Verstromung zurückge-
nommen werden sollen, bezog sich meine Frage auf 
das Koalitionspapier, wo unter Punkt 4 steht, daß für 
einen gewissen Zeitraum sogar eine Aufstockung der 
Mengen für den angegebenen Zeitraum erforderlich 
ist. Das heißt doch, hier ist ein Widerspruch. Sie sind 
also von dem damaligen Koalitionspapier abgegan-
gen. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
das ist doch kein Widerspruch. Die Palette dessen, 
was an Menge für die Zeit nach 1991 festzulegen ist, 
ist — das habe ich gesagt — sehr breit. Das weiß doch 
ein jeder. Es gibt in der Tat auch den einen oder ande-
ren Vorschlag, der auf eine Erhöhung der Menge hin-
ausläuft. Ich stelle im Augenblick nur fest, daß über-
wiegend eine Mengenreduzierung gefordert und re-
klamiert wird. 
Das richtige Maß zu finden, Herr Abgeordneter 

Stahl — — 

(Stahl  [Kempen] [SPD]: Zahlen wollen wir 
hören!) 

— Die Zahl kann ich Ihnen doch nicht nennen. Sie 
können bis heute abend nach Zahlen fragen. Das ist 
wie beim Zahlenlotto: Die richtige kriegen Sie bei mir 
nicht heraus. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Urbaniak. 

Urbaniak (SPD) : Herr Staatssekretär, aus Ihrer Ant-
wort geht hervor, daß die Bundesregierung für eine 
Mengenreduzierung eintritt. Sie sagten außerdem, 
das, was darum herumrankt — Belegschaften —, 
müsse sozial flankiert werden. Denkt die Bundesre-
gierung ebenfalls daran, Zechenstillegungen vorneh-
men zu lassen und aktive Bergleute freizusetzen, zu 
entlassen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Über Zechenstille-
gungen wird innerhalb der Bundesregierung nicht 
geredet. Die Frage der Mengenreduzierung — Herr 
Abgeordneter, das ist richtig — ist natürlich schon 
angesichts der überwiegenden Forderungen, die auf 
dem Tisch liegen, ein aktuelles Thema. Was aber am 
Schluß — das ist ja auch das, was der Herr Abgeord-
nete Stahl wissen wollte — an echter, festgestellter, 
notwendiger Menge herauskommt, kann ich Ihnen 
beim besten Willen nicht sagen. Das weiß auch der 
beste Kohleexperte in unserem Haus heute noch 
nicht. Das ist im übrigen ja auch eine politische Frage, 
wie Sie selber am besten wissen. 

Vizepräsidentin Renger: Eine zweite Zusatzfrage, 
Herr Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben den 
zweiten Teil meiner Frage nicht beantwortet: Wie 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 130. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 8. März 1989 	9555 

Urbaniak 

sieht es mit den Belegschaften aus? Denkt man da an 
Entlassungen, wie es die Presse geschrieben hat, daß 
nämlich im Wirtschaftsministerium solche Vorstellun-
gen bestehen sollen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich muß Ihnen diese Frage mit einem klaren Nein 
beantworten, was natürlich nicht ausschließt, daß 
dann, wenn es — ich unterstelle das jetzt einmal — 
eine massive Mengenreduzierung geben sollte, natür-
lich auch über die Frage der Arbeitsplätze diskutiert 
werden muß bis hin zu der Frage, in welcher Quantität 
eine Zeche weiterbetrieben wird. Das ist ganz klar 
und selbstverständlich. Aber Entscheidungen dazu 
gibt es nicht, kann es auch gar nicht geben, weil die 
Mengen nicht festliegen. 
Wenn es zu einer politischen Einigung über die 

künftigen Mengen gekommen sein wird, wird man im 
Anschluß daran klipp und klar feststellen und ent-
scheiden müssen, wie es mit den Zechen — vor allen 
Dingen in welcher Größenordnung — weitergeht. 

Vizepräsidentin Renger: Jetzt hat Herr Dr. Lammert 
eine Zusatzfrage. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Staatssekretär 
Dr. Riedl, nachdem Sie die Frage des Kollegen Urba-
niak gerade mit einem klaren Nein beantwortet ha-
ben, hoffe ich, daß Sie meine Frage mit einem klaren 
Ja beantworten: Fühlt sich die Bundesregierung nach 
wie vor an die Vereinbarung der Kohlerunde vom 
Dezember 1987 gebunden, daß im Zuge der anstehen-
den Verhandlungen über den Zeitraum des geltenden 
Jahrhundertvertrages hinaus eine Anschlußregelung 
gefunden werden muß, die — ich zitiere — an das gel-
tende Vertragswerk anknüpft? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Aus heutiger Sicht 
kann ich Ihnen diese Frage in der Tat mit einem Ja 
beantworten. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Niggemeier. 

Niggemeier (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
gerade die Frage des Kollegen Lammert mit einem 
klaren Ja beantwortet. Wie erklären Sie sich dann, 
daß in dem Sprechzettel Ihres Ministers vom 14. Fe-
bruar 1989 für das Bundeskanzlergespräch folgende 
Passage enthalten ist: „Die meisten politischen Äu-
ßerungen zeigen die Einsicht, daß eine wesentliche 
Reduzierung der Kohlemenge unvermeidbar ist." Das 
haben Sie wohl auch vorhin in Beantwortung der 
Frage von Herrn Stahl ähnlich formuliert, nämlich die 
Herabsetzung der Menge sei erforderlich. Meine 
Frage ist: Was ist denn nun richtig? Ihre Bejahung der 
Frage von Herrn Lammert oder das, was der Herr 
Minister in bezug auf die Unvermeidbarkeit der Her-
absetzung der Förderung erklärt hat? Oder aber — ich 
will Ihnen da gerne helfen; Sie hatten ja vorhin um 
Hilfe gebeten — ist möglicherweise die Angabe in 
dem im September 1986 herausgegebenen Energie-
bericht der Bundesregierung richtig, wonach der Koh-
lebedarf für das Jahr 2000 95 Millionen Tonnen, also 
20 Millionen Tonnen mehr als zur Zeit, betragen 
wird? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Frau Präsidentin, das 
war ja eine der kunstvollsten Fragen, die je zu diesem 
Thema im Deutschen Bundestag gestellt worden ist. 

Vizepräsidentin Renger: Das, was er gefragt hat, 
zählt wie zwei Fragen. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Dies zählt nämlich für 
zwei, genau. 
Beim zweiten Teil Ihrer Frage unternehmen Sie den 

Versuch, mich auf eine Menge festzulegen. Dieser 
Versuch schlägt aus den Gründen, die ich gesagt 
habe, leider fehl. 
Nun zum ersten Teil Ihrer Frage, Herr Abgeordne-

ter. Entscheidend ist doch nicht, was in einem Sprech-
zettel steht, sondern entscheidend ist, was ein Mini-
ster in einer Runde vorträgt. Das, was der Minister 
vorgetragen hat, ist nicht das, was Sie mit Hinweis auf 
einen Sprechzettel unterstellt haben. Diese Äußerung 
hat der Minister in der von Ihnen genannten Ge-
sprächsrunde nicht gemacht. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Menzel. 

Menzel (SPD): Herr Staatssekretär, auf die Frage 
von Herrn Stahl haben Sie geäußert, daß Konsens 
darüber bestünde, daß die zur Verstromung einge-
setzte Menge reduziert werden müsse. Nach meiner 
Kenntnis ist der letzte Konsens, der in der Kohlefrage 
zustande gekommen ist, der, der in der Kohlerunde im 
Dezember 1987 erfolgt ist. Die Frage ist: Woher neh-
men Sie — da dort ein solcher Konsens über die Ab-
senkung nach 1995 nicht erzielt worden ist — nun die 
Erkenntnis, daß Konsens darüber bestünde, daß die 
eingesetzte Menge reduziert werden müsse? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Menzel, es ist nun das drittemal, daß ich diese Pas-
sage, die auch schon der Kollege Stahl mißverstanden 
hat, noch einmal vorlese. Ich habe gesagt: Die Bun-
desregierung prüft zur Zeit entsprechende Vor-
schläge. Ich habe gesagt: Die Palette ist sehr groß; von 
null bis unendlich, würde ich es einmal arithmetisch 
sagen. Dann habe ich gesagt: 

Diese Vorschläge zeigen sehr unterschiedliche 
Vorstellungen über die nach 1995 zu verstromen-
den Kohlemengen und deren Finanzierung. 

Jetzt kommt es: 

Überwiegend wird aber eine Herabsetzung der 
Mengen für erforderlich gehalten. 

Überwiegend Vorschläge dieser Art liegen vor. Ich 
habe nicht gesagt: Das ist die Feststellung oder die 
Entscheidung der Bundesregierung. Herr Abgeordne-
ter, es ist nicht zu bestreiten, daß bei der Fülle von 
Vorschlägen die Mengenreduzierungen für die Zeit 
nach 1995, ich will nicht sagen: herausragen, aber 
überwiegen. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Beckmann. 

Beckmann (FDP): Herr Staatssekretär, erscheint es 
angesichts des hier diskutierten Mengengerüstes für 
die Steinkohle nicht auch der Bundesregierung als 
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Gefährdungstatbestand für dieses Mengengerüst, daß 
sich eine Reihe von SPD-geführten Großstädten, wie 
z. B. Düsseldorf, Saarbrücken und Wuppertal, in einer 
sogenannten Interessengemeinschaft Steinkohle zu-
sammengefunden haben, die aber nicht das Ziel hat, 
deutsche Steinkohle, sondern Importkohle zu verstro-
men? 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das ist aber eine 
schlechte Entlastungsfrage, Beckmann!) 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich darf es einmal ein bißchen menschlich-sympa-
thisch sagen: Die Bundesregierung hat solches mit 
Verwunderung zur Kenntnis genommen. Das Er-
staunliche daran ist die Wandlungsfähigkeit örtlicher 
Kommunalpolitiker in solchen Fragen. Aber die Bun-
desregierung wird deshalb darüber keine Kopf-
schmerzen bekommen. Ich würde einmal sagen: So ist 
eben das Leben: In Dortmund wird eine Spielbank 
eingerichtet, und die gleichen Politiker fordern dann 
das Verbot von Spielhallen. Das kommt im Leben 
schon öfter einmal vor. Auch in meiner Partei gibt es 
solche Widersprüche; ich möchte das nicht leugnen. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Kollege Schreiner ist 
jetzt dran. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, habe ich Sie 
richtig verstanden, daß Sie sagen: Einerseits denkt 
auch die Bundesregierung an eine Reduzierung der 
Menge, auf der anderen Seite schließt die Bundesre-
gierung kategorisch die Schließung von Zechen 
aus? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
vielen Dank für diese Präzisierung dessen, was viel-
leicht vorhin etwas zu kurz gekommen ist. Ich habe 
gesagt: Wenn es natürlich zu einer quantitativ so ein-
schneidenden Reduzierung von Mengen kommt, 
dann muß man auch die Frage der Arbeitsplätze bis 
hin zur Frage der Existenzberechtigung von Kohleze-
chen stellen; das ist ganz klar. Entscheidend ist, auf 
welche Mengen sich die Bundesregierung nach die-
sem Diskussionsbedarf festlegen muß und wird. Dann 
wird man sehen, wie es weitergeht. 
Aber ich will das natürlich schon in allem Ernst 

sagen: Je nach Menge ist nicht auszuschließen, daß 
Arbeitsplätze im Bergbau wegfallen können. Es muß 
nicht unbedingt zu einer Zechenstillegung kommen. 
Aber wenn eine Reduzierung der Menge erfolgen 
sollte, kann es — ich bitte, mich jetzt nicht falsch zu 
verstehen — nicht zu einer Ausweitung von Arbeits-
plätzen kommen, sondern das Gegenteil wird der Fall 
sein. Das war ja in der Vergangenheit, Herr Abgeord-
neter, im Prinzip genauso. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Schreiner, Sie haben 
noch eine Zusatzfrage, bitte. 

Schreiner (SPD): Ich bin nicht wesentlich klüger 
geworden. Deshalb wollte ich noch einmal präzise 
nachfragen: Schließt die Bundesregierung Zechen-
stillegungen aus — ja oder nein? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Wenn Sie so fragen, 
weiß ich ja, worauf Sie hinauswollen. Wenn die 

Menge so reduziert wird, was zur Zeit in der Bundes-
regierung nicht feststeht, daß Zechen aus wirtschaftli-
chen Gründen nicht mehr gehalten werden können, 
dann schließe ich natürlich Zechenstillegungen nicht 
aus, Das ist aber in der Werftindustrie genauso wie im 
Maschinenbau oder bei Brauereien. Wenn sich im 
wirtschaftlichen Geschehen ein Betrieb nicht mehr 
rentiert, dann geht es an die Arbeitsplätze. Aber die-
ses Thema ist zur Zeit bei uns nicht aktuell und wird 
nicht diskutiert. Wenn Sie jedoch so fragen, Herr Ab-
geordneter, kann ich natürlich nicht nein sagen; das 
ist doch logisch. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Großmann. 

Großmann (SPD): Herr Staatssekretär, ich komme 
noch einmal auf das Mengengerüst zurück. Denn das 
ist die Frage, die insofern sehr wichtig ist, als ja auch 
die Unruhe in allen Bergbaurevieren zeigt, daß Ent-
scheidungen anstehen, die von den Bergleuten drin-
gend eingefordert werden. 
Sie haben jetzt mehrfach gesagt, daß die Bundesre-

gierung von sich aus keine Zahlen nennen kann, weil 
sie mitten im Diskussionsprozeß ist. Da Sie aber 
gleichzeitig gesagt haben, daß Sie ja mit anderen Ver-
tragspartnern verhandeln und daß eine ganze Palette 
vorhanden ist, frage ich Sie: Sind Sie denn bereit und 
in der Lage, uns die Zahlen, die von anderen in 
die Diskussion eingebracht werden, zu nennen, z. B. 
die Mengenreduzierungszahlen der Energieversor-
gungsunternehmen, der stromproduzierenden Indu-
strie? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
im Prinzip gibt es keine Gründe dafür, solche Aus-
künfte nicht zu geben. Ich werde mich einmal in der 
zuständigen Abteilung erkundigen, welche konkre-
ten Vorschläge vorliegen. Wenn Sie mir erlauben, 
würde ich Ihnen das gerne schriftlich beantworten. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Müntefering. 

Müntefering (SPD): Eine Frage in Anlehnung der 
Frage des Kollegen Lammert zur Kohlerunde von 
Ende 1987. Steht die Bundesregierung zu dem Men-
gengerüst, das da vereinbart worden ist, auch für die 
Laufzeit bis 1995, oder soll das Wort gebrochen wer-
den? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Zu dem, was damals 
vereinbart worden ist, steht die Bundesregierung. Daß 
dies natürlich keine Vereinbarung auf Ewigkeit ist, 
Herr Abgeordneter, das wissen Sie so gut wie ich. Die 
derzeitigen Verhandlungen werden ja, wenn sie ab-
geschlossen sind, zeigen, zu welchen Ergebnissen wir 
kommen. 
Ich möchte aber hier doch noch einmal — Frau Prä-

sidentin, ich mache es nicht sehr lange — feststellen, 
daß wir auch mit der IG Bergbau in einem ständigen 
Kontakt sind. Der Vorsitzende, Herr Meyer, ist ja auch 
Mitglied in diesem Hohen Hause. 
Ich möchte von uns aus anbieten, daß in diesem 

breiten Dialog natürlich auch die Interessen der zu-
ständigen Abgeordneten mit einbezogen werden. Ich 
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persönlich und auch meine Kollegen an der politi-
schen Spitze des Hauses stehen Ihnen für Gespräche 
über diese Fragestunde hinaus zur Verfügung. Ich 
weiß, wie ernst dieses Thema ist. Obwohl ich aus 
München, also aus Bayern, komme, habe ich den gro-
ßen nationalen Konsens auch bei der Kohle immer 
gesehen und werde ihn auch in Zukunft sehen. Wir 
stehen Ihnen gerne zur Verfügung. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Staatssekretär, die Frage 
bezog sich nicht auf die Ewigkeit, sondern auf das 
Jahr 1995. Steht die Bundesregierung zu dem Men-
gengerüst, das Ende 1987 vereinbart worden ist, oder 
wird das Wort gebrochen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich kann doch jetzt das Ergebnis dessen, worüber zur 
Zeit beraten wird, nicht vorwegnehmen. Aber ich be-
wundere Ihre Kunst. Wenn man da nicht haarscharf 
aufpaßt, kann man hier ja als Staatssekretär sehr 
leicht in Verführung geraten. Ich muß mich bemühen, 
bei der Haltung zu bleiben, die ich bisher eingenom-
men habe. Ich kann Ihnen beim besten Willen keine 
Menge nennen — ich bitte um Verständnis — , auch 
nicht über die von Ihnen sehr geschickt aufgeworfene 
Umgehungsfrage. 

(Urbaniak [SPD]: Konkrete Frage, konkrete 
Antwort!) 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie so charmant anerkannt haben, daß wir Sie zur 
Klarheit verführen wollen: Ist Ihre klare Antwort auf 
die nicht sehr klare Frage von Herrn Lammert so zu 
verstehen, daß Sie das Anknüpfen an die alten Rege-
lungen für die 90er Jahre nur formell und nicht men-
genmäßig meinen und daß, wenn Sie sagen: aus heu-
tiger Sicht, das zeitlich so begrenzt ist, daß morgen 
schon etwas ganz anderes gelten kann? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Die Frage ist sehr 
kompliziert, aber auch sehr klug gestellt. Herr Abge-
ordneter, die Mengen werden zur Zeit diskutiert 
— das habe ich erklärt — , und sie müssen irgendwann 
festgelegt und festgezurrt werden. Ich hoffe und wün-
sche nur, daß dies nicht auf den Sankt-Nimmerleins-
Tag verschoben wird; davon können Sie nicht ausge-
hen. Das wollen Sie nicht, das will das Parlament 
nicht, das will auch die Regierung nicht, das wollen 
vor allen Dingen auch die Verbraucher und die Ar-
beitnehmer in diesem Bereich nicht. 
Ich sage es noch einmal: Wir werden nach Abschluß 

der Diskussionen diese Frage politisch sehr verant-
wortungsvoll prüfen, die Mengen festlegen und dann 
auch mit dem Parlament entsprechend diskutieren. 
Mehr, Herr Abgeordneter, ist bei bestem Willen nicht 
möglich. 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, hat die 
Mengenproblematik vielleicht auch damit zu tun, daß 
die Bundesregierung ein so energisches Energiespar

-

programm plant und daß die Kohleverstromung des-
wegen geringer werden könnte? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Das ist ein neuer Zu-
sammenhang, den ich zunächst einmal überprüfen 
lassen muß. Herr Abgeordneter, ich kann Ihnen auf 
diese Frage im Augenblick nicht antworten. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, ent-
schuldigen Sie, wenn ich hartnäckig bin; ich muß 
noch einmal fragen: Gilt das, was Sie 1987 als Men-
gengerüst bis 1995 zugesagt haben, noch heute, im 
Jahr 1989, oder nicht? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Weil ich hier verant-
wortungsbewußt antworten muß — das ist meine 
Pflicht —, möchte ich es so formulieren: Ja, das gilt 
natürlich heute noch, aber auch diese Mengen sind in 
den ganzen Diskussionsprozeß einbezogen ;  darüber 
gibt es gar keinen Zweifel. 

Vizepräsidentin Renger: Weitere Zusatzfrage. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
habe noch eine andere Frage: Sie haben vorhin einen 
Vergleich zwischen der Spielbank — ich denke, Sie 
meinten Hohensyburg — und Spielhallen — im Zu-
sammenhang mit dem Antrag, Spielhallen zu verbie-
ten — gezogen. Meinen Sie nicht, daß dieser Ver-
gleich hinkt, daß man die Spielbank nicht mit den 
Spielhallen — ich hätte fast gesagt: Spielhöllen — 
vergleichen kann? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Frau Abgeordnete, 
ich wollte mit diesem Beispiel nur Widersprüchlich-
keiten innerhalb der Politik darstellen. Daß der Ver-
gleich natürlich hinkt, wußte ich bereits, als ich ihn 
ausgesprochen hatte. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, aus Ihren Aus-
sagen geht mehr oder weniger deutlich hervor, daß 
mit den Interessenvertretern auch über eine Anpas-
sung bei der Menge diskutiert wird. Wir haben ande-
rerseits am 12. Dezember 1987 — das ist ja noch nicht 
lange her — eine Fixierung und Einvernehmen zwi-
schen diesen Gruppen erreicht. Wenn das wirklich 
kommt und wenn Sie anständig argumentieren, müs-
sen Sie dann seitens der Bundesregierung sich nicht 
auch Gedanken über Zechenstillegungen machen, 
die ja zwangsläufig die Folge sein werden? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Wenn Sie es so for-
mulieren, möchte ich die Frage mit Ja beantworten. 
Wenn man verantwortungsbewußt eine reduzierte 
Menge festgelegt haben sollte — ich sage es jetzt ein-
mal so theoretisch — und wenn man dann die Frage 
der Arbeitsplätze dementsprechend abprüft, dann ist 
diese Frage natürlich voll mit einzubeziehen; sie steht 
sogar an vorderster Stelle. Herr Abgeordneter, also 
ein ganz klares Ja zu Ihrer Frage. 
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Vizepräsidentin Renger: Ich lasse jetzt die letzte 
Zusatzfrage zu. Wir haben noch mehrere Fragen im 
Zusammenhang mit diesem Problem; dann können 
Sie weitere Fragen stellen. — Bitte, Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, kann die Bun-
desregierung den Unternehmen im Bergbau konkrete 
Hinweise geben: Wie sollen diese dann die Investitio-
nen tätigen, die langfristiger Art sind, wenn jetzt 
schon wieder über diese Mengenreduzierung geredet 
wird? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Wir sprechen auch 
mit den Unternehmen. Das, was Sie vorhin richtiger-
weise anfragten, impliziert auch das, was ich vorhin 
gesagt habe, nämlich daß dieser Entscheidungspro-
zeß nicht in alle Ewigkeit hinausgezogen werden 
muß. Planungsklarheit ist auch in diesem Bereich ab-
solut notwendig. Dazu gehören rechtzeitig getroffene 
und dann hoffentlich auch richtige Entscheidungen. 

Vizepräsidentin Renger: Ich rufe als nächstes die 
Frage 15 des Abgeordneten Niggemeier auf: 

Aus welchen Gründen kann die Bundesregierung den sich 
selbst gesetzten Zeitplan, bis zum 31. März 1989 ein abgeschlos-
senes Konzept auf der Grundlage der Punkte des Koalitions-
beschlusses vom 6. Dezember 1988 zum Erhalt und zur Fortent-
wicklung der Steinkohleverstromung bis 1991 und über 1995 
hinaus vorzulegen, nicht einhalten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Frau Präsidentin, 
Herr Abgeordneter, der Koalitionsbeschluß zur Koh-
leverstromung vom 6. Dezember 1988 befaßt sich 
ausschließlich mit der Frage, wie das geltende Ver-
stromungssystem finanziell stabilisiert werden kann. 
Zur Fortentwicklung der Kohleverstromung über 1995 
hinaus nimmt er — aber das wissen Sie, Herr Abge-
ordneter — nicht Stellung. 
Auf der Grundlage dieses Beschlusses verhandelt 

der Bundesminister für Wirtschaft — und jetzt wieder-
hole ich mich, Frau Präsidentin, weil ich das schon in 
Antworten auf vorherige Fragen gesagt habe — zur 
Zeit mit der Elektrizitätswirtschaft und auch mit dem 
Steinkohlebergbau. Die Elektrizitätswirtschaft hat ei-
nen Vorschlag gemacht, der ihren Finanzierungsbei-
trag mit der im Koalitionsbeschluß angesprochenen 
Streckung der für 1991 bis 1995 vertraglich vorgese-
henen Aufstockungsmengen auf die Jahre nach 1995 
koppelt. — Also, das ist ein Vorschlag der Elektrizi-
tätswirtschaft. — Die Verhandlungen sind — ich habe 
es schon gesagt — im Gange; sie können deshalb 
auch noch nicht abgeschlossen sein. 
Der Bundesminister für Wirtschaft unternimmt 

— ich darf es so sagen — alle Anstrengungen, um bis 
Ende des Monats oder spätestens bis Ende des über-
nächsten Monats Klarheit zu erhalten, in welchem 
Umfang sich ein finanzieller Beitrag der Elektrizitäts-
wirtschaft zur Stabilisierung des Verstromungsfonds 
erreichen läßt. — Also, für diesen Bereich haben wir 
uns ein Ziel gesetzt: Klarheit in den nächsten vier, 
spätestens, sage ich einmal, acht Wochen. Es kommt 
ja auch die Osterzeit dazwischen. — 
Herr  Bundesminister Dr. Helmut Haussmann hat — 

das entspricht dem Verhandlungsstand — noch keine 
abschließende Bewertung der Vorschläge der Elektri-
zitätswirtschaft vorgenommen und auch nicht vorneh-

men können. Er will — das darf ich hier ergänzend 
auch noch sagen — ein weiteres Gespräch mit der 
Elektrizitätswirtschaft persönlich führen. Das schließt 
an das an, was ich vorhin gesagt habe: daß sich die 
politische Spitze des Hauses — zusammen mit den 
Beamten — in diese Gespräche voll einschaltet. 

Vizepräsidentin Renger: Ich bitte, Wiederholungen 
der Fragen im Interesse der anderen Fragesteller 
möglichst zu unterlassen. — Bitte schön, Herr Nigge-
meier. 

Niggemeier (SPD) : Herr Staatssekretär, wie erklä-
ren Sie sich, daß Vertreter der Elektrizitätswirtschaft 
gegenüber Abgeordneten dieses Hauses in einem Ge-
spräch öffentlich und offiziell erklärt haben, daß sie 
den Jahrhundertvertrag, um den es ja geht, einhalten 
wollten und es ihnen lieb sei, wenn die bisher gültigen 
Regelungen dieses Vertrages beibehalten würden? 
Warum sind dann noch Gespräche erforderlich? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich habe die Gespräche mit der E-Wirtschaft persön-
lich nicht geführt. Aber wenn sich die E-Wirtschaft 
gegenüber Abgeordneten dieses Hohen Hauses so 
äußert, dann wird sie das ja wohl auch gegenüber dem 
Bundesministerium für Wirtschaft tun. 
Vielleicht darf ich einen praktischen Vorschlag ma-

chen: Wenn Sie mir freundlicherweise, wenn ich diese 
Bitte äußern darf, einmal einen Brief schreiben und 
mir solche Äußerungen en détail mitteilen, wäre ich 
Ihnen sehr dankbar. Ich bringe das dann in die Dis-
kussión mit ein. 

Vizepräsidentin Renger: Eine zweite Zusatzfrage? 
— Bitte schön. 

Niggemeier (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie sich 
darüber klar, daß die E-Wirtschaft die Erfüllung des 
Jahrhundertvertrages selbstverständlich davon ab-
hängig macht, daß der Kohlepfennig vom Hohen 
Haus hier in ausreichender Höhe beschlossen wird? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Also, wenn ich die 
E-Wirtschaft richtig einschätze, muß ich Ihnen leider 
zustimmen, ja. 

(Niggemeier [SPD]: Warum „leider"? Wir 
können uns doch freuen, wir können das 

doch hier beschließen!) 
— „Leider" als Prognose hinsichtlich der Zustimmung 
gedacht; ich bin mir nicht ganz sicher. Aber ich gehe 
einmal davon aus, daß sie sich so verhält. Das „leider" 
war kein Bedauern, sondern eine Einschränkung mei-
ner Möglichkeiten, das richtig zu beurteilen. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, Sie sag-
ten, daß der Bundeswirtschaftsminister bzw. die Bun-
desregierung alle Anstrengungen unternimmt — etwa 
bis Ende dieses bis Mitte nächsten Monats — , um eine 
Anschlußregelung zu kriegen. Heißt das, daß auch die 
Mengen, die für einen Verstromungsvertrag nach 
1995 notwendig sind, schon in diesem Zeitraum fixiert 
werden? 
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Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Also, ausschließen 
möchte und kann ich das nicht. Aber, Herr Abgeord-
neter, so konkret, wie Sie es wissen wollen, weiß ich 
es, ehrlich gesagt, nicht. Aber ich schließe es nicht 
aus. Das kann durchaus der Fall sein. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Menzel. 

Menzel (SPD): Herr Staatssekretär, haben Sie bitte 
Verständnis dafür — alle Fragen befassen sich ja mit 
einem Komplex — , wenn ich Sie noch einmal frage. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Bitte sehr. 

Menzel (SPD): Sie schließen eine Reduzierung der 
zur Verstromung eingesetzten Mengen auch bis 1995 
nicht aus. Ich frage Sie: Welche Voraussetzungen ha-
ben sich denn seit der Kohlerunde im Dezember 1987 
zuungunsten der Kohle verändert, daß Sie nun nicht 
ausschließen, daß eine Vereinbarung, die damals bis 
1995 getroffen wurde, nicht hält? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich schließe es deshalb nicht aus, weil Vorschläge die-
ser Art auf dem Tisch liegen, ohne daß sich — das 
gebe ich Ihnen ganz offen zu — die eine oder andere 
Voraussetzung gravierend verändert hat. Aber wir 
müssen uns ja in einer Demokratie mit allen Vorschlä-
gen befassen. 
Wir müssen uns auch über die Position bestimmter 

Bundesländer unterhalten. Das haben wir heute noch 
nicht getan. Ich selbst komme ja aus Bayern; sie ken-
nen die Einstellung von Baden-Württemberg und Nie-
dersachsen. Wir müssen uns mit den Vorschlägen aus-
einandersetzen, ohne daß unbedingt immer — ich 
habe Verständnis für Ihre Sicht — alle Voraussetzun-
gen sich total verändert haben. 

Vizepräsidentin Renger: Der Herr Staatssekretär 
gibt freundlicherweise gleich Hinweise, was Sie alles 
noch fragen können; das ist mein Eindruck. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Ich bin heute gut 
gestimmt, gnädige Frau. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich 
denn aus dieser Antwort schließen, daß sich die Bun-
desregierung mit aller Energie für die solidarische 
Haltung von Bayern und Baden-Württemberg in der 
Frage der Mengenabnahme für die Kohleverstro-
mung einsetzt? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Da ich ja immer wie-
der nach Hause fahren muß, weiß ich schon, was ich 
jetzt sage. Sie können sich darauf verlassen, daß bei 
uns im Freistaat Bayern — ich rede hier aber für die 
Bundesregierung — ein hohes Maß an Verantwortung 
für die deutsche Kohle vorhanden ist. Wir haben die 
Zeiten nicht vergessen, die nach dem Krieg über uns 
herniedergegangen sind, wo wir alle froh waren, daß 
die Kohle aus dem Ruhrgebiet unsere kalten Stuben 
gewärmt hat. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Ich rufe die Frage 16 des 
Herrn Abgeordneten Niggemeier auf: 

Wie ist die Aussage des Bundesministers für Wirtschaft zu 
verstehen, Bezug nehmend auf den in der Presse zitierten 
Sprechzettel zum Stand der Gespräche mit den EVU von Mitte 
Februar, dessen Veröffentlichung Unruhe im Revier hervorrief, 
wonach das Angebot der EVU die politischen Erwartungen nicht 
erfülle, bezogen auf Finanzleistungsangebote sowie Mengenab-
nahmen unter dem Gesichtspunkt einer notwendigen Langfri-
stenregelung für den Bergbau? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Frau Präsidentin, 
jetzt bin ich in einer etwas schwierigen Lage. Meine 
Antwort bezog sich auf die Fragen 15 und 16. 

Vizepräsidentin Renger: Ich glaube, das kann man 
akzeptieren. Dann hat Herr Niggemeier zwei weitere 
Zusatzfragen. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Ich habe den Fehler 
gemacht, Sie nicht vorher um Genehmigung zu bit-
ten. 

Vizepräsidentin Renger: Wir entschuldigen das. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Danke schön. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Niggemeier, bitte 
schön. 

Niggemeier (SPD): Herr Staatssekretär, als Sie die 
Frage 15 beantworteten, dachte ich, der Herr Staats-
sekretär ist so freundlich und beantwortet die 
Frage 16 gleich mit. Schönen Dank; genauso habe ich 
es aufgefaßt. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Danke. 

Niggemeier (SPD): Im Zusammenhang mit die-
sem Sprechzettel, von dem da die Rede ist und dessen 
Bedeutung Sie vorhin ein bißchen in Zweifel gezogen 
haben, weil nur gelten kann, was der Minister tatsäch-
lich in der Runde mit dem Kanzler gesagt hat — da 
stimme ich Ihnen völlig zu — , möchte ich gern wissen, 
wie es denn zu verstehen ist, daß trotz der noch unge-
lösten Fragen des Mengengerüsts der Minister auf 
seinem Sprechzettel stehen hatte, daß der bisherige 
geltende Grundsatz, daß die Beschäftigtenzahl nur 
über das Anpassungsgeld vermindert wird, nicht 
mehr aufrechtzuerhalten ist. Impliziert das nicht auch 
bei Ihnen, einem Bayern, die Frage, ob denn hier nicht 
Entlassungen ins Auge gefaßt worden sind? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Natürlich — das sage 
ich Ihnen auch als Nicht-Bayer — impliziert das eine 
solche Frage. 
Was diese Sprechzettel betrifft: Mein früherer Mini-

ster Bangemann hatte die Kunst entwickelt, vorberei-
tete Redetexte und Sprechzettel generell zu vernach-
lässigen. Er hat sich meistens frei geäußert, auch sehr 
zur Freude dieses Hauses. Ich habe den Eindruck, daß 
mein neuer Minister ebenfalls diese Tugend zu pfle-
gen beabsichtigt, so daß Sie bitte, nicht jeden Sprech-
zettel aus dem Wirtschaftsministerium zum Evange-
lium erklären wollen. Ich werde  mich aber einmal mit 
dem Verfasser dieses Zettels unterhalten — hoffent-
lich kann ich ihn überhaupt feststellen —, was er wirk-
lich gemeint hat. 
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Vizepräsidentin Renger: Herr Niggemeier, eine 
weitere Zusatzfrage, aber bitte eine kurze. Ihre Fra-
gen sind immer sehr lang. 

Niggemeier (SPD): Dann will ich das ganz kurz und 
ohne Einleitung machen. 

Gibt es bei Ihnen immer noch große Probleme im 
Hinblick auf die Kritik der EG-Kommission an dem 
Jahrhundertvertrag, und ist Ihnen bekannt, daß die 
britische Regierung zur Zeit eine Kernenergieaus-
gleichsabgabe in Höhe von 8 % beschließen will, und 
gedenkt die Bundesregierung dagegen in Brüssel zu 
klagen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Der Bundesregie-
rung sind beide Sachverhalte bekannt. Das muß man 
im Ernst betrachten und auch so beurteilen: Der euro-
päische Aspekt der Kohlefrage wird durch solche Vor-
schläge noch verkompliziert, meine Damen und Her-
ren. Diesen Aspekt haben wir heute eigentlich noch 
gar nicht so sehr besprochen. Ich will Ihre Frage aber 
konkret beantworten: Die Bundesregierung muß sich 
mit diesen Vorschlägen auf EG-Ebene ganz konkret 
befassen. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, ich möchte 
Ihnen mit meiner Frage die Chance geben, daß Sie 
sich selber ein Kompliment machen, dem ich im Zwei-
felsfalle sogar zustimmen möchte. Meine Frage lautet: 
Wenn Sie in die Reihen der Sie tragenden Parteien 
schauen, haben Sie dann den Eindruck, daß Sie für 
Ihre Antworten zur Kohlepolitik keine Unterstützung 
haben oder keine Unterstützung nötig haben? 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Wir 
verlassen uns auf den Staatssekretär!) 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
da ich auf dem rechten Auge nicht blind bin, sehe ich, 
daß die Reihen leer sind. 

Vizepräsidentin Renger: Dann hat sich jetzt noch 
Herr Müntefering gemeldet. 

Müntefering (SPD): Herr Staatssekretär, da das mit 
dem Sprechzettel in Ihrem Hause offensichtlich ein 
Problem ist: Wären Sie bereit, einen guten Sprechzet-
tel, den ich Ihnen schreibe, dem Minister vorzule-
gen? 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Da ich früher bei der 
Post das Briefeaustragen gelernt habe, wäre es mir ein 
Vergnügen. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Frau Kollegin 
Hürland-Büning. 

Hürland-Büning (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
könnten Sie mit mir übereinstimmen, daß der Um-
stand, daß so wenig Abgeordnete hier im Saale sind 
— Frau Präsidentin, Sie gestatten, daß ich das einmal 

in der Öffentlichkeit sage —, darauf zurückzuführen 
ist, daß gleichzeitig die Ausschüsse tagen 

(Frau Steinhauer [SPD]: Nein! Nein! Nein! 
Die dürfen ja gar nicht!) 

—jawohl, es tagen sehr viele Ausschüsse, und ich 
bedauere, daß nicht auch ich im Ausschuß sein kann ; 

 ich werde nämlich dafür gerügt, daß ich nicht da 
bin — , und die Leere des Plenums angesichts dieses 
ernsten Themas mit dem Verfahren zusammenhängt 
— ich will nicht von Unsitte sprechen — , daß der Mitt-
woch praktisch schon Plenumstag geworden ist, an-
statt wie sonst Ausschußtag, wo solche Dinge im Aus-
schuß bearbeitet und besprochen werden können? 

Vizepräsidentin Renger: Liebe Frau Kollegin, ich 
glaube nicht, daß die Bundesregierung das beantwor-
ten kann. Über die Arbeitsverteilung des Parlaments 
verfügen wir selber. Sie haben ein ernstes Problem 
angesprochen. Es scheint mir nahezu unlösbar. Im 
übrigen muß ich sagen, daß die sozialdemokratische 
Bundestagsfraktion nicht nur sehr zahlreich vertreten 
ist, sondern auch ausgiebig Fragen stellt. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Wir haben die Aus

-

schußsitzungen unterbrochen! Ohne Geneh

-

migung dürfen auch keine stattfinden!) 

— Wir wollen hier nicht Fragen diskutieren, die in den 
Ältestenrat gehören. Das wäre jetzt zu kompliziert. 

Ich rufe jetzt Herrn Großmann zu einer Zusatzfrage 
auf. 

Großmann (SPD) : Herr Staatssekretär, ich muß auf 
den Sprechzettel zurückkommen, denn das, was dort 
stand, ist auch veröffentlicht worden. Es gibt im Aa-
chener Revier eine Vereinbarung, daß mit dem Aus-
laufen der Zeche „Emil Mayrisch" die restlichen Berg-
leute — das sind ungefähr 3 500 — ins Ruhrgebiet 
übernommen werden, d. h. daß die, die nicht in die 
Anpassung gehen können, dort einen Arbeitsplatz 
finden. Können Sie die Angst dieser Kumpels ausräu-
men, daß sie aus dem Aachener Revier ins Ruhrgebiet 
ziehen, um dort ohne Anpassung arbeitslos zu wer-
den? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich sehe natürlich, daß durch solche Sprechzettel und 
durch solche Indiskretionen, die der Herr Minister 
persönlich in einer Personalversammlung unseres 
Hauses scharf verurteilt hat, Verunsicherungen der 
Art, wie Sie sie dargestellt haben, auftreten können. 
Auf der anderen Seite muß ich aber sagen, es ist 
sicherlich durchaus legitim und richtig, wenn in einem 
großen Ministerium in bestimmte Richtungen gedacht 
wird, die letztendlich nicht die Entscheidung einer 
Regierung oder eines Ministeriums darstellen. Was 
ich zu verurteilen habe, ist, daß hier offensichtlich 
durch eine gezielte Indiskretion etwas an die Öffent-
lichkeit kommt, was bei vielen fleißigen Bürgern 
draußen Angst verursacht. 

Ich teile Ihre Auffassung, daß man den Leuten klipp 
und klar sagen muß, daß für eine solche Angst kein 
Grund besteht. Wir nehmen die soziale Verantwor-
tung für unsere Bergleute und für die Familien der 
Bergleute sehr, sehr ernst. Herr Abgeordneter, Sie 
dürfen sicher sein, daß es auch für den theoretisch 
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Parl. Staatssekretär Dr. Riedl. 

jetzt von mir angeführten Fall, daß es zu Mengenre-
duzierungen kommt, die den Wegfall von Arbeitsplät-
zen bedeuten würden, ein hohes Maß an sozialer Ver-
antwortung aller politischen Kräfte, des Bundes, des 
Landes Nordrhein-Westfalen und der gesamten 
Volkswirtschaft geben muß, soziale Härten auszuglei-
chen und Ängste dieser Art gar nicht aufkommen zu 
lassen. Ich verbürge mich ganz persönlich dafür. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, ich darf 
nochmals fragen. Es geht ja auch um die Regelung 
über 1995 hinaus. Würden Sie mir zustimmen, daß 
auch vor dem Hintergrund des europäischen Binnen-
marktes rasch eine langfristig tragfähige Lösung ge-
funden werden muß und hier die deutsche Steinkohle 
sozusagen vor Inkrafttreten des Binnenmarktes in die 
europäische Energiepolitik einbezogen werden muß, 
weil sonst wohl damit zu rechnen wäre, daß es von 
seiten der europäischen Länder noch größere Schwie-
rigkeiten gibt? Wird die Bundesregierung — ich 
denke auch an die vielen Briefe an Herrn Blüm und an 
den Bundeskanzler, die ja der Öffentlichkeit zugäng-
lich sind — in den nächsten sechs Wochen in den Ver-
handlungen bis zum Verhandlungsende diesem An-
sinnen, das Sie eben angesprochen haben, Rechnung 
tragen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Dem ersten Teil Ihrer 
Frage stimme ich zu, wobei das Datum 1992 durchaus 
fließend sein kann. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Nach 1995!) 
— Ich meine das Datum europäischer Binnenmarkt 
1992. 
Zum zweiten Teil der Frage: Ich stimme Ihnen im 

Prinzip auch zu. Dies ist aber alles Gegenstand der 
derzeitigen Verhandlungen, Beratungen und Gesprä-
che. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, beachtet die 
Bundesregierung im Hinblick auf die konkreten Ober-
legungen hinsichtlich einer weiteren Reduzierung der 
Kohlenmengenförderung auch die Tatsache, daß an-
läßlich des Irankonflikts möglicherweise der Ölpreis 
wieder kräftig steigen kann, und können Sie mir dazu 
noch eine konkrete Antwort geben: was ist besser, 
eine Situation wie 1980, keine Kohlesubventionen, 
oder wie heute Einsparungen in der Volkswirtschaft 
durch Senkung des Ölpreises in Höhe von 40 Milliar-
den DM, aber dafür 10 Milliarden DM Kohlesubven-
tionen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Zur ersten Frage muß 
ich Ihnen sagen, es ist eine latente Aufgabe, die Öl-
preisentwicklung auf dem Weltmarkt zu beachten. 
Das Stichwort Iran beschreibt ja geradezu die Sensi-
bilität dieses Komplexes. 
Was hier besser ist? Herr Dr. Jens, Sie sind in dem 

Geschäft wahrlich ein Stück länger als ich. Ich bin mir 
nicht ganz sicher, wie ich das in der Abwägung der 
beiden Fragen quantifizieren soll. Ich räume der Ener

-

gieeinsparung schon einen breiten Rahmen ein. Die 
deutsche Bevölkerung hat sich ja entsprechend ver-
halten. Gestatten Sie mir, daß ich ein bißchen abwar-
tend in der Abwägung dieser beiden Dinge antworte. 
Ich fühle mich nicht imstande, kompetent zu antwor-
ten. 

Vizepräsidentin Renger: Dazu eine letzte Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich da-
von ausgehen, daß die zu verlegenden Kollegen aus 
dem Aachener Steinkohlenrevier „Emil Mayrisch" 
darauf vertrauen können, was man ihnen offeriert und 
gesagt hat, daß mit Stillegung ihrer Schachtanlage der 
eine Teil, der die Voraussetzung hat, in die soziale 
Anpassung gehen kann und der andere in eine Be-
schäftigung im Bereich der Schachtanlagen im Ruhr-
gebiet, oder fallen da Leute, wie wir sagen, ins berg-
freie? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Das letztere, Herr 
Abgeordneter, ist nicht einmal politische Zielsetzung 
der schärfsten Gegner des Kohlebergbaus. Das letzte 
möchte ich klar mit nein beantworten. Das hat die 
Bundesregierung schon häufiger erklärt, das ist auch 
die Meinung hier im Deutschen Bundestag — ich 
nehme einmal an: aller Fraktionen. 
Zum ersten Punkt will ich sagen, daß dies natürlich 

geprüft werden muß. Vielleicht kann man in diesem 
konkreten Falle, Herr Abgeordneter, zusammen mit 
der Betriebsleitung, dem Betriebsrat und Ihnen bei 
uns im Haus den Stand für die nächsten Jahre konkret 
abklopfen. Ich weiß, worauf Sie hinaus wollen. 

Vizepräsidentin Renger: Die Fragen 17 und 18 des 
Abgeordneten Vosen werden auf Wunsch des Frage-
stellers schriftlich beantwortet. Die Antworten werden 
als Anlage abgedruckt. 
Ich rufe Frage 19 des Herrn Abgeordneten Groß-

mann auf: 
Wird die Bundesregierung uneingeschränkt und in welcher 

Form mit dazu beitragen, daß die Arbeitsplätze bei dem Stein-
kohlebergwerk Sophia Jacoba und dem Aachener Revier im 
Rahmen der künftigen Verhandlungen zum Jahrhundertvertrag 
und Novellierung des Dritten Verstromungsgesetzes dauerhaft 
gesichert werden? 

Ich bitte nun wirklich darum, konkret zu den Fragen 
Stellung zu nehmen, also nicht jeweils die vorherigen 
Fragen neu aufzunehmen. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
die Arbeitsplätze im Steinkohlebergwerk Ibbenbüren 
hängen vorn Absatz in der Verstromung und im Wär-
memarkt ab. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Jetzt geht es 
nicht um Ibbenbüren! Die Fragen 19 und 20 

betreffen „Sophia Jacoba"!) 

Vizepräsidentin Renger: Ich habe doch gesagt: 
Frage 19. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Frage 19 lautet nach 
meinen Unterlagen wie folgt: 

Wird die Bundesregierung uneingeschränkt mit 
dazu beitragen, daß die Arbeitsplätze beim Stein- 
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kohlebergwerk Ibbenbüren dauerhaft gesichert 
werden? 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Nein, bei 
Frage 19 geht es um „Sophia Jacoba"!) 

Vizepräsidentin Renger: Dann ist das falsch, Herr 
Staatssekretär. Was Sie vorgelesen haben, ist die 
Frage 21. 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Dann ist im Wirt-
schaftsministerium etwas passiert, wofür ich die bei-
den Abgeordneten um Verständnis bitte. Die Fragen 
sind schlicht verwechselt worden. 

Vizepräsidentin Renger: Haben Sie jetzt die richtige 
Frage? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Ja. 

Vizepräsidentin Renger: Dann haben Sie das Wort, 
Herr Staatssekretär. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Frau Präsidentin, da 
es sich in diesem Falle nur um Männer handelt, bitte 
ich, mir das nachzusehen. 

Vizepräsidentin Renger: Ich sehe Ihnen alles 
nach. 

(Heiterkeit) 
Bitte schön! 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Ich bedanke mich für 
dieses Wohlwollen, Frau Präsidentin. 
Herr Abgeordneter, die Arbeitsplätze bei „Sophia 

Jacoba" hängen nicht nur vom Absatz in der Verstro-
mung, sondern stärker noch vom Absatz im Wärme-
markt ab. Die aktuellen Anpassungsmaßnahmen und 
-schwierigkeiten bei „Sophia Jacoba" beruhen auch 
auf massiven Absatzeinbrüchen im in- und ausländi-
schen Wärmemarkt. 
In der Verstromung richtet die Bundesregierung 

alle Anstrengungen darauf, den Verstromungsfonds 
und damit das Absatzsystem für die nächsten Jahre zu 
stabilisieren. Die Situation des Fonds ist Ihnen, Herr 
Abgeordneter, bekannt. Mit der Erhöhung des Koh-
lepfennigs auf 8,5 % hat die Bundesregierung einen 
ersten wichtigen Schritt hierzu getan. Die revierfer-
nen Länder haben dies aber nur unter der Vorausset-
zung mitgetragen, daß künftig Einsparungen beim 
Fonds erzielt werden. Hierüber verhandeln wir, das 
Bundeswirtschaftsministerium, derzeit mit den 
EVUs. 
Für den im Wärmemarkt verlorenen Absatz kann 

die Bundesregierung keinen Ausgleich durch zusätz-
liche Mengen in der Verstromung schaffen. Dies 
ginge zu Lasten anderer Bergbauunternehmen. Oh-
nehin erfordert die besonders teure „Sophia Jacoba"-
Kohle rund 75 Millionen DM Revierausgleich und Er-
schwerniszuschlag für niederflüchtige Kohle aus dem 
Fonds, um RAG-Niveau zu erreichen. Die Region muß 
sich derzeit darauf einstellen, daß sich „Sophia Ja-
coba " wegen des weiter schrumpfenden Wärmemark-
tes, aber auch im kommenden EG-Binnenmarkt we

-

gen der dann restriktiven EG-Beihilfenpolitik als be-
sonders kostenungünstige Zeche — das muß ich lei-
der feststellen, Herr Abgeordneter — nicht auf Dauer 
halten kann. 
Für die zweite Zeche mit niederflüchtiger Kohle in 

dieser Region, „Emil Mayrisch" des EBV, sind die not-
wendigen Entscheidungen bereits 1987 gefallen. Die 
Ruhrkohle hat die Übernahme der nach Stillegung der 
Zeche 1992 verbleibenden Mitarbeiter angeboten. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Großmann. 

Großmann (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
sehr konkret auf meine Frage geantwortet. Bedeutet 
dies, daß der Bundesregierung bereits jetzt ein Termin 
für die Schließung der Zeche „Sophia Jacoba" vor-
liegt? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
da dies eine sehr wichtige Frage ist und ich nach mei-
nen Unterlagen nur mit Nein antworten kann, würde 
ich Sie bitten, mir zu gestatten, daß ich noch einmal 
rückfragen lasse — auch und vor allem in die Industrie 
hinein — , ob es bereits Denkansätze im Hinblick auf 
ein solches Datum gibt. Ich will Sie jetzt nicht mit 
einem einfachen Nein abspeisen, weil ich weiß, wie 
wichtig das für Sie ist. Ich komme auf diese Frage 
brieflich zurück. 

Vizepräsidentin Renger: Die zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Großmann (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben zu 
Recht auf den Wärmemarkt hingewiesen. Nun stehen 
wir vor der Tatsache, daß mit der Schließung der Ze-
che „Emil Mayrisch" bereits über 10 000 Arbeits-
plätze wegfallen, 8 500 direkt und weitere indirekt. 
Wäre es dann, wenn bei „Sophia Jacoba" in Hückel-
hoven, also in unmittelbarer Nähe, weitere 5 500 Ar-
beitsplätze direkt wegfallen sollen und entsprechend 
auch noch viele Arbeitsplätze indirekt verlorengehen, 
nicht sehr wichtig, daß sich die Bundesregierung um 
den Wärmemarkt kümmert? Konkret: Welche Maß-
nahmen hat denn die Bundesregierung in den letzten 
Jahren ergriffen, um der niederflüchtigen Kohle den 
Wärmemarkt stärker zu öffnen, der ja für diese Zeche 
mit niederflüchtiger Kohle besonders wichtig ist? Ist 
da nichts gemacht worden, und ist da in Zukunft auch 
nichts zu erwarten? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Frau Präsidentin, 
Herr Abgeordneter, die Bundesregierung hat durch 
die Schaffung von Rahmenbedingungen im Bereich 
des Gesamtenergiebedarfs das ihr Mögliche getan. 
Die Bundesregierung kann natürlich keine Elektrizi-
tät und Wärme verkaufen, aber im Rahmen der ge-
samten Kohlepolitik, Energiepolitik, Regionalpolitik 
und Strukturpolitik, Herr Abgeordneter, waren die 
Rahmenbedingungen für diese Zeche sicherlich — ich 
will mal sagen — normal. 
An den Auswirkungen des gesamten Wärmemark-

tes kann die Bundesregierung beim besten Willen 
nichts ändern. Dies ist eine gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung, die leider Gottes in diesem Fall zu solchen 
Konsequenzen führen muß. 
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Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie mit diesen Antworten der Bote sehr bedrückender 
Nachrichten für eine ganze Region sind, frage ich Sie: 
Meinen Sie nicht, daß es angemessen wäre, der Bun-
deskanzler selber würde mit den Betroffenen reden, 
wenn sie demnächst nach Bonn kommen, statt nur den 
Fachmann für das Unangenehme, Herrn Schäuble, 
zur Verfügung zu stellen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich bin außerstande, über den Terminkalender des 
Herrn Bundeskanzlers zu verfügen — dafür haben Sie 
sicher Verständnis — , aber ich kann Ihnen versichern, 
daß der Herr Bundeskanzler über diesen Sachverhalt 
informiert ist. Das gilt für das Bundeskanzleramt 
ebenso. Ich darf Ihnen anbieten, daß ich für das Wirt-
schaftsministerium — für meine Person darf ich Ihnen 
das sagen — für ein solches Gespräch zur Verfügung 
stehe. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, gibt es inner-
halb der Bundesregierung konkrete dahin gehende 
Überlegungen, für die betroffenen Regionen an der 
Entwicklung von Ersatzarbeitsplätzen konstruktiv 
mitzuwirken? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Wir werden das si-
cherlich zusammen mit dem Land Nordrhein-Westfa-
len im Rahmen der uns zur Verfügung stehenden In-
strumentarien — sprich: Regionalpolitik — tun. Auch 
hierzu steht das Bundeswirtschaftsministerium natür-
lich zur Verfügung. Ich bin nicht einmal sicher, ob 
diese Gespräche nicht vielleicht schon aufgenommen 
worden sind. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
festgestellt haben, daß die Entwicklung auf dieser 
Zeche auch entscheidend vom Wärmemarkt abhängt: 
Soll das heißen, daß die Bundesregierung möglicher-
weise das Fernwärmeausbauprogramm wieder ein-
führen will, nachdem sie es vor einiger Zeit langsam 
hat sterben lassen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Es ist, soweit ich es 
weiß, in dieser Form nicht vorgesehen, es zu reakti-
vieren; das ist mir nicht bekannt. 

(Abg. Dr. Sperling [SPD] meldet sich zu einer 
Zusatzfrage) 

Vizepräsidentin Renger: Herr Abgeordneter Sper-
ling, zu dieser Frage haben Sie schon eine Zusatzfrage 
gestellt. 

(Dr. Sperling [SPD]: Er hat sicher wieder zwei 
Fragen gemeinsam beantwortet!) 

— Nein, diesmal nicht. Sie haben dann aber noch 
Gelegenheit zu einer weiteren Frage. 
Ich rufe die Frage 20 des Abgeordneten Großmann 

auf: 

Wie und in welcher Form wird die Bundesregierung langfri-
stig dafür Sorge tragen, daß die notwendigen finanziellen Mittel 
für den weiteren Bestand des Steinkohlebergwerkes Sophia 
Jacoba und den anderen Schachtanlagen mit niederflüchtiger 
Kohle zur Verstromung zur Verfügung stehen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Der Einsatz der nie-
derflüchtigen Kohle in der Verstromung verursacht 
gegenüber typischer Kraftwerkskohle beachtliche 
Mehrkosten. Hierfür wird nach dem Dritten Verstro-
mungsgesetz ein gesonderter Zuschuß an den Kraft-
werksbetreiber gezahlt. Ob dieser Zuschuß auch wei-
terhin aus dem Aufkommen an Ausgleichsabgabe ge-
zahlt werden kann, hängt davon ab, ob es gelingt, den 
Fonds in den Verhandlungen mit den EVU zu stabili-
sieren. 
Die Koalition hat sich für den Fall, daß keine akzep-

tablen Ergebnisse erzielt werden, darauf verständigt, 
den Fonds von den Ausgaben für Revierausgleiche 
und Erschwerniszuschlag für niederflüchtige Kohle zu 
entlasten. Der Revierausgleich soll von den Bergbau-
ländern, der Zuschuß für niederflüchtige Kohle von 
den Bergbauunternehmen getragen werden. Die Ko-
alition hat dazu festgehalten, daß Bund und Land die 
notwendige finanzielle Unterstützung gewähren, so-
weit dies im Einzelfall zu nicht tragbaren Belastungen 
des Unternehmens führt. 
Eine langfristige Bestandsgarantie, Herr Abgeord-

neter, kann die Bundesregierung aus den eben ge-
nannten Gründen weder für Sophia Jacoba noch für 
andere Schachtanlagen mit niederflüchtiger Kohle 
geben. Ich unterstreiche aber noch einmal, daß Bund 
und Land die notwendige finanzielle Unterstützung 
gewähren werden, soweit es im Einzelfall zu nicht 
tragbaren Belastungen des Unternehmens kommt. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Großmann. 

Großmann (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben in 
Ihrer Antwort auf die vorige Frage quasi davon ge-
sprochen, daß die Zeche nicht überleben kann. Das ist 
in dieser Klarheit zum erstenmal deutlich geworden. 
Von daher kommt mir natürlich schon die Frage: Was 
für Pläne hat die Bundesregierung konkret in der Ta-
sche? Wenn man darüber spekuliert, daß eine Zeche 
geschlossen werden soll, dann muß es ja Gespräche 
gegeben haben, dann muß es ja Pläne einer Regie-
rung geben, wie man einer solchen Region helfen 
kann und was man mit den dort tätigen Bergleuten 
macht, die ein Durchschnittsalter von 35 Jahren ha-
ben. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich glaube, daß es jetzt an der Zeit ist, die Belastun-
gen, die nun auf das Unternehmen und vor allen Din-
gen auf die Bergleute und deren Familien zukommen, 
einmal zu registrieren, zu überprüfen und dann in 
aller Sorgfalt das zu entscheiden, wonach Sie gefragt 
haben und was ich im Prinzip für richtig halte, und 
dann zu einer Planung über entsprechende Maßnah-
men zu kommen, dies auch in vollem Einklang mit 
dem Land Nordrhein-Westfalen. Dazu ist die Bundes-
regierung bereit. 
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Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage, bitte. 

Großmann (SPD): Ich muß noch einmal nach dem 
Termin fragen. Ich bitte Sie also, mir die Frage zu 
beantworten, welche Beschlüsse und Entscheidungen 
bereits getroffen worden sind und über welche Termi-
nierungen man schon entschieden hat oder nach-
denkt. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Es sind endgültig 
noch keine Beschlüsse gefaßt. Ich kann Ihnen keinen 
festen Termin nennen. Der Termin hängt zwangsläu-
fig natürlich davon ab, wann die Stillegungen erfol-
gen. Das wird dann ein nahtloser Zeitablauf sein. 

Vizepräsidentin Renger: Jetzt kommt die Kollegin 
Frau Hürland-Büning an die Reihe, bitte. 

Frau Hürland -Büning (CDU/CSU): Herr Kollege 
Riedl, ist es nicht auch einmal an der Zeit, zu sagen, 
daß die Bundesrepublik pro Arbeitsplatz im Bergbau 
zur Zeit jährlich 60 000 DM Subventionen gibt? Ist es 
nicht weiter an der Zeit, hier zu einer verstärkten 
Zusammenarbeit mit dem Lande Nordrhein-Westfa-
len und dem Saarland zu kommen, das genauso be-
troffen ist? Wir können hier das Thema Bergbau und 
Ruhrkohle nicht alleine von seiten der Bundesregie-
rung, sondern nur in einem Konsens mit den kohleför-
dernden Unternehmen, mit der Landesregierung und 
mit der Bundesregierung lösen. Das ist nicht allein 
Sache des Bundes. Können Sie darin mit mir überein-
stimmen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Frau Abgeordnete, 
Frau Kollegin, ich stimme mit Ihnen darin überein; da 
gibt es gar keine Frage. Ich stelle in dieser Frage einen 
beachtlichen Konsens auch in diesem Hause fest. Es 
ist eine, wenn Sie so wollen, Gemeinschaftsaufgabe, 
hier zu helfen. Man sieht an der von Ihnen genannten 
Zahl ganz deutlich, daß eine noch so hohe Subvention 
pro Arbeitsplatz im einzelnen dessen Wegfall am 
Ende leider Gottes nicht verhindern kann. Daher ist 
die Verantwortung der Politik, des Bundes und des 
Landes Nordrhein-Westfalen, der EVUs und der Un-
ternehmen in erster Linie gefordert. Ich bin allerdings 
sehr optimistisch — das muß ich sagen — , daß dieser 
Konsens auch gefunden werden kann; denn es darf 
doch keinen Politiker geben, der glaubt, sich an einem 
solchen traurigen Schicksal profilieren zu können. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Dr. Sperling zu einer 
Zusatzfrage. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem 
diese Fragestunde offenkundig so läuft, daß es gar 
nicht um Profilierungen geht und erfreulicherweise 
weder Sie noch wir diese Profilierung suchen, frage 
ich, ob sich die Offenheit, die Sie in dieser Frage-
stunde gezeigt haben, auch darauf beziehen könnte, 
gemeinsam Konzeptionen zu entwickeln, die mit ei-
nem Fernwärmeprogramm, das sehr energiesparend 
wäre, eine längere Übergangszeit ermöglichen und 
damit zugleich für das Schaffen von Ersatzarbeitsplät-
zen den Zeitraum bringen. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
dies ist natürlich eine Frage, die der Vertreter der Bun-
desregierung an dieser Stelle erst beantworten kann, 

wenn vor allen Dingen auch mit dem Finanzminister 
und den Beteiligten in Bund und Ländern darüber 
gesprochen worden ist. Ich werde die Hinweise zur 
Fernwärme, die Sie und Ihre Kollegen heute nachmit-
tag hier gegeben haben, bei uns im Haus sehr sorg-
fältig diskutieren, und wir werden uns darüber Ge-
danken machen. 
Ich nehme einmal an, daß wir nach der Osterpause, 

Herr Dr. Jens, im Wirtschaftsausschuß vielleicht über 
diesen Punkt gesondert diskutieren und reden. Ich 
biete Ihnen gerne meine Präsenz im Wirtschaftsaus-
schuß an. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, in den 
beiden Antworten zu den Fragen 19 und 20 des Kol-
legen Großmann haben Sie erklärt, daß die Ruhrkohle 
AG — sprich: ein anderes Unternehmen des Steinkoh-
lebergbaus — bei der Lösung der Aachener Probleme 
wohl Hilfestellung leisten soll, bezogen auf Beleg-
schaftsübernahme und, wenn ich Sie richtig verstan-
den habe, auf Finanzhilfen. Halten Sie es ernsthaft 
aufrecht, daß die Ruhrkohle, die ja auch von dem nie-
derflüchtigen Bereich sehr stark betroffen ist, unter 
den derzeit gegebenen Voraussetzungen in der Lage 
ist — wenn die Hilfen, die Sie teilweise in Aussicht 
gestellt haben, wieder reduziert werden — , das 
durchzuführen, wenn Sie, die Bundesregierung, spe-
ziell für diesen Bereich keine besonderen Hilfen zur 
Verfügung stellen? Es war bisher doch immer, wenn 
ich es richtig sehe, auch bezogen auf das, was Herr 
Blüm im Lande erzählt, Stand des Geschehens, daß 
die Bundesregierung hier zusätzlich etwas für das 
Aachener Revier tun will. Oder sind wir hier einem 
Trugschluß hinsichtlich dessen unterlegen, was bisher 
allgemein in der Öffentlichkeit von seiten der Bundes-
regierung und von seiten der Regierungsfraktionen 
gesagt wurde? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Ich glaube nicht, daß 
Sie, Herr Abgeordneter Stahl, hier einem Trugschluß 
unterlegen sind. Ich bin auch optimistisch, daß seitens 
der EVUs solches erbracht werden kann. Das bedarf 
natürlich der Anstrengung der gesamten Politik, auch 
innerhalb der Bundesregierung und innerhalb des 
Parlaments, zu entsprechenden Hilfen zu kommen. 
Ich halte es an sich für ausgeschlossen, daß das, was 
Sie befürchten, eintritt. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Menzel. 

Menzel (SPD): Herr Staatssekretär, gerade unter 
Berücksichtigung der tiefen Einschnitte für viele 
Menschen, die Ihre Antworten auf die Fragen des Kol-
legen Großmann in der nächsten Zeit mit sich bringen 
werden, frage ich: Hält denn die Bundesregierung die 
Entlastung des Fonds auch heute noch für notwendig, 
wo ja durch die Ölpreisveränderung der Fonds pro 
anno schon heute um etwa 500 Millionen DM an Aus-
gaben entlastet wird? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Also, Herr Abgeord-
neter, ich muß Ihnen schon bestätigen, daß die Bun-
desregierung die Entlastung des Fonds für notwendig 
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hält. Diese Frage gehört im übrigen auch zu denen, 
die ich vor einer knappen Stunde zu den überwiegen-
den Vorschlägen, die eingegangen sind, zählen 
darf. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Niggemeier. 

Niggemeier (SPD): Herr Staatssekretär, ich habe 
vorhin in der Frage von Frau Kollegin Hürland-Bü-
ning erfahren, daß pro Arbeitsplatz im Bergbau 60 000 
DM aufgewendet werden. Ob hier öffentliche Hilfe 
oder der Kohlepfennig mit eingerechnet ist, weiß ich 
nicht. 
Darf ich Sie fragen, ob schon eine Nachberechnung 

dessen gemacht worden ist, was unser Kollege hier im 
Hause, Heinz-Werner Meyer, als Vorsitzender der IG 
Bergbau und Energie behauptet hat, nämlich daß für 
jede bisher aus Kernenergie erzeugte Kilowattstunde 
Strom der Anteil der öffentlichen Hilfe bei 7,6 Pf liegt, 
während er bei der Steinkohle nur bei 1,9 Pf liegt? 
Diese Berechnungen hätte ich gerne von Ihnen bestä-
tigt. 

Vizepräsidentin Renger: Wir können nun wirklich 
nicht immer ganz neue Fragen mit hineinnehmen. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Frau Präsidentin, ich 
kann es kurz machen. In Mathematik hatte ich immer 
eine Note zwischen vier und sechs. Ich kann im Au-
genblick dem Kollegen beim besten Willen nicht fol-
gen. 

(Andres [SPD]: Ich dachte an Ihr Haus und 
Ihre Mitarbeiter!) 

Ich lasse es nachrechnen, Herr Abgeordneter. Im 
Nachrechnenlassen bin ich sehr stark. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Dr. Jens, Sie dürfen 
noch eine Frage stellen, aber das ist dann wirklich die 
letzte zu diesem Punkt. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben der 
Öffentlichkeit nach meinem Dafürhalten zum ersten-
mal ganz platt mitgeteilt: Sophia Jacoba wird stillge-
legt. Ist es denn nicht so, daß die Ruhrkohle AG zu-
mindest noch einmal prüfen sollte, ob diese Zeche von 
ihr übernommen werden kann? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Ich gebe diese Frage 
gerne an das Unternehmen weiter. Diese Prüfung, 
könnte ich mir vorstellen, ist bereits erfolgt oder im 
Gange. Ich werde da nochmals nachstoßen. Ich kann 
mir nicht vorstellen, daß die Frage nicht geprüft wor-
den ist. 

Aber, Herr Abgeordneter, da ich es nicht weiß, muß 
ich da einmal anrufen oder anrufen lassen. Das ist kein 
Problem. 

Vizepräsidentin Renger: Ich rufe die Fragen 21 und 
22 des Herrn Abgeordneten Becker (Nienberge) 
auf. 

Wird die Bundesregierung uneingeschränkt mit dazu beitra-
gen, daß die Arbeitsplätze beim Steinkohlebergwerk Ibben-
büren dauerhaft gesichert werden? 

Wird die Bundesregierung langfristig dafür Sorge tragen, daß 
die notwendigen finanziellen Mittel für den weiteren Bestand 
der Steinkohlebergwerke in Ibbenbüren und der übrigen Berg-
werke mit niederflüchtiger Kohle zur Verfügung stehen? 

Diese Fragen können doch wohl zusammen beant-
wortet werden? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Jawohl. 

Vizepräsidentin Renger: Sind Sie einverstanden, 
Herr Kollege? 

Becker (Nienberge) (SPD): Ja. 

Vizepräsidentin Renger: Vielen Dank. 
Herr Staatssekretär, bitte. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Danke schön, Frau 
Präsidentin. 
Herr Abgeordneter, die Arbeitsplätze im Steinkoh-

lebergwerk Ibbenbüren hängen vom Absatz in der 
Verstromung und dem Wärmemarkt ab. In die Ver-
stromung gehen zwei Drittel der Förderung. Da die 
Kohleförderung in Ibbenbüren überdurchschnittlich 
teuer ist und als niederflüchtige Kohle Einsatznach-
teile in Kraftwerken hat, sind jährlich über 90 Millio-
nen DM Zuschüsse allein dafür erforderlich, die Kohle 
auf RAG-Niveau herabzuschleusen. 

Die Situation des Verstromungsfonds ist bekannt. 
Die Bundesregierung hat mit der Erhöhung des Koh-
lepfennigs auf 8,5 — ich habe es vorhin schon einmal 
gesagt — einen wichtigen Schritt zur Sicherung des 
Verstromungssystems getan. Die revierfernen Länder 
haben dies unter der Voraussetzung akzeptiert, die 
ich ebenfalls genannt habe. 

Zu rund einem Drittel hängt die Zeche Ibbenbüren 
vom Absatz im Wärmemarkt ab. Dort mußte das Un-
ternehmen, wie auch schon in einem anderen Fall, in 
letzter Zeit deutliche Mengenverluste hinnehmen. Bei 
Fortbestand der augenblicklichen Preisverhältnisse 
auf dem Wärmemarkt — die Parallelität, Herr Abge-
ordneter, kann ich uns leider Gottes nicht ersparen —, 
würde es sehr schwer werden, dieses niedrigere Ab-
satzniveau zu stabilisieren. Die Kohlepolitik hat auf 
diese Entwicklung keinen Einfluß. Verlorenen Absatz 
kann sie, wie Sie wissen, nicht ersetzen. 
Eine dauerhafte Sicherung der Arbeitsplätze ist 

aber auch hier schon deshalb nicht möglich, weil 
kaum vorstellbar ist, daß es das — das ist ganz wich-
tig — 1993 einstimmig neu festzulegende EG-Beihil-
fesystem erlauben wird, eine besonders kostenungün-
stige Zeche wie Preußag/Ibbenbüren auf Dauer zu 
halten. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
entnehme Ihren Worten, daß die Bundesregierung 
daran denkt, neben Sophia Jacoba auch die Preußag-
Zeche in Ibbenbüren zu schließen oder jedenfalls eine 
Situation herbeizuführen, die unausweichlich dazu 
führt. Nachdem Sie soeben gesagt haben, es gebe 
einen Zuschuß von 90 Millionen DM, frage ich Sie: 
Wie steht die Bundesregierung zu dem dann eintre- 
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tenden Zustand, daß sie 180 Millionen DM für Ar-
beitslosenunterstützung ausgeben muß? Ist das volks-
wirtschaftlich vernünftig? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Diese volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnung in diesem Bereich ist mir 
sehr wohl bekannt, Herr Abgeordneter. Sie ist natür-
lich nicht vernünftig. Da gebe ich Ihnen recht. Wir 
hatten das aber in anderen Bereichen leider Gottes 
auch schon zu verzeichnen. 

(Andres [SPD]: Beim zweiten Schiffahrtsregi

-

ster auch!) 

Ich kann an den Verhältnissen und an den Fakten 
des Wärmemarktes nichts verändern, Herr Abgeord-
neter, das könnten Sie ebenfalls nicht, wenn Sie an 
unserer Stelle hier sitzen würden. Das sind die nack-
ten Tatsachen. Es wird jetzt gemeinsam zu versuchen 
sein — das hat ein Kollege vorhin auch schon ange-
sprochen — , diesen Verlust in dieser Region und in 
diesem Bereich durch Industrieneuansiedlungen, 
durch Strukturpolitik, durch vernünftige Regionalpo-
litik, durch die Ansiedlung von kleinen und mittleren 
Unternehmen aufzufangen. 

Das ist in Deutschland nichts Neues, wenn ich z. B. 
an die Stillegung von Braunkohlebergwerken im 
bayerischen Raum um Penzberg, Peißenberg und 
Hausham Ende der 50er Jahre denke. Das war nur 
— das ist etwa ein so überschaubarer Raum wie dieser 
hier — mit einer ganz agressiven Regional- und Wirt-
schaftsförderung zu bewältigen. Darüber, Herr Abge-
ordneter, muß in dem Zusammenhang natürlich ab 
sofort geredet werden. 

Die Stadt Dortmund ist ein Musterbeispiel. Es ist 
nicht meine Aufgabe, hier Lob für Kommunalpolitiker 
auszusprechen, aber dieses Lob kommt mir sehr leicht 
über die Lippen. Dortmund ist ein Musterbeispiel da-
für, wie der technologische Wandel dazu beigetragen 
hat, 

(Urbaniak [SPD]: Dort regiert auch die 
SPD!) 

schwierigste strukturelle Probleme einer Stadt sehr 
zufriedenstellend zu lösen. Ein großes Kompliment! 

(Andres [SPD]: Wir haben auch vernünftige 
Abgeordnete aus Dortmund!) 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
wissen, daß das Gebiet um Ibbenbühren eine struk-
turschwache Region ist. Es gibt keine Ersatzarbeits-
plätze, die Minister Haussmann einmal ins Gespräch 
gebracht hat. Im Gegenteil, es schließen auch weitere 
Firmen in diesem Gebiet. Deswegen frage ich Sie, ob 
es — wenn beabsichtigt ist, so zu verfahren, wie Sie es 
soeben angedeutet haben — nicht noch einer Kraftan-
strengung der Bundesregierung wie auch der Landes-
regierung Nordrhein-Westfalen wert ist, dafür zu sor-
gen, daß wenigstens die öffentlichen Gebäude, die 
wir in diesen Bereichen haben — das reicht bis weit 
nach Niedersachsen hinein — , nun auch mit der Kohle 
beheizt werden, d. h. den Wärmemarkt attraktiver zu 
machen. Sowohl die letzte Bundesregierung als auch 

diese Bundesregierung hat Vertreter, die in diese 
Richtung gearbeitet haben. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich bin im Augenblick nicht in der Lage, zu sagen, ob 
es sich um Bundesbehörden handelt; denn nur hierauf 
hätte der Bund Einfluß. Wenn Sie mir doch bitte Bei-
spiele geben! Gegenüber Bundeswehr, Bundesbahn, 
Bundespost, Bundeszollverwaltung, Bundesfinanz-
verwaltung, Vermögensverwaltung sprechen wir 
Empfehlungen dieser Art sehr, sehr gerne aus. Für 
den anderen Bereich — Länderbehörden, kommunale 
Behörden — sind natürlich die entsprechenden Ge-
bietskörperschaften selber zuständig. 
Aber das ist ein interessanter Hinweis. Man muß 

sich vor Augen halten: Da ist die Energie vor der Tür, 
und mit von weither gebrachten anderen Energien 
wird geheizt. 

(Zuruf von der SPD: Frau Hürland weiß 
das!) 

— Ja, Frau Kollegin Hürland weiß sicher ein Lied da-
von zu singen. 

Vizepräsidentin Renger: Eine dritte Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, der 
Betriebsrat der Steinkohlebergwerke Ibbenbüren hat 
in der Region weit über 100 000 Unterschriften ge-
sammelt und gebeten, daß der Bundeskanzler diese 
Unterschriften entgegennimmt. Er hat dieses Kohle

-p

roblem ja auch zur Chefsache gemacht. Würden Sie 
dazu beitragen, beim Bundeskanzler die Bereitschaft 
zu wecken, diese Unterschriften durch den Betriebsrat 
entgegenzunehmen? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Selbstverständlich 
bin ich dazu bereit. Ich bin im Augenblick allerdings 
nicht imstande zu sagen, wie die Praxis ist, Unter-
schriftenaktionen dieser Art an den Bundeskanzler 
heranzubringen. Aber daß ich das unterstütze und 
auch der Herr Bundeskanzler bereit ist, den Bürger-
willen in dieser Breite entgegenzunehmen, ist selbst-
verständlich, Herr Abgeordneter. Das läßt sich sicher-
lich organisieren. 

Vizepräsidentin Renger: Die letzte Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
wissen, daß in den Steinkohlebergwerken Ibbenbü-
ren überdurchschnittlich ausgebildet wird, d. h. weit 
über den Bedarf hinaus, den die Steinkohlebergwerke 
haben. Wird die Bundesregierung dazu beitragen, 
Ausbildungsplätze in dieser Region mitzufinanzieren, 
wenn das notwendig wird? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Ich bin überfragt, ob 
die Mitfinanzierung durch den Bund möglich ist, weil 
ich die Haushaltsmöglichkeiten jetzt nicht abschätzen 
kann. Aber daß sie es unterstützt, ist selbstverständ-
lich. Wir werden uns dann von Fall zu Fall unterhal-
ten, wobei ich unterstelle, daß Sie Post und Bahn in 
dieser Region gemeint haben. Darüber muß man re-
den, Herr Abgeordneter. Das wäre z. B. ein sehr sinn-
voller Vorschlag. 
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Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Hürland-Büning. 

Frau Hürland -Büning (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, können Sie sich erinnern, daß wir ähnliche Fra-
gestunden zum Thema Kohle seit etwa 20 Jahren im 
Deutschen Bundestag führen, und sind Sie nicht der 
Meinung, daß Bundes- und Landesregierungen aus 
dieser Zeit gemeinsam vorausschauend eine wirt-
schaftliche Entwicklung hätten fördern müssen, wie 
Sie sie dankenswerterweise mit dem Hinweis auf den 
Raum Baden-Württemberg und Bayern und den 
Wahlkreis des Kollegen Minister Blüm angesprochen 
haben, 

(Urbaniak [SPD]: Der hat keinen Wahl

-

kreis!) 
und könnten Sie als Kollege nicht dafür sorgen, daß 
Minister Jochimsen vielleicht einmal Nachhilfeunter-
richt in diesem Punkt in Baden-Württemberg und in 
Bayern bekommt? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Frau Abgeordnete, 
Nachhilfeunterricht ist immer eine schöne Sache. 
Manchmal hilft er aber nicht. Ich habe da eine leid-
volle persönliche Erfahrung. 
Das Gespräch zwischen Herrn Minister Jochimsen 

und dem Bundeswirtschaftsminister hat bereits statt-
gefunden. Ich habe selbst daran teilgenommen. Wir 
haben vor 14 Tagen oder drei Wochen im Bundeswirt-
schaftsministerium gesprochen. Auch das war ein Teil 
der Thematik. Wir haben verabredet, die Gespräche 
fortzusetzen. Wir befinden uns eigentlich in einem 
sehr guten Kontakt mit Nordrhein-Westfalen. 
Ich freue mich immer wieder, wenn die Verhältnisse 

in Bayern so gelobt werden. Frau Abgeordnete, ich 
bedanke mich für diesen gütigen Zuspruch. 

Vizepräsidentin Renger: Ich darf kurz darauf hin-
weisen, daß der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
seit einer Stunde und 20 Minuten Fragen beantwor-
tet. 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch nett!) 
— Ich bitte Sie. Es gibt ja auch gewisse Grenzen. Des-
wegen bitte ich Sie, jetzt jeweils nur noch eine Zusatz-
frage zu stellen. 
Herr Abgeordneter Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie in 
der Öffentlichkeit kundgetan haben, daß die Zeche 
Sophia Jacoba und die Zeche Ibbenbüren geschlossen 
werden — ich nehme an, auch das Kraftwerk in Ib-
benbüren, das jüngst errichtet worden ist, soll Ihrer 
Meinung nach dann stillgelegt werden — : Gibt es 
noch weitere Zechen, die auf Ihrem Stillegungsplan 
stehen? Insbesondere denke ich an die Zeche Nieder-
berg in Neukirchen-Vluyn, die ebenfalls niederflüch-
tige Kohle produziert. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
das Leben läuft ja anders. Nicht die Bundesregierung 
hat eine Liste, auf der steht, was geschlossen wird, 
sondern diejenigen Unternehmen und Betriebe, die 
nicht mehr rentabel sind und auf Dauer keine Chance 
haben, Rentabilität zu erzielen, gehen einem leider 
traurigen Ende entgegen. 

Mir ist außer diesen beiden Fällen im Augenblick 
nicht bekannt, ob in absehbarer Zeit weitere Schlie-
ßungen konkret werden. 
Nur: Eine Betriebsschließung ist eine Frage der be-

triebswirtschaftlichen Bewertung. Uns wäre es doch 
auch lieber, Herr Abgeordneter, ich würde hier bei 
Ihnen stehen und verkünden, daß die beiden genann-
ten Zechen eine Lebenschance bis zum Jahr 2000 und 
darüber hinaus hätten. Dies sind betriebswirtschaftli-
che Zwänge, denen wir uns als Politiker leider in aller 
Härte stellen müssen. Nur ist es unsere Aufgabe, die 
sozialen Härten, die mißliche Situation der Beschäftig-
ten und ihrer Familien, die zum Teil katastrophale 
Verhältnisse annehmen, so optimal wie möglich auf-
zufangen. Ich freue mich mit Ihnen zusammen, daß 
wir, Bundesregierung und Opposition, diesen Kon-
sens jedenfalls heute feststellen. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Abgeordneter Groß-
mann. 

Großmann (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß z. B. die Kasernen in der Stadt Aachen und 
um die Stadt Aachen herum seit wenigen Monaten 
nicht mehr mit Koks befeuert werden, sondern auf 
Gas- und Ölfeuerung umgestellt worden sind, obwohl 
im Aachener Revier die Kohle direkt vor der Haustür 
liegt? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Mir ist das nicht be-
kannt. Aber wenn Sie das so sicher feststellen, dann 
unterstelle ich einmal, daß das richtig ist. Vielleicht 
kann meine Kollegin, die Parlamentarische Staatsse-
kretärin auf der Hardthöhe, dieses Problem einmal 
aufgreifen. Ich kenne auch die Gründe nicht, die zu 
einer solchen Entscheidung geführt haben. Aber es ist 
natürlich schon ein schweres Stück Überzeugungsar-
beit notwendig — ich sage es sarkastisch — , um sol-
ches der Bevölkerung deutlich zu machen. 

Vizepräsidentin Renger: Abgeordneter Menzel, Zu-
satzfrage. 

Menzel (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie be-
stätigen, daß Bundesregierung und Landesregierung 
vor gar nicht allzulanger Zeit den Bau des Kraftwerks 
Ibbenbüren genau aus den Überlegungen, die Frau 
Hürland-Büning hier gefordert hat, gefördert haben, 
um die Arbeitsplätze dort in Ibbenbüren zu sichern? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Jetzt geht es an mein 
Gedächtnis. Aber ich glaube, ich muß es Ihnen bestä-
tigen. 

(Menzel [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsidentin Renger: Herr Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem 
nun im Fragespiel dort drüben auf Ihrer Seite des 
Hauses so schön die Regierung die Regierung befragt: 
Würden Sie die Güte haben, aus dem Wirtschaftsmi-
nisterium ein Handbuch des Deutschen Bundestages 
ans Verteidigungsministerium zu reichen, damit sich 
die Kollegin Hürland-Büning informieren kann, daß 
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Herr Blüm in keinem Wahlkreis gewählt worden 
ist? 

(Urbaniak [SPD]: In Dortmund hat der nie 
eine Chance! — Schreiner [SPD]: Er hat aber 

die Fünfprozentgrenze übersprungen!) 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter. Ich habe noch nie zwischen Listenab-
geordneten und Wahlkreisabgeordneten differen-
ziert. Für mich sind sie gleichwertige ehrenwerte Kol-
legen. 

Dr. Sperling (SPD): Weil Sie das so gut können: 
Könnte das Verteidigungsministerium von dem Wis-
sen des Wirtschaftsministeriums profitieren? 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Wir waren immer der 
Meinung, daß Ministerien gut voneinander lernen 
können. Mit der Frau Kollegin Hürland-Büning ver-
bindet mich eine echte Freundschaft. Ich werde es 
zum Anlaß nehmen, mit ihr eine gute Tasse Kaffee zu 
trinken und das mit ihr zu besprechen. 

(Dr. Sperling [SPD]: Gut, ich zahle den 
Zucker dazu!) 

Vizepräsidentin Renger: Zu diesem Bereich die al-
lerletzte Frage. Bitte, Frau Kollegin Hürland-Bü-
ning. 

Frau Hürland -Büning (CDU/CSU): Auf den Zucker 
muß ich aus erkenntlichen Gründen leider verzichten, 
Herr Kollege Sperling. 
Herr Staatssekretär, hier wurde von verschiedenen 

Einrichtungen geredet. Frau Präsidentin, gestatten 
Sie mir, daß ich eine kleine Erklärung abgebe. Hier 
beißt sich manchmal etwas in den Schwanz. Wir ha-
ben Gesetze zum Umweltschutz verabschiedet und 
unterliegen hier auch den Umweltschutzbestimmun-
gen. Auch die Bundeswehr unterliegt den Umwelt-
schutzbestimmungen. Wäre es nicht zweckmäßig, 
Herr Staatssekretär, wenn hier nach der Bundeswehr 
und deren Wärmemarkt gefragt wird, auch nach den 
verschiedendsten Universitäten, Rathäusern, Hoch-
schulen, öffentlichen Einrichtungen usw. im Ruhrge-
biet? Ich wäre dankbar, wenn Sie mir diese Liste ein-
mal vorlegen könnten. 

Dr. Riedl, Parl. Staatssekretär: Frau Abgeordnete, 
ich tue das sehr gerne. Ich kenne — das habe ich dem 
Herrn Abgeordneten auf seine Frage vorhin leider 
sagen müssen — die Gründe im einzelnen natürlich 
nicht, die bei der Bundeswehr zu dieser Heizungsum-
rüstung geführt haben. Das, was Sie jetzt erwähnt 
haben, könnte z. B. ein plausibler Grund gewesen 
sein. Das zeigt aber die ganze Problematik auf dem 
Wärmemarkt. Meine Damen und Herren, die Einbrü-
che kommen dort nicht von ungefähr. 
Frau Präsidentin, ich darf mich am Ende dieser Fra-

gestunde für das außerordentliche Verständnis des 
Parlaments auch der Regierung gegenüber ganz herz-
lich bedanken, mit uns einen so schwierigen Themen-
bereich so fair diskutiert zu haben. Auch Ihnen vielen 
Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Herr Staatssekretär, wun-
derbar; Sie hören es am Beifall. Für die ausführlichen 
und kollegialen Beantwortungen der Fragen, die hier 
gestellt worden sind, herzlichen Dank. 
Wir kommen zum nächsten Geschäftsbereich. Ich 

rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung auf. Der Herr Parlamentari-
sche Staatssekretär Höpfinger steht zur Beantwortung 
der Fragen zur Verfügung. 
Die Fragen 23 und 24 der Abgeordneten Frau Ter-

borg und die Fragen 25 und 26 des Abgeordneten 
Conradi werden auf Wunsch der Fragesteller schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 27 des Herrn Abgeordneten Ur-

baniak auf: 
Trifft die Meldung der Tagesthemen vom 1. März 1989 zu, 

wonach Zahnärzte seit Inkrafttreten des Gesundheits-Reform-
gesetzes in ihrer Praxis Reklame für Kredite bei Geldinstituten 
machen, um so den Patienten die Finanzierung von Zahnersatz 
zu ermöglichen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege Urba-
niak, die Bundesregierung beobachtet sehr sorgsam 
die Umsetzung der durch das Gesundheitsreformge-
setz getroffenen Kostenerstattungsregelung bei kie-
ferorthopädischer Behandlung und bei Zahnersatz. 
Nachdem Inkassofirmen den Zahnärzten ihre Dienste 
bei der Geltendmachung von Forderungen angeboten 
hatten, hat das Bundesministerium für Arbeit und So-
zialordnung die Kassenzahnärztliche Bundesvereini-
gung darauf hingewiesen, daß eine solche Praxis mit 
dem Gesetz nicht in Einklang steht. Hierzu hat der 
Vorsitzende der Kassenzahnärztlichen Bundesverei-
nigung, Herr Schad, unter dem 1. März 1989 er-
klärt: 

Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung hält 
es für unerwünscht, daß Dritte in die Direktbezie-
hung zwischen Zahnarzt und Patient eingeschal-
tet werden. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat diese Haltung der Kassenzahnärztlichen Bundes-
vereinigung begrüßt und hat gebeten, diese auch den 
Kassenzahnärztlichen Vereinigungen bekanntzuge-
ben, um zu verhindern, daß Zahnärzte von den Ange-
boten der Inkassofirmen oder Kreditinstitute, den 
Zahnersatz oder die kieferorthopädische Behandlung 
vorzufinanzieren, Gebrauch zu machen. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Herr Staatssekretär, Sie werden 
zugeben müssen, daß das Wort „unerwünscht" keine 
Klarheit in diesen skandalösen Vorgang bringt. Gibt 
es keine rechtlichen Möglichkeiten, dieses überhaupt 
zu verbieten, obwohl es ja wohl durch das ausgelöst 
worden ist, was Sie Gesundheitsreform nennen, d. h. 
durch die hohen Kosten für den Zahnersatz? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, daß das, 
was seit Bekanntwerden dieses Vorfalls von seiten der 
Bundesregierung geschehen ist, auch das ist, was 
rechtlich möglich ist. Ich werde bei der weiteren 
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Frage, die Sie gestellt haben, ja noch auf andere Mög-
lichkeiten zurückkommen. 

Vizepräsidentin Renger: Noch eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Herr Staatssekretär, werden Sie 
mich dann darüber unterrichten, zu welchen Ergeb-
nissen Ihre zusätzliche Intervention geführt hat? 
Meine Auffassung ist ja die: Dies muß aus den Praxen 
verschwinden. 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Es ist auch sehr klar 
gesagt worden, Herr Kollege Urbaniak, daß eine sol-
che Praxis mit dem Gesetz nicht in Einklang steht. Ich 
glaube, es ist eine klare Aussage, daß es hier praktisch 
in keiner Weise mit dem Gesundheitsreformgesetz in 
Zusammenhang gebracht werden kann. 

Vizepräsidentin Renger: Ich rufe Frage 28 des Herrn 
Abgeordneten Urbaniak auf: 

Halt die Bundesregierung diese Praxis für Rechtens, weil da-
durch als Nebeneffekt der Gesundheitsreform gleichzeitig 
Geldinstitute zu neuen Geschäften kommen, oder beabsichtigt 
sie, das Gesetz so zu ändern, daß eine Kreditaufnahme für Pa-
tienten nicht mehr nötig ist? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Wie dargelegt, hält 
die Bundesregierung die in Ihrer Frage angespro-
chene Praxis für nicht vereinbar mit dem Berufsrecht 
der Ärzte. 
Die Bundesregierung geht im übrigen davon aus, 

daß Zahnärzte auch ohne Zwischenschaltung Dritter 
den Versicherten bei der zahnprothetischen und kie-
ferorthopädischen Behandlung Ratenzahlungen ein-
räumen. Dies entspricht dem Willen des Gesetzge-
bers, wie er in der Begründung zum Entwurf der Bun-
desregierung zum Art. 1 §§ 29 und 30 des Gesund-
heitsreformgesetzes zum Ausdruck kommt und 
ebenso im Bericht des Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung des Deutschen Bundestages. 
Vor finanzieller Überforderung kann der Versi-

cherte schließlich auch dadurch geschützt werden, 
daß er seinen Anspruch auf Kostenerstattung gegen 
seine Krankenkasse an den Zahnarzt abtritt. Dann 
wird er von diesem nur in Höhe seines Eigenanteils in 
Anspruch genommen. 
Die Spitzenverbände der gesetzlichen Krankenkas-

sen und die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung 
führen derzeit Verhandlungen, um den Zahlungsweg 
bei der Kostenerstattung entsprechend auszugestal-
ten, wenn der Versicherte eine solche Zahlungsab-
wicklung wünscht. Eine Rechtsänderung ist aus den 
obigen Gründen nicht erforderlich. 
Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, Herr Kol-

lege Urbaniak, daß gerade im Problembereich Kiefer-
orthopädie und Zahnersatz die Härteklausel und die 
Überforderungsklausel eine weitgehende Hilfe für all 
diejenigen sind, die diese Maßnahmen in Anspruch 
nehmen müssen. 

Urbaniak (SPD) : Herr Staatssekretär, trotz Härte-
klausel und Überforderungsklausel müssen doch er-
hebliche Beträge aufgebracht werden, wenn man im 
Grenzbereich liegt, und da gibt es die besonderen 

Probleme. Denkt die Bundesregierung überhaupt 
daran, daß in diesem Bereich eine Entlastung für die 
Versicherten vorgenommen wird, also eine Reform 
der Reform in Aussicht genommen wird? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Ich habe bereits in 
meiner ersten Antwort darauf hingewiesen, Herr Kol-
lege Urbaniak: Es besteht keine Veranlassung, eine 
Novellierung oder eine Änderung des Gesetzes vor-
zunehmen. Es gab zu Beginn, ab 1. Januar 1989, si-
cher eine Reihe von Fragen, die die Umsetzung des 
Gesetzes betroffen haben. Allein von unserem Mini-
sterium ist zwischenzeitlich zu 28 Fragen Stellung ge-
nommen worden, mit den Verbänden sind Verhand-
lungen geführt worden, es wurde Aufklärung betrie-
ben. Ich habe den Eindruck, daß das neue Gesetz 
nach und nach in die Praxis umgesetzt wird. Also, eine 
Änderung des Gesetzes ist überhaupt nicht im Ge-
spräch. 

Urbaniak (SPD): Kann ich daraus entnehmen, daß 
es weiterhin bei den doch erheblichen Zuzahlungen 
— egal ob in bar, durch Zahlungspläne, Vorauszah-
lungen der Krankenversicherungsträger oder gar, 
wenn es nicht anders geht, durch die Kreditierung von 
Kreditinstituten — bleibt? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Urba-
niak, unser Ministerium hat gerade zum gesamten 
Reformgesetz eine erläuternde Broschüre herausge-
geben. Wenn Sie diese Broschüre nachschlagen, wer-
den Sie gerade im Bereich Zahnbehandlung all das 
finden, was für den einzelnen Versicherten von Be-
deutung ist. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht mit mir der Auffassung, daß das wieder ein Bei-
spiel dafür ist, daß das Gesetz mit der heißen Nadel 
nur zu Lasten der Versicherten ist, und daß all das, 
was Sie hier erklären, nur Beschönigungsversuche 
sind? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Stein-
hauer, ich muß Ihnen in aller Deutlichkeit widerspre-
chen. Das Gesundheits-Reformgesetz bringt zwar ein 
neues Recht im Gesundheitswesen, aber es ist nicht 
so, daß der Versicherte dabei nur der zur Last Heran-
gezogene wäre. Sehen Sie doch einmal die drei Berei-
che, die das Gesundheits-Reformgesetz bringt. — 
Nein, das dürfen sie nicht einfach irgendwie wegwin-
ken. — Wenn man schon die einzelnen Punkte hervor-
hebt, muß man meines Erachtens auch die drei we-
sentlichen Punkte nennen, die gerade dem Versicher-
ten zugute kommen. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Welche?) 
Daß der Beitrag jetzt stabil bei 12,9 % liegt, ist mei-

nes Erachtens ein Vorteil. Wenn es gelingt, die Bei-
träge stabil zu halten, profitiert davon jeder Beitrags-
zahler. 
Daß der zweite Teil im Gesetz, die Ausweitung der 

Gesundheitsvorsorge, wirklich eine Hilfe für den Ver-
sicherten ist, darf man nicht verkennen. 
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Parl. Staatssekretär Höpfinger 

Frau Kollegin Steinhauer, Sie selber haben hier im 
Plenum oder im Ausschuß des öfteren den Bereich der 
Pflege angesprochen. Sicher kann man sagen: nur ein 
Anfang; aber der längste Weg beginnt mit dem ersten 
Schritt. Wahr ist, daß mit diesem Gesundheits-Re-
formgesetz erstmals im Bereich Pflege eine konkrete 
Leistung erfolgt ist. — Das alles ist positiv für den Ver-
sicherten. 

(Frau Weiler [SPD]: Nur, keiner sieht es ein! 
— Frau Unruh [GRÜNE]: Keiner merkt etwas 

davon!) 

Vizepräsidentin Renger: Herr Abgeordneter Schrei-
ner hat sich zu einer Frage gemeldet, bitte. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
soeben eine kleine Propagandarede für dieses Gesetz 
gehalten haben, möchte ich Sie fragen, wie denn die 
Bundesregierung die Diskussion in Fachkreisen beur-
teilt, wonach noch vor der Sommerpause dieses Jah-
res mit einem ersten Novellierungsbegehren seitens 
der Bundesregierung selber zu rechnen sei. 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Zu dieser Frage 
kann ich nur sagen: Von einem Novellierungsbegeh-
ren oder von einer Novellierung ist im Ministerium 
nicht die Rede; so etwas ist nicht einmal andeutungs-
weise im Gespräch. 
Wenn Sie mir Propaganda vorhalten, Herr Kollege 

Schreiner, muß ich darauf entgegnen: Ich habe nur 
sachgerecht gesagt, was das Gesundheits-Reformge-
setz an Positivem für den Versicherten bringt. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, ist es denn 
richtig, daß die Beitragsstabilität für die Gesunden 
und Kranken durch Kostenübernahme seitens der 
Kranken finanziert wird, die im übrigen im wesentli-
chen auch die Kosten für die Pflege aufbringen müs-
sen, so daß die Kranken, obwohl sie versichert sind, 
die Betroffenen Ihrer Gesundheitsreform sind? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Verehrter Herr Kol-
lege, wenn Sie sich den Bereich „Pflege" ansehen, 
können Sie zwar sagen, vier Wochen Entlastung im 
Jahr seien noch nicht ausreichend; aber die werden 
von der Kasse finanziert. Und wenn 1991 25 Pfle-
geeinheiten mit dazukommen, dann werden auch die 
von der Kasse finanziert. Also, nicht der Versicherte 
trägt die Kosten, sondern es wird aus der Kasse, aus 
der Solidargemeinschaft heraus eine neue Aufgabe 
aufgenommen. Insofern liegen Sie mit Ihrer Auffas-
sung nicht richtig. 

(Dr. Sperling [SPD]: Aber Sie vergessen, wer 
die Kasse finanziert: die Gesunden und die 

Kranken!) 
— Beitragszahler sind Versicherte und Arbeitgeber. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Kollege Andres. 

Andres (SPD): Herr Staatssekretär, entpuppt sich 
Ihre Behauptung von der angeblichen Beitragsstabili-
tät nicht als Mogelpackung, wenn man in Betracht 
zieht, daß Sie den Versicherten und den Kranken 

durch erhebliche Zuzahlungen im Grunde genommen 
so etwas wie einen zweiten Beitrag zumuten? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Was die erhebli-
chen Zuzahlungen angeht: Da warten wir erst einmal 
ab. Ich habe sehr deutlich auf die Härteklausel und die 
Überforderungsklausel hingewiesen. Allein für das 
Jahr 1989 war zunächst einmal ein Beitrag von 13,4 % 
vorgesehen; bei 12,9 % hat sich der Beitrag einge-
stellt. Bei einer Reihe von Anbieterleistungen merkt 
man bereits, wie die Preise zurückgehen. Ich will nicht 
sagen, daß damit schon das Ziel des Reformgesetzes 
erreicht ist. Aber daß von Anfang an bereits solche 
positiven Entwicklungen da sind, spricht für das Ge-
setz. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Weiler. 

Frau Weiler (SPD): Herr Staatssekretär, wenn Sie 
die neue Regelung betreffend die Pflege hier so als 
eine große Wohltat preisen: Ist Ihnen denn nicht erin-
nerlich, daß die SPD nicht grundsätzlich gegen eine 
neue Regelung war, sondern daß wir in erster Linie 
dagegen waren, daß die Versicherten das bezahlen 
müssen, weil wir der Meinung waren, daß das eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
gebe Ihnen recht: Das war eine politische Entschei-
dung. Ihre Fraktion war der Auffassung, man solle ein 
eigenes Pflegegesetz machen. Wir waren der Mei-
nung, man sollte einen ersten Schritt im Bereich der 
Krankenversicherung tun. Und ich möchte gleich hin-
zufügen: Das ist die Leistung, die die gesetzliche 
Krankenversicherung für den Bereich „Pflege" auf-
bringt. Andere Fragen müssen sicher auf einem ande-
ren Wege mitgelöst werden, damit ja nicht der Ein-
druck entsteht, man könne nun jede weitere Leistung 
in diesem Bereich der gesetzlichen Krankenversiche-
rung aufladen. 

(Frau Weiler [SPD]: Aha!) 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Unruh. 

Frau Unruh (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wieviel 
Pflegefamilien bekommen wann den ersten Urlaubs-
anspruch? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
kann die Zahl jetzt nicht sagen, zumal auch deshalb, 
weil das Gesetz ja erst angelaufen ist. Man wird in 
diesem Jahr — vielleicht in der ersten Hälfte des Jah-
res 1989 — sehen, welche Antragstellungen da sind. 
Ich nehme an, daß man bis zum dritten Quartal dieses 
Jahres zahlenmäßig schon genau sagen kann, wie 
viele Familien oder wie viele einzelne Personen, die 
der Pflege bedürfen, Antrag auf diese Leistung ge-
stellt haben. Auch hier wird es so sein, daß die Zahl 
der Antragsteller im Laufe der Jahre zunimmt. 

(Andres [SPD]: Ab 1991 kriegen die was, 
Herr Staatssekretär!?) 

— Ab 1991 — wenn ich auf den Zuruf eingehen 
darf — greift ja auch die zweite Stufe der Leistung, 
nämlich mit den 25 Pflegeeinheiten. 
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Vizepräsidentin Renger: Die Frage 29 wird auf 
Wunsch des Fragestellers, des Abgeordneten Stiegler, 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Ich rufe Frage 30 des Herrn Abgeordneten Amling 
auf: 

Warum streitet das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung die Existenz eines im Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung an über 30 Referate gerichteten Vermerks 
vom 4. November letzten Jahres ab, in dem der Wunsch des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung mitgeteilt wird, 
zukünftig die unter Bezug auf alle Erwerbstätigen ermittelte 
Arbeitslosenquote in den Vordergrund zu stellen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Am-
ling, die Bundesanstalt für Arbeit berechnet und ver-
öffentlicht seit Mitte 1982 die Arbeitslosenquote, be-
zogen auf die abhängigen Erwerbspersonen und auf 
alle Erwerbspersonen. Je nach anstehender Frage-
stellung und vor allem bei internationalen Verglei-
chen ist zur Beurteilung des arbeitsmarktpolitischen 
Zusammenhangs die eine oder die andere Arbeitslo-
senquote geeigneter. Aus diesen Gründen verwendet 
auch die Bundesregierung für ihre Arbeit seit Jahren 
beide Quoten; demgemäß natürlich auch das Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung. 

Auch bei der auf alle Erwerbspersonen bezogenen 
Arbeitslosenquote wird das Problem der Arbeitslosig-
keit weder weggerechnet noch vermindert; denn bei 
der Berechnung der Arbeitslosenquote werden alle 
registrierten Arbeitslosen berücksichtigt. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage. 
(Andres [SPD]: Das war doch gar keine Ant

-

wort auf die gestellte Frage!) 

Amling (SPD): Herr Staatssekretär, ich vermisse ei-
gentlich die Antwort auf meine Frage im Zusammen-
hang mit meinem Vorwurf, daß sich Ihr Haus weigert 
zuzugeben, daß am 4. November ein Vermerk an alle 
Dienststellen erlassen wurde, wonach der Herr Mini-
ster grundsätzlich Wert darauf legt, daß diese neue 
Quote in der Öffentlichkeit bekanntgegeben wird. 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Am-
ling, zunächst darf ich Ihnen sagen: Der erste, der 
diese Quotenregelung verlangt hat, dieses Ausweisen 
auf der Grundlage aller Erwerbspersonen, war im 
August 1982 der damalige Bundeskanzler Schmidt. 
Daran sollten Sie sich erinnern. 
Wenn Sie auf Ihre Stammfrage zurückgehen, kann 

ich sagen: Es gibt ein hausinternes Schreiben der Ab-
teilung, in dem der Wunsch des Ministers zur Kennt-
nis gebracht wird, die auf alle Erwerbspersonen bezo-
gene Arbeitslosenquote stärker in den Vordergrund 
zu stellen. 
Dabei ist es schon eine Sache für sich, wenn haus-

interne Vermerke zum Gegenstand mündlicher An-
fragen im Deutschen Bundestag werden; 

(Andres [SPD]: Das lassen wir uns von Ihnen 
nicht vorschreiben!) 

zumal, verehrte Kolleginnen und Kollegen, es sich 
hier nicht darum dreht, ob die Arbeitslosenquote auf 
diese oder auf jene Art und Weise dargestellt wird, 

sondern es sollte unsere Aufgabe sein, die Arbeitslo-
sigkeit zu bekämpfen und die Zahl der Arbeitslosen 
zu senken. 

Vizepräsidentin Renger: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Amling. 

Amling (SPD): Welche arbeitsmarktpolitischen Kon-
sequenzen erwarten Sie dann von dieser neuen Aus-
weisung der Arbeitslosenquote? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Am-
ling, das kann ich Ihnen sagen. Sie haben sicher den 
letzten Arbeitsmarktbericht vom Monat Februar, her-
ausgegeben Anfang März dieses Jahres, gelesen. Da-
nach gab es 26 245 000 Erwerbstätige. Es gab ein 
Mehr von 188 000 Arbeitsplätzen gegenüber dem 
Vorjahr. Das ist Wirtschafts- und Arbeitsmarktpoli-
tik. 
Da wir beide aus derselben Stadt kommen, möchte 

ich auch darauf hinweisen, daß der Arbeitsmarktbe-
richt der Stadt Augsburg allein für 1989 aussagt: Noch 
nie haben so viele Menschen Beschäftigung gehabt 
wie im vergangenen Jahr. In diesem Monat ist in un-
serer Stadt in unserem Arbeitsamtsbereich die Zahl 
der Arbeitslosen auf unter 15 000 gefallen. 
Ich glaube, das sollten wir zur Kenntnis nehmen. 

Das ist eine positive Arbeitsmarktpolitik dieser Bun-
desregierung. 

(Amling [SPD]: Aber an der Zahl der Arbeits

-

losen hat sich doch nichts geändert!) 

Vizepräsidentin Renger: Ich kann leider keine wei-
teren Fragen mehr zulassen, weil die Zeit für die Fra-
gestunde abgelaufen ist. Ich würde aber gern noch die 
Frage 31 vom Herrn Staatssekretär beantworten las-
sen. Deshalb rufe ich diese Frage auf: 

Ist es zutreffend, daß Staatssekretär Ost in seiner Stellung-
nahme zu den am 3. Februar 1989 veröffentlichten Arbeits-
marktzahlen erstmals nur diese Arbeitslosenquote erwähnt hat, 
und wenn ja, wäre es dann nicht auch nach Auffassung der 
Bundesregierung ein Gebot seriöser Informationspolitik gewe-
sen, zum einen besonders darauf hinzuweisen und zum anderen 
zu begründen, warum die Bundesregierung diese im Vergleich 
zu der bisher verwandten Arbeitslosenquote um ca. 1 Prozent-
punkt niedrigere Arbeitslosenquote für aussagefähiger hält? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Am-
ling, zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes. In 
einer Stellungnahme zu den am 3. Februar 1989 ver-
öffentlichten Arbeitsmarktzahlen hat Staatssekretär 
Ost die Arbeitslosenquote für die Gesamtzahl der 
Erwerbspersonen erwähnt. Dabei hat er ausdrücklich 
darauf hingewiesen, daß diese Quote auf die Erwerbs-
personen insgesamt bezogen ist. 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
so ist das nun einmal: Die Zeit für die Fragestunde ist 
abgelaufen. Die nicht behandelten Fragen werden 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als An-
lagen abgedruckt. Ich bedanke mich bei allen, die 
teilgenommen haben. Ich bedanke mich bei Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 
Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-

destages auf morgen, Donnerstag, den 9. März 1989, 
9 Uhr ein. 
Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.48 Uhr) 
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Anlage 1 
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Gattermann FDP 10. 03. 89 
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Dr. Hauchler SPD 10. 03. 89 
Dr. Hauff SPD 10. 03. 89 
Frau Hoffmann (Soltau) CDU/CSU 8. 03. 89 
Huonker SPD 09. 03. 89 
Dr. Klejdzinski SPD 10. 03. 89 * 
Koltzsch SPD 10. 03. 89 
Frau Matthäus-Maier SPD 9. 03. 89 
Meneses Vogl GRÜNE 10. 03. 89 
Meyer SPD 10. 03. 89 
Mischnick FDP 08. 03. 89 
Dr. Müller CDU/CSU 10. 03. 89 ** 
Müller (Schweinfurt) SPD 10. 03. 89 
Niegel CDU/CSU 10. 03. 89 * 
Dr. Scheer SPD 10. 03. 89 * 
Schmidt (München) SPD 10. 03. 89 ** 
Frau Schoppe GRÜNE 08. 03. 89 
Frhr. von Schorlemer CDU/CSU 10. 03. 89 
Stratmann GRÜNE 08. 03. 89 
Frau Dr. Timm SPD 10. 03. 89 
Vogt (Düren) CDU/CSU 8. 03. 89 
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* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 

Erklärung der Abgeordneten 
Frau Dr. Sonntag-Wolgast (SPD) 

Ich versichere, daß ich an der vierten namentlichen 
Abstimmung (zu Drucksache 11/3443) in der 111. Sit-
zung am 25. November 1988 teilgenommen und mit 
JA gestimmt habe. 

Mir ist unerklärlich, warum meine Abstimmungs-
karte nicht auffindbar ist. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Emmerlich (SPD) (Drucksache 
11/4119 Fragen 3 und 4): 

Was hat die Bundesregierung unternommen, um zu verhin-
dern, daß die Firma Imhausen Akten und andere Beweismittel 
beiseite schaffen konnte? 

Wohin sind die Akten der Firma Imhausen verbracht worden, 
und welche Versuche hat die Bundesregierung unternommen, 
um die verschwundenen Akten wiederzubeschaffen? 

Zu Frage 3: 
Die Bundesregierung hat nicht feststellen können, 

daß Meldungen, nach denen die Firma Imhausen an-
geblich Akten und andere Beweismittel beiseite ge-
schafft habe, zutreffen. Bis zur Einleitung des förmli-
chen Ermittlungsverfahrens gegen die Firma Imhau-
sen am 13. Januar 1989 durch die Staatsanwaltschaft 
Offenburg haben weder die Außenwirtschaftsprüfung 
durch die Oberfinanzdirektion Freiburg noch die Vor-
ermittlungen des Zollkriminalinstituts Anhaltspunkte 
dafür erbracht, daß die Firma Imhausen Spuren ge-
setzwidriger Ausfuhren beseitigt hat. 

Zu Frage 4: 
Da die Bundesregierung nicht feststellen konnte, 

daß die Firma Imhausen Akten beiseite geschafft hat, 
konnte sie auch keine Schritte zur Wiederbeschaffung 
unternehmen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Töpfer auf die Frage des Ab-
geordneten Brauer (GRÜNE) (Drucksache 11/4119 
Frage 10) : 

In Anbetracht der Tatsache, daß bei einer eindeutigen Verlet-
zung der EG-Verordnung 3626/82 und damit des Gemein-
schaftsrechtes eine schriftliche Entbindung von der Anerken-
nungspflicht nach Artikel 9 durch die EG-Kommission erfolgen 
kann, wie lautet dann das Schreiben der EG-Kommission an die 
Bundesregierung, und wann lag es vor, in dem es darum ging, 
die Gültigkeit und Bindungswirkung der vorliegenden französi-
schen Einfuhrgenehmigungen für illegal aus Bolivien expor-
tierte Fleckkatzenfelle zu bestätigen, d. h. die CITES-Bescheini-
gungen 290 bis 293 anzuerkennen und damit für den Handel 
freizugeben? 

Vorab ist festzustellen, daß es keine Rechtsgrund-
lage gibt, wonach die EG-Kommission Mitgliedstaa-
ten ermächtigen kann, von der Anerkennungspflicht 
nach Artikel 9 der EWG-Verordnung 3626/82 Aus-
nahmen zu machen. Ein derartiges Schreiben liegt 
daher auch nicht vor. 
Einfuhrgenehmigungen, die von anderen EG-Mit-

gliedstaaten ausgestellt wurden, sind für die Deut-
schen Behörden aufgrund geltenden EG-Rechts ver-
bindlich, da nach Artikel 9 der Verordnung (EWG). 
Nr. 3626/82 die in einem Mitgliedstaat ausgestellten 
Einfuhrgenehmigungen oder Bescheinigungen in der 
gesamten Gemeinschaft gelten. 
Diese Regelung ist insoweit unbefriedigend, als sie 

es nicht erlaubt, WA-Exemplare, die mit inhaltlich 
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zweifelhaften oder gar unvertretbaren Einfuhrdoku-
menten anderer EG-Mitgliedstaaten eingeführt wur-
den, zu beschlagnahmen. Solche Exemplare gelten im 
Sinne der genannten EG-Vorschrift als legal, solange 
die Einfuhrgenehmigung von der ausstellenden Be-
hörde des anderen EG-Staates nicht zurückgenom-
men wurde. 

Ob die Bindungswirkung des Artikels 9 der EG-
Verordnung auch dann gilt, wenn die von einem EG-
Mitgliedstaat erteilte Einfuhrgenehmigung offen-
sichtlich rechtswidrig zustande gekommen ist, er-
scheint zweifelhaft. Deshalb hat das BMU veranlaßt, 
daß in einem Fall (Einfuhr von rd. 6 000 Katzenfellen 
aus Bolivien über Frankreich) die von einer französi-
schen Behörde erteilte Einfuhrgenehmigung im Hin-
blick auf ihre Gültigkeit für deutsche Behörden über-
prüft wird. Dieser Fall ist derzeit in Zweiter Instanz 
beim Oberverwaltungsgericht Münster anhängig, 
nachdem das Verwaltungsgericht Arnsberg die Bin-
dungswirkung des Artikels 9 der EG-Verordnung 
auch für den Fall der rechtswidrigen Erteilung der 
französischen Einfuhrgenehmigung bejaht hat. 

Die EG-Kommission hat am 22. Dezember 1988 be-
schlossen, gegen Frankreich Klage vor dem Europäi-
schen Gerichtshof (EUGH) zu erheben. Die Kommis-
sion möchte vom EUGH festgestellt wissen, daß 
Frankreich durch die Erteilung von Einfuhrbescheini-
gungen für Katzenfelle aus Bolivien im Jahre 1986 
gegen EG-Recht verstoßen und den ursprünglichen 
Zustand nicht wieder hergestellt hat. Die Klageschrift 
wird z. Z. beim juristischen Dienst der EG-Kommis-
sion erstellt. 

Die Bundesregierung hat sich gegenüber der EG-
Kommission wiederholt für eine Änderung des Arti-
kels 9 der EG-Verordnung ausgesprochen. Wün-
schenswert wäre die Abschaffung der Anerkennungs-
pflicht für offensichtlich unter Verstoß gegen EG- oder 
WA-Recht ausgestellte Dokumente. Dann bestände 
auch die Möglichkeit von Beschlagnahme und Einzie-
hung. Die EG-Kommission bereitet z. Z. eine Ände-
rung der strittigen EG-Bestimmung vor und will bis 
Ende 1989 einen Änderungsvorschlag vorlegen. 

Soweit Sie sich bei ihrer Frage auf den Beschluß 
des bolivianischen Landwirtschaftsministers vom 
13. April 1988 beziehen, mit dem die von den seiner-
zeit zuständigen bolivianischen Behörden in der Zeit 
von September 1984 bis September 1986 ausgestell-
ten Exportdokumente im Nachhinein für ungültig er-
klärt worden sind, weil diese angeblich gegen bolivi-
anisches Recht verstießen, ist anzumerken: 

Die bolivianische Regierung erwartet von den Im-
portstaaten, daß sie die mit den für ungültig erklärten 
Exportdokumenten eingeführten Felle und Häute be-
schlagnahmen. Eine solche Beschlagnahme ist bei 
den in die EG gelangten Exemplaren nicht möglich. 

Der angebliche Verstoß gegen das innerstaatliche 
Recht Boliviens, welches Wildentnahmen und deren 
Export nur in Ausnahmefällen zuläßt, macht die in der 
EG befindlichen Felle und Häute nicht illegal. Die 
nach 1984 aus Bolivien in die EG eingeführten Felle 
und Häute waren mit ordnungsgemäßen Exportdoku-
menten (d. h. mit Dokumenten, die den Anforderun-
gen des Washingtoner Übereinkommens genügten) 

der damals zuständigen bolivianischen Behörden ver-
sehen. 

Die Echtheit dieser Dokumente ist von den boli-
vianischen Behörden seinerzeit auf Anfrage des CI-
TES-Sekretariats in Lausanne ausdrücklich bestätigt 
worden. Daraufhin haben Behörden der EG-Mitglied-
staaten Einfuhrgenehmigungen erteilt. Wenn nun 
Jahre später die neue Regierung in Bolivien die von 
der früheren Regierung erteilten Dokumente für null 
und nichtig erklärt, so gibt dies den Importstaaten, die 
seinerzeit die Felle und Häute aus Bolivien zur Einfuhr 
zugelassen haben, kein Recht, die auf Grund der vor-
gelegten Exportdokumente rechtmäßig erteilten Ein-
fuhrgenehmigungen zurückzunehmen und die sei-
nerzeit importierten Felle und Häute zu beschlagnah-
men. 

Zu diesem Ergebnis kommt auch das Sekretariat 
des Washingtoner Übereinkommens in einer an alle 
Vertragsparteien gerichteten Notifikation vom 5. Sep-
tember 1988 und der EG-Verwaltungsausschuß in sei-
ner Sitzung am 20. Januar 1989. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 11/4119 
Frage 29) : 

Welche Mittel sind den nordbayerischen Arbeitsamtsbezirken 
für die Förderung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen inzwi-
schen zugewiesen worden, und wird die Bundesregierung dafür 
eintreten, daß die Bundesländer den freien Trägern der karita-
tiven Spitzenverbände dabei helfen, den gesetzlich festgelegten 
höheren Eigenanteil zu finanzieren? 

Die Selbstverwaltung der Bundesanstalt für Arbeit 
hat am 9. Februar 1989 die diesjährigen Fördermittel 
für die Bewilligung neuer Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen auf die Landesarbeitsämter verteilt. Dem 
Landesarbeitsamt Nordbayern stehen danach für 
neue Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im Jahre 1989 
131,97 Millionen DM zur Verfügung. Den nordbayeri-
schen Arbeitsämtern sind im einzelnen vom Landes-
arbeitsamt folgende Mittel zugewiesen worden: Ar-
beitsämter Ansbach 3,22 Millionen DM, Aschaff en

-

burg  4,47 Millionen DM, Bamberg 5,83 Millionen DM, 
Bayreuth 6,21 Millionen DM, Coburg 5,28 Millionen 
DM, Hof 8,94 Millionen DM, Nürnberg 31,77 Millio-
nen DM, Regensburg 13,40 Millionen DM, Schwan-
dorf 19,97 Millionen DM, Schweinfurt 11,79 Millionen 
DM, Weiden 8,55 Millionen DM, Weißenburg 2,86 
Millionen DM und Würzburg 9,68 Millionen DM. 

Außerdem ist zu berücksichtigen, daß bundesweit 
2,3 Milliarden DM für sog. „Überhangmaßnahmen" 
zur Verfügung stehen, d. h. für im Jahre 1989 laufende 
Maßnahmen, die bereits in den Vorjahren bewilligt 
worden sind. Davon entfallen auf Nordbayern 92,2 
Millionen DM. 

Der Regelförderungshöchstbetrag bei Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen ist mit der 9. Novelle zum Ar-
beitsförderungsgesetz um 5 % auf 75 % des Arbeits-
entgelts gesenkt worden; eine Förderung zu 90 oder 
100 % des Arbeitsentgelts ist jedoch — wenn auch ein- 
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geschränkt — für arbeitsmarktliche Problemräume er-
halten geblieben und erstmals gesetzlich geregelt 
worden. Die Bundesregierung erwartet von den Bun-
desländern, aber auch von den Kommunen, Mittel zur 
Ergänzung der ABM-Zuschüsse der Bundesanstalt für 
Arbeit. Die begrenzte Zahl von ABM-Zuschüssen zu 
100 To  des Arbeitsentgelts sollte vorrangig den freien 
Trägern und freien Wohlfahrtsverbänden zugute 
kommen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Hürland-Büning auf die 
Fragen des Abgeordneten Gerster (Worms) (SPD) 
(Drucksache 11/4119 Fragen 32 und 33): 

Hat sich der Tennisspieler Boris Becker, dessen Wehrpflicht 
wegen seines Wohnsitzes in Monaco derzeit „ruht", mittlerweile 
freiwillig zum Ableisten des Wehrdienstes in der Bundeswehr 
gemeldet, wie der damalige Parlamentarische Staatssekretär 
Peter-Kurt Würzbach in der Fragestunde des Deutschen Bun-
destages am 1./2. April 1987 annahm ( „Ich gehe davon aus")? 

Wenn nein, was wird die Bundesregierung unternehmen, um 
Boris Becker davon zu überzeugen, sich freiwillig dieser Pflicht-
erfüllung zu stellen ( „Wir würden es sehr begrüßen ...")? 

Zu Frage 32: 

Boris Becker hat sich bisher nicht freiwillig zum 
Ableisten des Wehrdienstes in der Bundeswehr ge-
meldet. 

Zu Frage 33: 

Die Bundesregierung sieht davon ab, Boris Becker 
zu einer Dienstleistung anzuhalten, zu der er aus 
Rechtsgründen nicht verpflichtet ist. Das gleiche gilt 
auch für jeden jungen Wehrpflichtigen, der — aus 
welchen Gründen auch immer — seinen Wohnsitz 
nicht im Bereich der Bundesrepublik Deutschland — 
ausschließlich Westberlin — hat. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Hürland-Büning auf die 
Fragen des Abgeordneten Gilges (SPD) (Drucksache 
11/4119 Fragen 34 und 35): 

Wie bewertet die Bundesregierung die Aussage des Direktors 
des Central Intelligence Agency (CIA), William H. Webster, an-
läßlich einer Anhörung des Auswärtigen Ausschusses des US-
Senats, daß er zu der Frage, ob ein oder mehrere Angehörige der 
Bundeswehr vor Ort in Libyen in das Projekt Luftbetankung ein-
bezogen waren, nur in der nichtöffentlichen Sitzung des Aus-
schusses Stellung nehmen könne, die Frage danach jedoch ge-
nau „das Ziel treffe" ? 

Besitzt die Bundesregierung Bezug nehmend auf ihren „Be-
richt über eine mögliche Beteiligung deutscher Firmen an einer 
C-Waffen-Produktion in Libyen" (Drucksache 11/3995) neue 
Erkenntnisse über Hinweise, daß ein Angehöriger oder mehrere 
Angehörige der Bundeswehr während oder nach ihrer Bundes-
wehrzeit vor Ort in Libyen in das Projekt Luftbetankung einbe-
zogen waren? 

Zu Frage 34: 
Die Bundesregierung sieht kein Erfordernis, Frage-

stellungen und mögliche Antworten, wie sie sich im 
amerikanischen Kongreß in nichtöffentlicher Sitzung 
ergeben, im einzelnen zu bewerten. Die Tatsache, daß 
sich ein Ausschuß des amerikanischen Kongresses mit 
der Frage von möglichen einzelnen Verstößen in der 
Bundeswehr — die sich zugunsten Libyens auswirken 
können — befaßt, wird von der Bundesregierung je-
doch ernst genommen. 

Zu Ihrer Frage 35 stelle ich zunächst klar: 

Die Bundeswehr hat zu keinem Zeitpunkt bei der 
Errichtung von Luftbetankungskapazität in Libyen 
mit eigenem Personal mitgewirkt. Ein Zusammen-
hang zwischen der Bundeswehr und den im Bericht 
der Bundesregierung an den Deutschen Bundestag 
untersuchten möglichen Beteiligungen deutscher Fir-
men an einer C-Waffen-Produktion in Libyen sowie 
der Verbringung derartiger C-Waffen kann nicht her-
gestellt werden. 

Weiter stelle ich fest: Das BMVg prüft zur Zeit je-
doch, ob Angehörige der Bundeswehr unter Verstoß 
gegen Vorschriften während oder nach ihrer Bundes-
wehrzeit vor Ort in Libyen in ein Projekt Luftbetan-
kung einbezogen waren. 

Es besteht der begründete Verdacht, daß von 1986 
bis Sommer 1988 ein damaliger Soldat der Bundes-
wehr und jetziger Reservist im Rahmen einer dienst

-

zeitbeendenden Maßnahme des Berufsförderungs-
dienstes unter Freistellung vom militärischen Dienst 
einen Scheinvertrag mit einer Ausbildungsfirma ab-
geschlossen hat und sich während des Zeitraums der 
Freistellung im Auftrag der angeblichen Ausbil-
dungsfirma in Libyen aufgehalten hat, um an der Um-
rüstung von Flugzeugen der dortigen Streitkräfte mit-
zuwirken. Gegen den ehem. Soldaten wurde Straf an-
zeige erstattet. Die Ermittlungen sind noch nicht ab-
geschlossen. Der strafrechtliche Anfangsverdacht be-
trifft den Umstand, daß sich der ehem. Soldat Leistun-
gen des Bundes vom Berufsförderungsdienst erschli-
chen haben könnte. Weitere strafrechtliche Aspekte 
sind nicht ersichtlich. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Hürland-Büning auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Mechtersheimer 
(GRÜNE) (Drucksache 11/4119 Frage 36): 

Welche Absichten und welche konkreten Pläne bestehen hin-
sichtlich einer weitergehenden Integration Frankreichs in das 
integrierte Luftverteidigungssystem der NATO? 

Der Bundesregierung sind Absichten Frankreichs 
zur Integration in die Integrierte NATO Luftverteidi-
gung nicht bekannt. Frankreich beabsichtigt jedoch 
auch in der Zukunft, die eigenen Systeme technisch so 
zu gestalten, daß sie kompatibel mit denen der NATO 
sind. 

Die NATO hat sich Anfang der 80er Jahre ent-
schlossen, die Systeme zur Führung von Luftstreit- 
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kräften zu modernisieren. Frankreich ist an den Pla-
nungen für diese Modernisierung beteiligt, um die 
Möglichkeit der Zusammenarbeit französischer Sy-
steme mit denen der NATO auch in Zukunft sicher-
stellen zu können. 

Art und Umfang der Beteiligung und Fragen der 
Realisierung sollen in Verhandlungen zwischen 
Frankreich und dem Bündnis verhandelt werden. 
Frankreichs Entscheidung, sich nicht in den militäri-
schen Teil der NATO einzubinden, bleibt davon un-
berührt. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Würfel (FDP) (Drucksache 11/ 
4119 Fragen 37 und 38): 

Nachdem bekannt wurde, daß der Normenausschuß „Lebens-
mittel und landwirtschaftliche Produkte" des Deutschen Insti-
tuts für Normen (DIN) sechs Jahre lang nicht in der Lage war, ein 
normiertes Abrauchverfahren zu entwickeln, mit dem der Teer-
und Nikotingehalt von Feinschnitt-Tabak hätte festgestellt wer-
den können, frage ich die Bundesregierung, hält die Bundesre-
gierung diesen Zeitraum für angemessen, wenn nein, was ge-
denkt sie zu tun, damit Rauchern diese wichtige Information 
nicht länger vorenthalten bleibt? 

Könnte sich die Bundesregierung vorstellen, den Konflikt zwi-
schen Rauchern und Nichtrauchern dadurch zu entschärfen, daß 
sie veranlaßt, daß zumindest auf den größeren Flächen der Ta-
bakdosen und Tabakpäckchen weitere Informationen zum 
Thema Rauchen aufgedruckt sind, die auch Appelle an den Rau-
cher beinhalten könnten, die Nichtraucher mehr zu schützen, 
beispielsweise so: 
— Ehrensache: Raucher nehmen Rücksicht auf Nichtraucher. 
— Oder so: Raucher sind tolerant. Sie respektieren die Nicht-

raucher in ihrer Umgebung. Sie genießen dort, wo ihr Genuß 
andere nicht beeinträchtigt. 

— Oder so: Raucher beachten die Rechte der Nichtraucher? 

Zu Frage 37: 

Ich erwarte, daß die DIN-Norm nunmehr in Kürze 
veröffentlicht und damit einem langjährigen Anliegen 
der Bundesregierung entsprochen wird. Der Arbeits

-

ausschuß „Tabak- und Tabakrauchanalyse" des DIN 
Normenausschusses „Lebensmittel und landwirt-
schaftliche Produkte" hat nämlich gestern die Norm

-

Vorlage zur Bestimmung des Nikotin- und Konden-
satgehaltes im Rauch von Feinschnitt-Tabak verab-
schiedet, so daß jetzt der Norm-Entwurf gemäß dem 
Normungs-Verfahren der Öffentlichkeit mit der Mög-
lichkeit zur Stellungnahme zur Kenntnis gegeben 
wird. 

Zu Frage 38: 

In der Europäischen Gemeinschaft wird gegenwär-
tig eine Richtlinie des Rates über die Etikettierung von 
Tabakerzeugnissen beraten, welche die Angabe von 
Warnhinweisen auf den Packungen von Tabaker-
zeugnissen gemeinschaftsrechtlich regeln wird. Die 
Bundesregierung hat daher keine Möglichkeit mehr, 
einzelstaatliche Rechtsvorschriften, die von dieser 
Richtlinie abweichende Regelungen treffen, zu erlas-
sen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage des Ab-
geordneten Pauli (SPD) (Drucksache 11/4119 Frage 
39) : 

Haben Bürger aus der DDR hei ihrem Besuch in der Bundes-
republik Deutschland einen Anspruch auf Leistungen nach dem 
Bundessozialhilfegesetz, zumal wenn sie keine unterhaltspflich-
tigen Angehörigen in der Bundesrepublik Deutschland haben, 
und wenn ja, welche Gründe sind hierfür maßgebend? 

Bürger aus der DDR haben wie alle Deutschen in 
der Bundesrepublik Deutschland in Notfällen An-
spruch auf Leistungen der Sozialhilfe. Dies gilt für 
Besuchsfahrten innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland, z. B. beim Verlust der Barmittel oder der 
Fahrkarte, soweit sich der Betreffende nicht selbst hel-
fen kann oder er die erforderliche Hilfe nicht von an-
deren erhält. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD) 
(Drucksache 11/4119 Frage 40): 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung aus der Tat-
sache ziehen, daß im Jahre 1987 insgesamt 7 776 Zivildienstlei-
stende in Altenpflegeheimen eingesetzt waren und 7 658 Alten-
pflegerinnen/Altenpfleger arbeitslos gemeldet waren sowie 
14 240 Zivildienstleistende in Krankenhäusern eingesetzt waren 
und 11 687 Krankenschwestern/Krankenpfleger arbeitslos ge-
meldet waren, und ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
zumindest in diesen Bereichen eine Arbeitsmarktneutralität 
nicht mehr gegeben ist? 

Die Zivildienstleistenden verfügen im allgemeinen 
über keine Berufsausbildung in der Alten- oder Kran-
kenpflege. Sie können in den genannten Einrichtun-
gen nur für Hilfstätigkeiten eingesetzt werden, die 
eine solche Ausbildung nicht voraussetzen. Mit dieser 
Arbeit entlasten sie die ausgebildeten Pflegekräfte, 
die sich daher intensiver ihrer qualifizierten Pflegetä-
tigkeit widmen können. Zu einer Einsparung von sol-
chen Fachkräften kommt es dabei nach den Feststel-
lungen des Bundesamtes für den Zivildienst nicht. Für 
den Krankenhausbereich hat das 1987 die Deutsche 
Krankenhausgesellschaft noch einmal ausdrücklich 
festgestellt. 

Die Bundesregierung ist daher der Auffassung, daß 
der Einsatz von Zivildienstleistenden in Altenpflege-
heimen und Krankenhäusern nicht zu einer Verdrän-
gung von ausgebildeten Pflegekräften führt, sondern 
vielmehr die Betreuung der alten und kranken Men-
schen in diesen Einrichtungen erheblich verbessert. 
Sie beabsichtigt daher nicht, den Einsatz von Zivil-
dienstleistenden in diesen Bereichen einzuschränken 
oder gar zu beenden. 
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Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage des Ab-
geordneten Engelsberger (CDU/CSU) (Drucksache 
11/4119 Frage 41) : 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht der Bundesministerin 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit, Frau Professor 
Lehr, Kindergärten „im Prinzip schon Zweijährigen" zugänglich 
zu machen, und wie läßt sich gegebenenfalls dieser Standpunkt 
vereinbaren mit der Äußerung von Professor Hellbrügge (Welt-
bild Nr. 3/1989), Kinderarzt und Begründer des Kinderzentrums 
in München, die Forderung von Frau Bundesministerin Lehr sei 
„eine Katastrophe", da zweijährige Kinder keine „Gemein-
schaftsreife" besäßen, sondern noch auf eine „konstante Haupt-
bezugsperson, die ausschließlich Zeit für sie" habe, angewiesen 
seien? 

Es ist die Auffassung der Bundesregierung, daß 
auch Kinder unter drei Jahren außerhalb der Familie 
ihren Bedürfnissen entsprechend etwa in Krabbelstu-
ben und qualifizierten Tagespflegestellen betreut 
werden können. Darauf zielte die Aussage von Frau 
Bundesministerin Prof. Lehr ab, wie sie inzwischen 
mehrfach verdeutlicht hat. Ein solches Angebot steht 
derzeit in der Bundesrepublik Deutschland im Gegen-
satz zu europäischen Nachbarländern nur für rd. 3 % 
der Kinder unter 3 Jahren zur Verfügung. Es geht 
nicht darum, dieses Angebot flächendeckend auszu-
bauen, sondern es — z. B. auch für alleinstehende 
Mütter — zu erweitern. 
Studien haben gezeigt, daß eine qualifizierte Be-

treuung außerhalb der Familie kleinen Kindern nicht 
schadet, sondern sich positiv vor allem bei Einzelkin

-

dern ohne Geschwister auf ihre Entwicklung auswir-
ken kann, sofern die Betreuung verläßlich ist und 
räumlich, personell und inhaltlich die Befürfnisse von 
kleinen Kindern berücksichtigt werden. 

Diese Voraussetzungen waren bei den Untersu-
chungen, auf die sich Prof. Hellbrügge stützt, nicht 
gegeben, vielmehr handelt es sich dort um staatlich 
durchorganisierte institutionelle Fremdbetreuung. 
Dabei entsprachen die Rahmenbedingungen nicht 
den kindlichen Befürfnissen, so daß Fehlentwicklun-
gen notwendigerweise die Konsequenz sind. 

Solche Formen der Betreuung lehnt Frau Prof. Lehr 
ebenfalls ab. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage des 
Abgeordneten Sielaff (SPD) (Drucksache 11/4119 
Frage 42): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß Fahrgä-
ste am Wochenende in vielen Bahnhöfen zwar geöffnete Ge-
päckschalter vorfinden, ihr Gepäck aber dennoch nicht weiter-
befördert wird, weil sehr viele Züge mit Gepäckwagen samstags 
und sonntags kein Gepäck verladen, so daß vielfach die Reisen-
den von Samstag bis Montagabend auf ihre Koffer warten müs-
sen? 

Nach Feststellung der Deutschen Bundesbahn wer-
den an Samstagen nur ca. 12 % und an Sonntagen nur 
ca. 6 % des wöchentlichen Gepäckaufkommens von 
den Kunden zur Beförderung aufgegeben. Das dieser 
Nachfrage entsprechende Angebot für Annahme und 

Auslieferung von Gepäck reicht nach Auffassung der 
Deutschen Bundesbahn aus. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Opel (SPD) (Drucksache 11/4119 
Fragen 43 und 44): 

Treffen Pressemeldungen (DER SPIEGEL, 20. Februar 1989, 
Seite 16) zu, wonach amerikanische Jagdflugzeuge vom Typ 
F-16 vermutlich am Dienstag, dem 7. Februar 1989, gegen 
10.00 Uhr, unangemeldet in eine Warteschleife für den Frank-
furter Rhein-Main-Flughafen, die sogenannte Rüdesheim Hol-
ding aus dem Tiefflug wegen Wetterverschlechterung von unten 
einflogen sowie dabei sechs Passagiermaschinen, die in diesem 
Raum flogen, derart in Gefahr brachten, daß dabei Passagier-
flugzeuge nur um wenige Meter verfehlt wurden, und was hat 
die Bundesregierung gegen diesen Verstoß gegen die Flug-
sicherungsvorschriften unternommen? 

Trifft es zu, daß (vgl. DER SPIEGEL, 20. Februar 1989, 
Seite 16) am 14. Februar 1989 mehrere amerikanische Luftfahr-
zeuge vom Typ A-10 ihren Tiefflug infolge schlechten Wetters 
bzw. falscher Wettervorhersage abbrechen mußten sowie in der 
Nähe von Gießen teilweise auf falschen Frequenzen von der 
deutschen Flugsicherung die Freigabe zum Instrumentenflug 
verlangten und daß diese Freigabe zu gefährlichen Flugsituatio-
nen führte, weil die über dem Sichtfluggebiet verlaufene zivile 
Luftstraße zu diesem Zeitpunkt regen Luftverkehr aufwies? 

Zu Frage 43: 

Der Vorfall am 7. Februar 1989 wird noch von der 
Bundesanstalt für Flugsicherung untersucht. 

Nach einer ersten Analyse steht aber bereits heute 
eindeutig fest, daß die Aussage, „daß dabei Passagier-
flugzeuge nur um wenige Meter verfehlt wurden" 
nicht den Tatsachen entspricht. 

Um zukünftigen Regelverstößen vorzubeugen, be-
absichtigt die Bundesanstalt für Flugsicherung, die 
Staffelführer in einem Gespräch über die Luftraum-
struktur und die dazu ergangenen Regelungen zu un-
terrichten. 

Zu Frage 44: 

Der Vorfall wird noch von der Bundesanstalt für 
Flugsicherung untersucht. 

Es ist zwar zutreffend, daß mehrere amerikanische 
Luftfahrzeuge vom Typ A 10 wegen schlechten Wet-
ters ihre Tiefflugmission in der Nähe von Gießen ab-
brechen mußten, eine Gefährdung des zivilen Luft-
verkehrs lag nach ersten Erkenntnissen jedoch nicht 
vor. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Steinhauer (SPD) (Druck-
sache 11/4119 Fragen 45 und 46): 

Trifft es zu, daß — obwohl der Bahnvorstand auf Drängen des 
Bundesministeriums für Verkehr 1 250 Ausbildungsplätze für 
den gewerblich-technischen und 500 für den kaufmännischen 
Bereich im Rahmen eines Sonderprogrammes der Bundesregie- 
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rung für das Einstellungsjahr 1989 angeboten hat — jetzt die 
Bundesregierung beabsichtigt, diese Zahl zu kürzen, und wie 
beurteilt die Bundesregierung die Befürchtungen, daß damit 
auch neu geschaffene, qualifizierte Ausbildungsplätze für Mäd-
chen wieder abgebaut würden? 

Ist der Bundesregierung bewußt, daß mit einer drastischen 
Reduzierung der Einstellungszahlen im Rahmen eines Sonder

-

programmes eine Vielzahl von Ausbildungsstätten der Deut-
schen Bundesbahn, insbesondere in Flächenregionen, von der 
Schließung bedroht wurden, und wie sieht dies konkret aus, 
beispielsweise für die Ausbildungsstellen Güterabfertigung 
Kreuztal und Betriebswerk Siegen? 

Zu Frage 45: 

Die Bundesregierung wird voraussichtlich in ihrer 
Kabinettsitzung am 15. März 1989 darüber beschlie-
ßen, in welcher Weise im Einstellungsjahr 1989 die 
Ausbildung über den Eigenbedarf der Deutschen 
Bundesbahn hinaus gegen Kostenerstattung aus dem 
Bundeshaushalt fortgeführt wird. 

Die Ausbildung über Bedarf im Ausbildungsberuf 
Kaufmann/Kauffrau im Eisenbahn- und Straßenver-
kehr wird in erster Linie von Mädchen angenommen. 
Da sich bei einer Ausbildung über Bedarf kaum Chan-
cen auf eine Weiterbeschäftigung bei der Deutschen 
Bundesbahn eröffnen, kann es bei weiterer Entspan-
nung auf dem Ausbildungsmarkt sinnvoller sein, Aus-
bildungsplätze in Bereichen zu nutzen, die im An-
schluß an die Lehre reale Weiterbeschäftigungsmög-
lichkeiten in den Ausbildungsbetrieben anbieten 
können. 

Zu Frage 46: 

Die Deutsche Bundesbahn betreibt seit 1976 in er-
heblichem Umfang Ausbildung über Bedarf. Sie hält 
deshalb Ausbildungskapazitäten vor, die aus perso-
nalwirtschaftlicher Sicht nicht erforderlich sind. Wenn 
die Ausbildung über Bedarf eingeschränkt wird, weil 
die Entspannung auf dem Ausbildungsstellenmarkt 
diese Maßnahme nahelegt, wird die Deutsche Bun-
desbahn ihre Ausbildungskapazitäten entsprechend 
anpassen. Dabei kann es nötig werden, die Ausbil-
dung an bestimmten Orten zu konzentrieren, um auch 
künftig eine praxisnahe und vielseitige Ausbildung zu 
gewährleisten. 

Im Betriebswerk Siegen stehen im Jahre 1989 ins-
gesamt 24 Ausbildungsplätze zur Verfügung, davon 
wird die Deutsche Bundesbahn neun für ihren Eigen-
bedarf besetzen. 

Bei der Güterabfertigung Kreuztal stehen voraus-
sichtlich 10 Plätze im Ausbildungsberuf Kaufmann/ 
Kauffrau im Eisenbahn- und Straßenverkehr über Ei-
genbedarf zur Verfügung. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Andres (SPD) (Drucksache 11/ 
4119 Fragen 47 und 48): 

Trifft es zu, daß im Bereich der Bundesbahndirektion Hanno-
ver im Ausbildungsjahr 1989/90 über 400 qualifizierte Ausbil-
dungsplätze nicht mehr besetzt werden sollen, und bestehen 
solche Absichten auch in anderen Bundesbahndirektionen? 

Welche Gründe sprechen aus Sicht der Bundesregierung da-
für, die qualitativ guten Ausbildungskapazitäten der Deutschen 
Bundesbahn auch über deren Eigenbedarf hinaus zu nutzen? 

Zu Frage 47: 

Nein. 

Zu Frage 48: 

In den vergangenen Jahren bestand eine hohe 
Nachfrage nach betrieblichen Ausbildungsplätzen. 
Wirtschaft und Verwaltung mußten deshalb beson-
dere Anstrengungen unternehmen, um eine ausrei-
chende Zahl von Ausbildungsplätzen bereitzustellen. 
Der Bund wurde seiner Vorbildfunktion in diesem 
Bereich unter anderem dadurch gerecht, daß die von 
der deutschen Bundesbahn nicht benötigten Ausbil-
dungspätze den Jugendlichen zur Verfügung gestellt 
und die Kosten hierfür aus dem Bundeshaushalt über-
nommen wurden. 

In welcher Weise auch im Einstellungsjahr 1989 
diese Ausbildung über Bedarf bei der Deutschen Bun-
desbahn fortgeführt wird, wird die Bundesregierung 
voraussichtlich in ihrer Kabinettsitzung am 15. März 
1989 beschließen. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 11/4119 
Frage 49): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Lärmsituation an der 
Bundesautobahn A 93, insbesondere in Höhe der Orte Luhe im 
Landkreis Neustadt und Rothenstadt/Ullersricht (Weiden), und 
was wird unternommen werden, um durch aktive und passive 
Schallschutzmaßnahmen die Lärmsituation entscheidend zu 
verbessern? 

Notwendigkeit und Art des Lärmschutzes an der 
Autobahnneubaustrecke A 93 wurden grundsätzlich 
in den jeweiligen Planfeststellungsverfahren unter 
Einschaltung des Bayerischen Landesamtes für Um-
weltschutz geprüft und abschließend im Rahmen der 
gegebenen rechtlichen Möglichkeiten festgelegt. So-
weit hierbei Schallschutzmaßnahmen zu Lasten des 
Bundes angeordnet wurden, sind diese Maßnahmen 
ausgeführt. 

Über die Festlegungen des Planfeststellungsbe-
schlusses hinausgehender Lärmschutz ist grundsätz-
lich ausgeschlossen, es sei denn, es treten nicht vor-
hersehbare Auswirkungen von der Straße auf benach-
barte Grundstücke auf. Ob im Einzelfall eine solche 
Ausnahmesituation gegeben ist, kann generell nicht 
beantwortet werden. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage des 
Abgeordneten Weiss (München) (GRÜNE) (Druck-
sache 11/4119 Frage 50): 
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Trifft es zu, daß für den Streckenabschnitt Garmisch-Parten-
kirchen—Farchant-Nord der A 95 das Linienbestimmungsver-
fahren nach § 16 Abs. 1 des Bundesfernstraßengesetzes einge-
leitet worden ist? 

Nein; das Linienbestimmungsverfahren wurde für 
die Verlegung der B 2 im genannten Streckenab-
schnitt — und nicht für den Neubau der A 95 — ein-
geleitet. 

Anlage 19 

Antwort 

des Staatssekretärs Stroetmann auf die Fragen des 
Abgeordneten Schäfer (Offenburg) (SPD) (Drucksa-
che 11/4119 Fragen 51 und 52): 

Seit wann sind der Bundesregierung die von der Internationa-
len Arbeitsgemeinschaft der Wasserwerke im Rheineinzugsge-
biet aufgedeckten Einleitungen chemischer Substanzen in den 
Rhein bekannt, wonach die Firmen Ciba-Geigy im Oktober/ 
November 1988 und Sandoz im Januar 1989 1,6 Tonnen Meto-
lachlor bzw. 1,4 Tonnen Norflurazon in den Rhein eingeleitet 
haben, ohne die Behörden und die Wasserwerke darüber zu 
unterrichten, und wie beurteilt sie diesen Sachverhalt? 

Welche Schäden sind durch diese Einleitungen entstanden, 
und welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, 
um die Wasserwerke durch frühzeitige, verwertbare Informatio-
nen in die Lage zu versetzen, zur Sicherung der Trinkwasser-
qualität rechtzeitig nach solchen Einleitungen die notwendigen 
Messungen durchzuführen? 

Zu Frage 51: 

Zur Frage nach dem Zeitpunkt des Bekanntwer-
dens: 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit hat von dem Vorfall Metolachlor bei 
der Firma Ciba-Geigy im Oktober/November 1988 
erstmals durch eine dpa-Meldung vom 7. Dezember 
1988 erfahren. Weitere Informationen folgten, zum 
Teil auf Anfrage, in den folgenden Tagen durch die 
Stadtwerke Wiesbaden, die die erhöhten Belastungs-
werte festgestellt hatten, durch das Bundesamt für 
Umweltschutz in Bern/Schweiz, durch den Minister 
für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft des 
Landes Nordrhein-Westfalen sowie durch das Hessi-
sche Ministerium für Umwelt und Reaktorsicherheit. 
Die Information der Bundesregierung erfolgte somit 
erst mehr als einen Monat nach dem Vorfall, der sich 
nach Rekonstruktion der Fakten wahrscheinlich am 
19. Oktober 1988 beim Anfahren einer Produktions-
einheit der Säurefabrik AG, Pratteln (Schweiz), ereig-
net hatte. Eine Meldung (Information oder Warnung) 
über den Internationalen Warn- und Alarmplan Rhein 
war nicht abgesetzt worden. 

Von der Belastung des Rheins mit dem Pflanzen-
schutzmittel Norflurazon durch die Zweigstelle der 
Herstellerfirma Sandoz in Hüningen (Huningue)/ 
Frankreich erfuhr der Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit erstmals am 8. Fe-
bruar 1989 durch Durchschriften eines Briefwechsels 
zwischen den Stadtwerken Wiesbaden, die auch diese 
Belastung des Rheins als erste in der Bundesrepublik 
Deutschland festgestellt hatten, und dem Gewässer-
schutzamt Basel-Stadt, welches hierfür aber nicht zu-
ständig war. Weitere Durchschriften erhielten u. a. 

der Vorsitzende der Deutschen Kommission zum 
Schutz des Rheins gegen Verunreinigung, die Firma 
Sandoz AG, das Bundesamt für Umweltschutz/Bern 
sowie die betroffenen Arbeitsgemeinschaften der 
Wasserwerke. Im Unterschied zum Metolachlorfall 
handelte es sich dabei nicht um eine Bet riebsstörung, 
sondern um reguläre Abwassereinleitungen aus der 
Produktion von Norflurazon, die nach den Unterlagen 
etwa seit dem 12. Dezember 1988 stattfand. Deshalb 
war auch hier der Internationale Warn- und Alarm-
plan Rhein nicht ausgelöst worden. 

Zur Frage nach der Beurteilung: 

In beiden Fällen sind Belastungen des Rheins 
eingetreten, die für die Trinkwasserwerke Pro-
bleme bei der Rohwasseraufbereitung verursachen 
(s. Frage 52). 

In beiden Fällen erfolgte keine rechtzeitige Infor-
mation durch die Verursacher. 

Die vom Werk Sandoz in Hüningen regulär einge-
leitete Menge an Norflurazon entspricht bei weitem 
nicht den üblichen Anforderungen an die Abwasser-
behandlung in der Bundesrepublik Deutschland und 
muß nach Auffassung der Bundesregierung zukünftig 
erheblich reduziert werden. 

Zu Frage 52: 

Zur Frage nach den Schäden: 

Da nicht rechtzeitig informiert worden war, konnten 
die Wasserwerke keine Vorsorgemaßnahmen treffen. 
Ein Teil der Schadstoffe gelangte so in die Uferfiltra-
tionsstrecken der Wasserwerke. Informationen über 
konkrete Beeinträchtigungen der Trinkwasserquali-
tät oder anderer Schäden liegen der Bundesregierung 
aber nicht vor. 

In Fällen solcher erhöhter Belastungen des Rheins 
mit gefährlichen Stoffen fällt aber stets zusätzlicher 
Überwachungsaufwand an, dessen Kosten angesichts 
der komplizierten Analytik beträchtlich sein kann. 

Zur Frage nach den Maßnahmen: 

Erforderlich sind verbesserte Technologien zur Ver-
meidung solcher Belastungen und die unverzügliche 
Absetzung von Informationen oder Warnungen über 
den Internationalen Warn- und Alarmplan Rhein, der 
ein international abgestimmtes und erprobtes Melde-
verfahren für außergewöhnliche Ereignisse mit nach-
teiligen Auswirkungen auf den Rhein darstellt. 

Der Metolachlorfall wurde bereits in Gremien der 
Deutschen und Internationalen Rheinschutzkommis-
sion ausführlich erörtert. Die Vertreter der Schweiz 
zeigten sich dabei aufgeschlossen und bereit, die er-
kannten Schwachstellen zu beseitigen. 

Bezüglich der Norflurazon-Einleitungen liegt in-
zwischen eine schriftliche Entschuldigung und Zu-
sage der Firma Sandoz A. G. vor, die Produktion von 
Norflurazon in Hüningen (F) erst wieder aufzuneh-
men, wenn die Schwachstellen durch technische 
Maßnahmen beseitigt sind, um die Wiederholung ei-
ner derartigen Belastung des Rheins für die Zukunft 
auszuschließen. 

Die Bundesregierung wird in der Internationalen 
Rheinschutzkommission gegenüber den übrigen 
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Rheinanliegerstaaten vor allem darauf drängen, daß 
im Fall unvorhergesehener Verunreinigungen des 
Rheins der jeweilige Verursacher zur unverzüglichen 
Meldung verpflichtet wird. In der Bundesrepublik 
Deutschland bestehen solche Verpflichtungen bereits 
für Anlagen nach der Störfallverordnung für Abwas-
seranlagen in den wasserrechtlichen Einleitebeschei-
den sowie für Anlagen zum Lagern und Transport 
wassergefährdender Stoffe gemäß § 19g Wasserhaus-
haltsgesetz in den zugehörigen Landeswassergeset-
zen. 

Anlage 20 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Töpfer auf die Frage des Ab-
geordneten Pauli (SPD) (Drucksache 11/4119 Frage 
53): 

Welche Gründe sind dafür maßgebend, daß der Bundesmini-
ster für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit mein 
Schreiben vom 17. Oktober 1988 zum geplanten Bau eines 
Truck-Stops an der A 61 im Bereich der Ortsgemeinde Wiebels-
heim bisher trotz mehrmaliger Aufforderungen nicht beantwor-
tet hat, und ist hieraus möglicherweise zu schließen, daß der 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
keinen Standpunkt zur Umweltverträglichkeit von Lastkraftwa-
gen-Rasthöfen (Truck-Stops) an Bundesautobahnen in unmittel-
barer Nähe zu Wohngebieten hat? 

Sie haben mir Ihre Verwunderung darüber mitge-
teilt, daß ich in meiner Eigenschaft als Kreisvorsitzen-
der der CDU des Rhein-Hunsrück-Kreises bisher 
keine Position zu dem geplanten Truck-Stop an der 
A 61 im Bereich der Ortsgemeinde Wiebelsheim bezo-
gen habe. Diese Aussage ist sicherlich nicht berech-
tigt. Wie Sie wissen werden, habe ich am 28. April 
1988 in Wiebelsheim eine öffentliche Veranstaltung 
zu diesem Thema durchgeführt und der Bevölkerung 
Rede und Antwort gestanden. Dabei habe ich sicher-
lich auch als Umweltminister sehr klar gemacht, daß 
selbstverständlich in dem Genehmigungsverfahren 
sämtliche umweltrelevanten Fragen zu stellen und 
überzeugend zu beantworten sind. Nach meiner 
Kenntnis ist zwischenzeitlich auch ein ergänzendes 
Gutachten zu diesem Projekt in Auftrag gegeben wor-
den. Es wäre der sachlichen Diskussion außerordent-
lich dienlich, wenn alle Beteiligten dieses Gutachten 
abwarten und danach die darin vorgelegten Positio-
nen in aller Breite erörtern könnten. Erst danach bin 
ich bereit, eine Aussage in dieser Sache vorzuneh-
men. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Echternach auf die Fra-
gen des Abgeordneten Menzel (SPD) (Drucksache 
11/4119 Fragen 54 und 55): 

Wann wurden die Einkommensgrenzen des § 25 Zweites 
Wohnungsbaugesetz das letzte Mal an die Einkommensent-
wicklung angepaßt? 

Um wieviel Prozent sind die Einkommen seitdem gestiegen, 
und wie hoch müßten die Einkommen sein, wenn sie der Ein-
kommensentwicklung angepaßt wären? 

Zu Frage 54: 

Die letzte allgemeine Anhebung der Einkommens-
grenzen in § 25 Abs. 1 II. WoBauG wurde mit dem 
Wohnungsbauänderungsgesetz 1980 zum 1. Mai 1980 
vorgenommen. Dabei wurde die Einkommensgrenze 
auf 21 600 DM zuzüglich 10 200 DM für den zweiten 
und weiteren 6 300 DM für jeden weiteren zur Familie 
des Wohnungssuchenden rechnenden Angehörigen 
festgelegt. Mit dem Wohnungsrechtsvereinfachungs-
gesetz 1985 wurde der Erhöhungszuschlag für den 
dritten und jeden weiteren Familienangehörigen noch 
einmal von 6 300 DM auf 8 000 DM erhöht. 

Weiterhin wurden durch das Wohnungsrechtsve-
reinfachungsgesetz 1985 strukturelle Verbesserun-
gen bei der Einkommensberechnung eingeführt, 
nämlich: 

1. Bei der Einkommensermittlung werden nur die po-
sitiven Einkünfte berücksichtigt; ein Verlustaus-
gleich ist nicht statthaft. 

2. Die Möglichkeit, Aufwendungen zur Erfüllung ge-
setzlicher Unterhaltsverpflichtungen bei der Ein-
kommensermittlung ohne betragsmäßige Begren-
zung vom Jahreseinkommen abzusetzen, wird hin-
sichtlich des Personenkreises wesentlich erwei-
tert. 

3. Von dem ermittelten Jahreseinkommen kann pau-
schal ein Betrag von 10 v. H. abgezogen werden, 
wenn der Wohnungssuchende oder Familienange-
hörige Steuern vom Einkommen entrichten. Dies 
bedeutet mittelbar eine Erhöhung der Einkom-
mensgrenze zumindest für steuerpflichtige Woh-
nungssuchende und deren Angehörige um 10 Pro-
zent. 

Zu Frage 55: 

Seit 1980 sind die Einkommen nominal um etwa 
35 Prozent gestiegen. Würde man die Einkommens-
grenzen des sozialen Wohnungsbaus automatisch an 
die Steigerung der Nominaleinkommen anpassen, er-
gäben sich folgende Beträge: 

— für die erste Person 	 29 160 DM 

— für die zweite Person 	 13 770 DM 

— für die dritte und jede 
weitere zur Familie 
des Wohnungssuchenden 
rechnende Person 	 8 505 DM 

Der Gesetzgeber hat eine derartige zahlenmäßige 
Fortschreibung der Einkommensgrenzen auf der 
Grundlage der Nominaleinkommen abgelehnt. Er hat 
im Rahmen des Wohnungsrechtsvereinfachungsge-
setzes 1985 vielmehr sehr differenzierte Anhebungen 
der Einkommensgrenzen vorgenommen, nämlich für 
Familien mit 3 und mehr Personen und für steuer-
pflichtige Haushalte. 
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Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Echternach auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 
11/4119 Fragen 56 und 57): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung von Bundesminister 
Dr. Schneider (General-Anzeiger vom 22. Februar 1989), daß 
Wohnungsbauförderungsmaßnahmen der Regierung den Bau-
markt überhitzen könnten? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die derzeitige, 
nach Meinung des Bundesministers für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau zu geringe Kapazität der Bauwirtschaft durch 
einen jahrelangen Schrumpfungsprozeß entstanden ist, den die 
Bau- und Steuerpolitik der Bundesregierung wesentlich mitver-
ursacht hat? 

Zu Frage 56: 

Die Bundesregierung ist mit Bundesminister Dr. 
Schneider der Auffassung, daß Wohnungsbauförde-
rungsprogramme in einer Größenordnung, wie sie 
von der Opposition derzeit gefordert werden, zu einer 
Überhitzung des Baumarktes führen könnten. 

Zu Frage 57: 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau ist nicht der Auffassung, daß die Kapa-
zität der Bauwirtschaft zu gering ist. Er stimmt mit den 
bauwirtschaftlichen Unternehmen und Verbänden 
überein, die die Kapazitätsauslastung in der deut-
schen Bauwirtschaft als gut beurteilen, nach deren 
Urteil aber eine Vollauslastung nicht vorliegt. 

Der Schrumpfungsprozeß in der Bauwirtschaft war 
unvermeidlich, um sie einer nach Umfang und Struk-
tur veränderten Nachfrage anzupassen. 

Die Bau- und Steuerpolitik der Bundesregierung 
hat die Schwierigkeiten abgemildert, die mit dieser 
Strukturanpassung für die Bauwirtschaft verbunden 
waren. 

Anlage 23 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Adam-Schwaetzer auf 
die Fragen des Abgeordneten Dr. Soell (SPD) (Druck-
sache 11/4119 Fragen 58 und 59): 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, ob im 
Bhaba Atomic Research Center auch am indischen Atomwaffen-
programm gearbeitet wird? 

Haben diese Erkenntnisse bei der Genehmigung von Beryl-
lium-Exporten nach Indien im Jahr 1984 irgendeine Rolle ge-
spielt? 

Zu Frage 58: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß aus einem 
Forschungsreaktor des Bhaba Atomic Research Cen-
ter in Trombay das Plutonium stammt, welches bei der 
im Jahre 1974 durchgeführten Zündung eines selb-
ständig entwickelten Kernsprengkörpers verwendet 
wurde. Die indische Regierung hat wiederholt erklärt, 
daß es sich bei diesem Test um eine friedliche Atom-
sprengung gehandelt habe und daß das nationale Nu-
klearprogramm Indiens nur friedlichen Zwecken 
diene. 

Zu Frage 59: 

Nein. die angesprochene Ausfuhr von Beryllium 
nach Indien wurde genehmigt, da die Bundesregie-
rung von der nicht-nuklearen Verwendung des Beryl-
liums überzeugt war. 

Anlage 24 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Adam-Schwaetzer auf 
die Fragen des Abgeordneten Reuter (SPD) (Drucksa-
che 11/4119 Fragen 60 und 61): 

Sind der Bundesregierung jemals Besorgnisse befreundeter 
Regierungen über die Verwendung von Beryllium in Atomwaf-
fenprogrammen bekanntgeworden? 

Haben diese Besorgnisse zu Konsequenzen bei der Genehmi-
gung von Reinst-Beryllium-Exporten geführt? 

Zu Frage 60: 

Im Zusammenhang mit dem derzeit diskutierten 
Fall der Ausfuhr von Beryllium nach Indien im Jahre 
1984 sind der Bundesregierung von befreundeten Re-
gierungen keine Besorgnisse mitgeteilt worden. 

Zu Frage 61: 

Falls der Bundesregierung zu bestimmten Export-
vorgängen von befreundeten Regierungen Besorg-
nisse mitgeteilt werden, werden sie von der Bundes-
regierung berücksichtigt. Bei dem derzeit diskutierten 
Fall der Ausfuhr von Beryllium nach Indien im Jahre 
1984 sind jedoch derartige Besorgnisse nicht vorgetra-
gen worden. 

Anlage 25 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Adam-Schwaetzer auf 
die Fragen des Abgeordneten Lowack (CDU/CSU) 
(Drucksache 11/4119 Fragen 62 und 63): 

Treffen Mitteilungen zu, wonach die SWAPO für angeblich ca. 
69 000 namibische Flüchtlinge Gelder von den Vereinten Natio-
nen erhalten hat, während beispielsweise die MPLA-Regierung 
in Luanda nur von ca. 16 000 namibischen Flüchtlingen spricht, 
und trifft es zu, daß eine UNO-Untersuchungskommission, die 
sich über die genaue Zahl der Namibier in SWAPO-Lagern 
kümmern sollte, daran gehindert wurde, entsprechende Lager 
aufzusuchen? 

Trifft es zu, daß das UNO-Hochkommissariat im letzten Jahr 
für die namibischen „Flüchtlinge" 2,3 Millionen Pfund Sterling 
bezahlt hat und für dieses Jahr sogar 3 Millionen Pfund bezah-
len will, unabhängig von weiteren Unterstützungen, beispiels-
weise durch die Europäische Gemeinschaft mit Nahrungsmittel-
hilfe von ca. 700 000 Pfund Sterling und durch die schwedische 
Regierung, die seit 1970 ca. 45 Millionen Pfund Sterling gezahlt 
hat? 

Zu Frage 62: 

a) Die Bundesregierung bemüht sich seit langem 
in Kontakten mit den Aufnahmeländern und der 
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SWAPO um konkrete Auskünfte über die Höhe und 
das Schicksal der namibischen Flüchtlinge. 

Nach Angaben des UNHCR beläuft sich die Zahl 
von potentiellen Rückkehrern nach Namibia auf 
58 000. 

Die SWAPO zählt zu den Empfängern von Leistun-
gen des UNHCR. 

b) Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß eine 
VN-Untersuchungskommission, die die genaue Zahl 
der Namibier in SWAPO-Lagern ermitteln sollte, 
daran gehindert wurde, entsprechende Lager aufzu-
suchen. 

Zu Frage 63: 

Der UNHCR hat für das Programm „Hilfe an nami-
bische Flüchtlinge" („Assistance to Namibian Refu-
gees") im Jahre 1988 2,6 Millionen US$ zur Verfü-
gung gestellt. 1989 sollen für dieses Programm 4 Mil-
lionen US$ geleistet werden. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Hirsch (FDP) (Drucksache 11/4119 
Fragen 64 und 65): 

Treffen Presseberichte zu, wonach der Deutsche Fußballbund 
(DFB) empfohlen hat, daß ab 1990 entgegen der bisherigen 
Übung an den Spielen der Jugendauswahlmannschaften (A-, B-
und C-Jugend) der 16 Landesverbände um den Länderpokal 
nur noch Jugendliche mit deutscher Staatsangehörigkeit teil-
nehmen sollen? 

Hat zumindest der unbestritten erhebliche Beitrag des Sports 
zur Integration ausländischer Mitbürger die Bundesregierung 
veranlaßt, den DFB zu bitten, seine Empfehlung zu überprüfen, 
und welches Ergebnis ist gegebenenfalls erreicht worden? 

Zu Frage 64: 

Die erwähnten Presseberichte treffen nach Darle-
gung des Deutschen Fußball-Bundes (DFB) in der zi-
tierten Form nicht zu. 

Die Spielordnung des DFB sieht grundsätzlich 
keine Beschränkungen für den Einsatz ausländischer 
Spieler im Jugend- und Amateurbereich vor. Diese 
Regelung gilt auch für Auswahlmannschaften der 
Landesverbände, also auch für Spiele von Jugendaus-
wahlmannschaf ten.  

Lediglich für drei Veranstaltungen des DFB, die der 
Sichtung von Talenten im Hinblick auf den Aufbau 
starker Jugendnationalmannschaften dienen, wurde 
empfohlen, nicht mehr als zwei Spieler mit nichtdeut-
scher Staatsangehörigkeit einzusetzen. 

An diese Empfehlung, die seit Jahren besteht, sind 
kürzlich die Landesverbände erinnert worden. 

Zu Frage 65: 

Der DFB, der in der Regelung seines Spielbetriebes 
wie alle Sportfachverbände autonom ist, hat darge-
legt, daß es keine Beschränkungen für den Einsatz 

ausländischer Spieler in Vereins- und Auswahlmann-
schaften gibt. Es ist auch nicht beabsichtigt, irgend-
welche Beschränkungen für den Einsatz ausländi-
scher Jugendlicher in Mannschaften im Bereich des 
DFB einzuführen. 

So kann beispielsweise nach der Spielordnung des 
DFB eine überwiegend oder ganz aus ausländischen 
Jugendlichen bestehende Mannschaft Deutscher Ju-
gendmeister oder Deutscher Pokalsieger werden. 

Ich bin der Meinung, daß diese Regelung im Spiel-
betrieb des DFB einen wesentlichen Beitrag zur Inte-
gration ausländischer Jugendlicher leistet. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Penner (SPD) (Drucksache 11/4119 
Fragen 66 und 67): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Beschluß des Jugend-
ausschusses des Deutschen Fußballbundes (DFB), „Ausländern 
künftig die Mitwirkung in Jugendauswahlmannschaften der 
16 Landesverbände, bei überregionalen Sichtungsmaßnahmen 
und bei Sichtungsturnieren gänzlich zu versagen", und ist die 
Bundesregierung bereit, im Rahmen ihrer Zusammenarbeit mit 
dem DFB auf einer Aufhebung dieser Maßnahme zu beste-
hen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Deutsche 
Fußballbund (DFB) im Falle der Beibehaltung dieses ausländer-
feindlichen Verfahrens nicht mehr als gemeinnützig und 
jugendförderungswürdig anzusehen ist? 

Der Vorstand des Deutschen Fußball-Bundes (DFB) 
hat sich am 10. Februar 1989 mit der Frage der Mit-
wirkung von jugendlichen Ausländern bei bestimm-
ten Sichtungsturnieren für Jugendmannschaften auf 
A-, B-, C-Ebene befaßt und beschlossen, daß die bis-
herige Regelung — entgegen dem Beschluß des Ju-
gendausschusses des Deutschen Fußball-Bundes — 
beibehalten wird. 

Die bisherige Regelung sieht grundsätzlich keine 
Beschränkung beim Einsatz ausländischer Spieler im 
Jugend- und Amateurbereich vor. Diese Regelung gilt 
auch für Auswahlmannschaften der Landesverbände, 
also auch für Spiele von Jugendauswahlmannschaf-
ten. 

Lediglich für drei jährlich wiederkehrende Veran-
staltungen, die der Sichtung von Talenten im Hinblick 
für den Aufbau starker Jugend-Nationalmannschaf-
ten dienen, hat der DFB — abweichend von der Spiel-
ordnung — empfohlen, nicht mehr als zwei Spieler mit 
nichtdeutscher Staatsangehörigkeit einzusetzen. Die-
ser Empfehlung wurde in den letzten Jahren zuneh-
mend weniger entsprochen, was Anlaß war, dieses 
Thema im Jugendausschuß des Deutschen Fußball

-

Bundes zu diskutieren. 

Ich stelle damit fest, daß der DFB, der wie alle Sport-
fachverbände in der Regelung seines Spielbetriebes 
autonom ist, mit diesem Verhalten einen wesentlichen 
Beitrag zur Integration ausländischer Jugendlicher 
leistet. 
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Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Mechtersheimer (DIE GRÜNEN) 
(Drucksache 11/4119 Frage 68): 

Lag dem Szenario der WINTEX-CIMEX-Übung die Annahme 
zugrunde, daß der sowjetische Staats- und Parteichef Michail 
Gorbatschow das Opfer einer stalinistischen Konterrevolution 
geworden sei? 

Wie ich bereits in der Fragestunde am 22. Februar 
1989 der Abgeordneten Nickels geantwortet habe, 
betrifft die gestellte Frage Einzelheiten des Szenarios, 
die der von der NATO vorgegebenen Geheimhaltung 
unterliegen und daher hier nicht erörtert werden kön-
nen. Im übrigen weist die Bundesregierung darauf 
hin, daß das Szenario, welches der NATO-Stabsrah-
menübung WINTEX-CIMEX 1989 zugrunde liegt, frei 
erfunden und fiktiv ist. Es dient ausschließlich dazu, 
die Übenden an die von ihnen zu bewältigenden 
Übungsaufgaben heranzuführen. 
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